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Beginn der Sitzung: 16 Uhr 20 Minuten 

Vor si t zen d e: Präsident Dr. Fischer, 
Zweiter Präsident Dr. Lichal, Dritte Präsidentin 
Dr. Heide Schmidt. 

Präsident: Ich e r ö f f n e die 108. Sitzung des 
Nationalrates. 

Ver hin der t sind die Abgeordneten Eleo­
nora Hostasch, Kollmann, Dr. Nowotny, Ludmil­
la Parfuss, Strobl, Verzetnitsch, Dr. Brünner, 
Burgstaller, Cordula Frieser, Regina Heiß, Hans 
Rieder und Dr. Schwimmer. 

Abstimmung über Anträge auf Einsetzung von 
Untersuchungsausschüssen 

Präsident: Da ein Fünftel der Abgeordneten 
zum Nationalrat in der letzten Sitzung schriftlich 
verlangt hat, daß die Abstimmung über die An­
träge auf Einsetzung von Untersuchungsaus­
schüssen im Sinne des § 33 Abs. 2 GOG an den 
Beginn der nächsten Sitzung verlegt wird, ist nun­
mehr diese Abstimmung über die beantragten 
Untersuch ungsa ussch üsse durchzuführen. 

Ich werde der Reihe nach über die einzelnen 
Untersuchungsausschüsse abstimmen lassen. Die 
Texte der Anträge sind ja mit Ordnungsnummern 
versehen an alle Abgeordneten verteilt worden, 
und anhand dieser Unterlagen werden wir vorge­
hen. 

Wir gelangen zunächst zur Abstimmung über 
den Antrag des Abgeordneten Anschober auf 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses mit 
der Ordnungsnummer 1. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag zustimmen, um ein Zeichen. - Das ist 
die M i n der h e i t, ist a b gel e h n t. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den An­
trag des Abgeordneten Anschober auf Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses mit der 
Ordnungsnummer 2. 

Ich bitte auch hier um ein Zeichen, wenn Zu-
stimmung vorliegt. - Das ist die 
M i n der h e i t. A b gel e h n t. 

Wir kommen zum Antrag der Frau Abgeordne­
ten Mag. Grandits auf Einsetzung eines Untersu­
chungsausschusses mit der Ordnungsnummer 3. 

Für den Fall der Zustimmung bitte ich um ein 
Zeichen. - Das ist die M i n der h e i t. A b -
gelehnt. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den An­
trag der Frau Abgeordneten Christine Heindl auf 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses mit 
der Ordnungsnummer 4. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die zustim­
men, um ein Zeichen. - Das ist die Mi n der­
heit. Abgelehnt. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den An­
trag der Abgeordneten Christine Heindl auf Ein­
setzung eines Untersuchungsausschusses mit der 
Ordnungsnummer 5. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die sich 
zustimmend äußern wollen, um ein diesbezügli­
ches Zeichen. - Das ist die M i n der h e i t. 
Ab gel e h n t. 

Frau Abgeordnete Christine Heindl hat weiters 
die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
mit der Ordnungsnummer 6 beantragt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die zustim­
men, um ein diesbezügliches Zeichen. - Das ist 
die M i n der h e i t. A b gel e h n t. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den An­
trag der Abgeordneten Langthaler auf Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses mit der 
Ordnungsnummer 7. (Ruf bei der ÖVP: WO ist 
sie?) 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag zustimmen, um ein Zeichen. - Das ist 
abgelehnt. 

Der Antrag mit der Ordnungsnummer 8 be­
trifft, wie Frau Präsidentin Schmidt schon ausge­
führt hat, keinen Gegenstand der Vollziehung. Es 
erübrigt sich daher eine Abstimmung. 

Wir kommen zur Abstimmung über den An­
trag der Abgeordneten Dr. Petrovic auf Einset­
zung eines Untersuchungsausschusses mit der 
Ordnungsnummer 9. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dafür 
eintreten, um ein Zeichen der Zustimmung. -
Das ist die Mi nd er h ei t. Ab gel eh n t. 

Herr Abgeordneter Dr. Renoldner hat die Ein­
setzung eines Untersuchungsausschusses bean­
tragt. Sein Antrag wurde mit der Ordnungsnum­
mer 10 versehen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die zustim­
men, um ein Zeichen. - Das ist die Mi nd er­
h e i t. A b gel e h n t. 

Wir kommen zur Abstimmung über den An­
trag des Abgeordneten Srb auf Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses mit der Ordnungs­
nummer 1l. 
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Präsident 

Ich bitte jene Damen und Herren, die sich hie­
für aussprechen, um ein Zeichen. - Das ist die 
Minderheit. 

Herr Abgeordneter Srb hat einen weiteren An­
trag auf Einsetzung eines Untersuchungsaus­
schusses mit der Ordnungsnummer 12 einge­
bracht. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiefür 
eintreten, um ein Zeichen. - Das ist die M i n -
der h e i t. A b gel e h n t. 

Ich lasse jetzt über den Antrag der Abgeordne­
ten Mag. Stoisits auf Einsetzung eines Untersu­
chungsausschusses mit der Ordnungsnummer 13 
abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die zustim­
men, um ein diesbezügliches Zeichen. - Das ist 
die M i n der h e i t. A b gel e h n t. 

Wir kommen zum Antrag der Abgeordneten 
Mag. Stoisits auf Einsetzung eines U ntersu­
chungsausschusses mit der Ordnungsnummer 14. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die zustim­
men, um ein diesbezügliches Zeichen. - Das ist 
die M i n der he i t, daher n ich t b e -
sc h los sen. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den An­
trag des Abgeordneten Wabl auf Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses mit der Ordnungs­
nummer 15. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die zustim­
men, um ein Zeichen. - Das ist die M i n der -
he i t. 

Schließlich lasse ich über den Antrag des Abge­
ordneten Wabl auf Einsetzung eines Untersu­
chungsausschusses mit der Ordnungsnummer 16 
abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag zustimmen, um ein Zeichen. - Das ist 
die M i n der h e i t, daher a b gel e h n t. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde, und 
ich bitte den Herrn Bundesminister für Justiz, 
uns dafür zur Verfügung zu stehen. 

Ich beginne jetzt - um 16 Uhr 25 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Justiz 

Präsident: Wir kommen zur 1. Anfrage, sie 
wird von d~.r Frau Abgeordneten Dr. Elisabeth 
Hlavac (SPO) an den Herrn Bundesminister für 
Justiz formuliert. Ich erteile ihr das Wort. 

Abgeordnete Dr. Elisabeth Hlavac: Sehr geehr­
ter Herr Bundesminister! Meine Anfrage lautet: 

3611M 
Wie wird sichergestellt. daß bei der Vollziehung 

des geplanten Geldwäschereigesetzes die Verdachts­
fälle den Sicherheitsbehörden beziehungsweise den 
lustizbehörden auch tatsächlich hekannt werden? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Michalek: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her­
ren! Im Bereich der organisierten Kriminalität 
und vor allem im Suchtgifthandel werden in aller 
Regel unmittelbar durch die dort verübten Ver­
brechen enorme Geldsummen erlangt, die allein 
zur Erhaltung ihres Wertes das Bedürfnis mit sich 
bringen, investiert zu werden. Bei den Versuchen 
dieser Investition der kriminellen Gelder besteht 
für die Verbrecher das Bedürfnis, den Geldern 
einen legalen Anstrich zu geben und die kriminel­
le Herkunft zu verschleiern. 

Es gibt die verschiedensten Verschleierungs­
praktiken. Die häufigsten - das zeigt unsere Er­
fahrung - sind damit verbunden, daß irgend­
wann einmal der Dienstleistungsbereich der Fi­
nanzwirtschaft in Anspruch genommen wird. Es 
ist daher die Schnittstelle, an der das kriminelle 
Geld für einen Augenblick sichtbar wird, nämlich 
dann, wenn es durch den Bankenbereich läuft, 
der wirkungsvollste und aussichtsreichste Ansatz­
punkt der Bekämpfung. 

Es finden daher schon seit längerem im Bun­
desministerium für Finanzen - unter Beteiligung 
von Beamten des Bundesministeriums für Justiz 
- über das Bankwesengesetz Gespräche statt, die 
es im wesentlichen zum Gegenstand haben, für 
den Bankenbereich Sorgfaltsmaßstäbe festzule­
gen, wenn die Bankbeamten beim Umgang mit 
den Bankkunden den Verdacht schöpfen, daß es 
sich um kriminelle Gelder handeln könnte. Hie­
bei orientieren sich die Beamten des Finanzmini­
steriums im wesentlichen an den internationalen 
Vorgaben - UN-Konvention, Europaratsüber­
einkommen, 40 Punkte der FA TF, aber auch an 
der EG-Richtlinie -, nämlich Aufzeichnungs­
und Aufbewahrungspflichten sowie Meldepflich­
ten einzuführen. Sollten Beamte diese Sorgfalts­
pflichten verletzen, wird es strenge Verwaltungs­
strafen geben. 

Um aber ein bißehen die Spreu vom Weizen zu 
trennen und nicht alles an Verdachtsmomenten 
gleich den Sicherheitsbehörden oder der Staats­
anwaltschaft anzeigen zu müssen, war von An­
fang an - auch unter Beteiligung des Bundesmi­
nisteriums für Justiz - zur Diskussion gestanden, 
zwischen den Banken und den Sicherheitsbehör­
den, der Staatsanwaltschaft, eine Art ClearingsteI­
le einzuziehen, an die die Meldungen zu erfolgen 
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Bundesminister für Justiz Dr. Michalek 

haben, und die soll dann, wenn sich der Verdacht 
verdichtet, die Meldung weitergeben. 

Darüber, wie diese Clearingstelle institutionell 
ausschauen soll, wer die ClearingsteIle sein soll, 
sind derzeit noch Verhandlungen im Gang. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Elisabeth Hlavac: Herr Bun­
desminister! Die Regierungsvorlage sieht vor, daß 
zu bestrafen ist, wer wissentlich solche Gelder an­
legt, verwaltet und so weiter. Und gerade an dem 
"wissentlich" knüpft sich sehr heftige Kritik, die 
Sie ja sicher kennen; ich brauche die Argumente 
hier nicht zu wiederholen. Ich möchte Sie fragen: 
Herr Minister, wie stehen Sie zu dieser Kritik? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Michalek: Frau Abgeord­
nete! Wir haben im vorgeschlagenen Tatbestand 
zwei Untertatbestände. In einem Fall genügt der 
Vorsatz, wobei nur die Kenntnis, daß es sich um 
kriminelle Gelder handelt, wissentlich gegeben 
sein muß. 

Im übrigen haben wir "wissentlich" vorgese­
hen, weil sich auch die internationalen Überein­
kommen mit dem Wissen begnügen. Es wird si­
cherlich Gelegenheit sein, über die Frage "wis­
sentlich" oder "vorsätzlich" zu diskutieren. 

Wenn darüber hinaus in der Diskussion von 
der Möglichkeit der fahrlässigen Begehung der 
Geldwäscherei gesprochen wird, so möchte ich 
doch zu bedenken geben, daß wir zunächst in den 
vielfältigsten Bereichen, in denen das Delikt der 
Geldwäsche begangen werden kann, Sorgfalts­
maßstäbe erst stipulieren mußten, um für deren 
Verletzung, auch wenn sie fahrlässig erfolgt, 
strafrechtliche Sanktionen einführen zu können. 
Es wären ja sonst in sehr vielen Bereichen derar­
tig große Unsicherheiten gegeben, daß man ent­
weder einen zu großen Bereich in strafrechtliche 
Schwierigkeiten bringen könnte oder daß ganze 
wirtschaftliche Bereiche vor Angst lahmgelegt 
werden könnten. 

Im Bankwesen, im Bankenbereich sollen - wie 
ich vorhin ausgeführt habe -, weil dort die Geld­
wäscherei am häufigsten vorkommt, Sorgfalts­
maßstäbe festgelegt werden, deren Verletzung, 
auch wenn sie fahrlässig erfolgt ist, zwar nicht ge­
richtlich, aber verwaltungsrechtlich strafbar ist. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Elisabeth Hlavac: Herr Mini­
sterl In den Erläuterungen zur Regierungsvorlage 
wird ausgeführt, daß es sich hierbei nur um einen 
ersten Schritt bei der Bekämpfung der Geldwä­
scherei handelt. Ein weiterer Schritt könnte die 
Abschöpfung der Bereicherung sein; das war ur-

sprünglich auch in der Vorlage vorgesehen, ist 
aber jetzt nicht in die Regierungsvorlage aufge­
nommen worden. Ich möchte Sie fragen, Herr 
Minister: Wie stehen Sie zu dieser Frage? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Michalek: Frau Abgeord­
nete! Es war unser Bemühen noch im Vorjahr im 
Zusammenhang mit der Anpassung unserer 
Rechtsordnung an die EG-Rechtslage, in diesem 
Fall an die EG-Geldwäschereirichtlinie, sehr 
rasch einen strafrechtlichen Tatbestand der Geld­
wäscherei ins Parlament zu bringen. Das haben 
wir auch getan. 

Hinsichtlich des von uns seinerzeit gemeinsam 
mit dem materiell-rechtlichen Straf tatbestand zur 
Begutachtung versendeten Bereich des Abschöp­
fungsverfahrens hat sich zwar grundsätzlich zu 
der allgemein von uns vorgesehenen grundlegen­
den Neuordnung des gesamten Abschöpfungs­
rechts hinsichtlich des kriminellen Gewinns Zu­
stimmung im Begutachtungsverfahren ergeben, 
größere Vorbehalte wurden jedoch gemacht im 
Zusammenhang mit unserem Vorschlag, dann, 
wenn ein Täter überführt wurde, im Wege der 
Geldwäscherei oder im Wege anderer Verbrechen 
Vermögenswerte illegal erworben zu haben, für 
innerhalb dieser Zeit erworbene andere Vermö­
genswerte, für die er keinen plausiblen Nachweis 
erbringen kann, woher sie stammen, eine Art Be­
weislastumkehr einzuführen - "eine Art" sage 
ich -, sodaß vermutet wird, so er nicht den Ge­
genbeweis erbringen kann, daß auch diese Ver­
mögenswerte, die er erlangt hat, aus kriminellen 
Taten stammen und daher der Abschöpfung un­
terliegen. 

Die Einwände, die dagegen erhoben wurden, 
konnten nicht so schnell ausgeräumt werden, daß 
wir alle Abschöpfungsbereiche in die Regierungs­
vorlage aufnehmen konnten. Zweitens hat sich 
gezeigt, daß es vermutlich nicht sehr sinnvoll ist, 
die Abschöpfung und auch die Beschlagnahme -
das war ja ein anderer Bereich, den wir ursprüng­
lich zur Begutachtung ausgesendet haben, näm­
lich den ersten Zugriff, die Beschlagnahme, die 
Kontensperre neu zu regeln -, diese Regelungen 
aufzunehmen, ohne den weiteren Bereich, das 
Schicksal, das dann mit diesen Geldern und Ver­
mögenswerten gegeben ist, zu regeln. 

Es wird aber im Zuge der parlamentarischen 
Beratungen über den Geldwäschereiparagraphen 
Gelegenheit sein, den Abschöpfungsbereich mit 
in die Diskussion zu nehmen. 

Präsident: Die nächste Zusatzfrage stellt Herr 
Abgeordneter Riedl. - Bitte. 

Abgeordneter Riedl (ÖVP): Herr Bundesmini­
ster! Im Zusammenhang mit der Beschlagnahme: 
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Beabsichtigen Sie, die Bestimmungen über die 
Beschlagnahme dahin gehend zu überarbeiten, 
daß diese ausdrücklich auch zur Sicherung der 
Ansprüche von Geschädigten herangezogen wer­
den können. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Das ist sicher 
auch einer der Punkte, der in diesem Zusammen­
hang zur Diskussion steht. Es ist natürlich stets 
erforderlich, daß es im Zusammenhang mit kri­
minellen Taten stehen muß. Rein zivilrechtliche 
Ansprüche kann ich selbstverständlich nicht über 
das Abschöpfungsverfahren regeln. Aber es steht 
mit zur Debatte. 

Präsident: Herr Abgeordneter Ofner stellt die 
nächste Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Ofner (FPÖ): Herr Bundes­
minister! Das Anliegen der Öffentlichkeit, der 
Geldwäscherei auf die Spur zu kommen und diese 
zu unterbinden, ist ein sehr wichtiges. Aber es ist 
auch ein ganz wesentliches Anliegen der kleinen 
und der größeren Sparer, daß die Anonymität ih­
rer Einlagen gewahrt bleiben möge. 

Sehen Sie sich in der Lage, diese Gratwande­
rung erfolgreich in die Wege zu leiten: auf der 
einen Seite gnadenlose Verfolgung und auch Ver­
hinderung der Geldwäscherei, auf der anderen 
aber Absicherung der Anonymität zugunsten der 
Sparer? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Herr Abgeord­
neter Ofner! Es ist bekannt, daß ich zu dieser 
Frage schon vor längerem eindeutig meine Posi­
tion bezogen habe, die sich doch ein wenig von 
jener der Wirtschaft, im wesentlichen der Finanz­
wirtschaft, unterscheidet. 

Wenn die Sicherheitsbehörden im Zuge der 
~ufklärungsarbeit und der Ermittlungen auf 
Uberbringersparbücher oder auf anonyme Wert­
papierdepots stoßen, so kann das zwar, wenn es 
sich eindeutig um verbrecherisch erlangtes Geld 
handelt, möglicherweise zu einer Beschlagnahme 
führen, aber man kommt über die Gelder nie zu 
den Tätern. 

Wenn ich das unter dem Prätext einer mög­
lichst effiziente!: Verbrechensaufklärung betrach­
te und auch in Ubereinstimmung mit den interna­
tionalen Vorgaben des Prinzips des "Know your 
customer". so muß ich sagen: Man wird doch sehr 
bald dazu übergehen müssen, eine Identifizie­
rungsverpflichtung der Kunden - seien es Dau­
erkunden, seien es einmalige Transaktionskunden 
- herbeizuführen. 

Präsident: Danke. 

Nächste Zusatzfrage: Herr Abgeordneter 
Anschober. 

Abgeordneter Anschober (Grüne): Geschätzter 
Herr Bundesminister! Ich unterstütze die von Ih­
nen jetzt ausgeführte Meinung. Die Geldwäsche­
rei ist ja insgesamt einer der wesentlichen Nähr­
böden für die organisierte Kriminalität über­
haupt. 

Sehen Sie neben einem Bankwesengesetz und 
einem Geldwäschegesetz, die jetzt in Vorberei­
tung sind, auch eine Notwendigkeit im Bereich 
eines verbesserten Zeugenschutzes, etwa eine 
Kronzeugenregelung? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Der Zeugen­
schutz stellt einen Schwerpunkt unseres derzeiti­
gen legislativen Vorhabens dar. Die Kronzeugen­
regelung, wie sie in der Bundesrepublik befristet 
eingeführt wurde - sie ist dort nicht nur auf Zu­
stimmung gestoßen. sodaß die Frage nach einer 
Verlängerung noch total offen ist; wir beobachten 
die Diskussion -, scheint in unseren derzeitigen 
Vorschlägen an das Parlament nicht auf. 

Es hat sich vor allem gezeigt, daß das eine am­
bivalente Sache ist, denn oft ist der Kronzeuge 
der Boß der Gegenorganisation, und es wäre so 
gesehen kaum zu billigen, daß man durch den 
Kronzeugen die eine Gang auffliegen läßt, aber 
damit eine andere Gang zur Macht bringt. Das 
wird einer eingehenden Diskussion bedürfen, und 
ich meine, wir sollten auch die Diskussion in 
Deutschland abwarten, die ja in die Richtung ge­
hen wird, die Kronzeugenregelung zeitlich zu 
verlängern oder aufzuheben. 

Präsident: Danke. Das war der erste Fragen­
komplex. 

Zum ~ort gelangt der Abgeordnete Niederwie­
ser (SPO). 

Abgeordneter DDr. Niederwieser: Herr Bun­
desminister! Meine Frage lautet: 

362/M 
Welche Schwerpunkte sollen nach Abschluß des 

Begutachtungsverfahrens bezüglich des Privatinsol­
venzgesetzes nach Ihrem Dafürhalten gesetzt wer­
den? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Herr Abgeord­
neter! Die Stellungnahmen zu unserem Ministeri­
alentwurf waren vielversprechend in der Rich­
tung, daß doch die von uns vorgebrachten Argu­
mente für diese Neuregelung unser Vorhaben tra­
gen werden und die Einwände, die ganz 
überwiegend aus Bankenkreisen gekommen sind, 
doch - soweit man ihnen nicht, ohne am Prinzip 
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zu rütteln, entgegenkommen kann - eben ne­
giert werden müssen. Sie wissen, daß durch die 
Neuregelung zugunsten der Gläubiger eine Situa­
tion geschaffen werden soll, daß sie zumindest ei­
nen Teil ihrer Forderung bekommen sollen, die 
sie ansonsten zur Gänze abschreiben müßten. 

Umgekehrt soll einem redlichen Schuldner, der 
seine Kooperationsbereitschaft unter Beweis 
stellt, in aller Regel die Möglichkeit einer Ent­
schuldung geboten werden. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter DDr. Niederwieser: Herr Bun­
desminister! Sie haben die Geldinstitute erwähnt. 
Diese Regelung sieht die Einrichtung von 
Schlichtungsstellen vor. Hier müßten die Länder 
mittun. Wie sieht es damit aus? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Wir haben ein 
dreistufiges Verfahren vorgesehen: zunächst den 
Versuch einer einvernehmlichen Regelung zwi­
schen Gläubigern und Schuldner in einem Ver­
fahren vor dem Landeshauptmann, in einer zwei­
ten Stufe ein gerichtliches Verfahren, ein Kon­
kursverfahren vor den Bezirksgerichten mit 
Zwangsausgleich oder einen Zahlungsplan für 
fünf Jahre mit Gläubigermehrheit oder schließ­
lich drittens ein gerichtliches Abschöpfungsver­
fahren mit einer Restschuldbefreiung aufgrund 
gerichtlicher Einleitung, ohne daß es hiezu der 
Zustimmung der Gläubiger bedarf. 

Wir erwarten, daß gerade zu Beginn nach der 
Gesetzwerdung ein großer Boom auf die Behör­
den in diesem Zusammenhang losgehen wird, 
und wir waren daher bemüht, um die Vollziehung 
sicherzustellen, die Last der Bewältigung zu ver­
teilen. 

Außerdem waren wir der Meinung, daß in vie­
len Fällen die Intentionen des Gesetzes auch den 
Ländern insofern zugute kommen, als die Schuld­
ner, denen eine Hoffnung geboten wird, im Wirt­
schaftsleben integriert bleiben, in ihrem Arbeits­
bereich integriert bleiben und nicht, wie es anson­
sten heute in vielen Fällen der Fall ist, der Sozial­
hilfe anheimfallen. 

Wir waren daher der Meinung, daß die ersten 
Bemühungen um eine Schuldenregulierung im 
Bereich der Länder erfolgen sollen. 

Wir haben zwar im Begutachtungsverfahren 
von allen Ländern begeisterte Zustimmung für 
die Neuregelung erfahren, aber hinsichtlich der 
Beteiligung der Länder an diesem vorgerichtli­
chen Schuldenregulierungsverfahren mehr oder 
weniger Ablehnung erhalten, weil diese darauf 
hingewiesen haben, daß hiefür weder Personal 
noch Geld zur Verfügung stehe. 

Im Zuge der Finanzausgleichsverhandlungen 
- so hat uns das Finanzministerium schriftlich 
mitgeteilt - ist beschlossen worden, den Auf­
wand, der beim Vollzug der von uns vorgeschla­
genen Regelung den Ländern entsteht, den Län­
dern pauschal abzugelten. Ich habe daher im Jän­
ner dieses Jahres an die Landeshauptleute ge­
schrieben mit der Bitte, mit der Einrichtung, mit 
dem Aufbau solcher Schuldenregulierungsstellen 
zu beginnen, habe aber gehört, daß in der Folge 
bei einer Landesamtsdirektorenkonferenz weiter­
hin darauf hingewiesen wurde, daß sich die Län­
der in dieses Schuldenregulierungsverfahren 
nicht involvieren wollen und man in Aussicht ge­
nommen hat, mit mir darüber Gespräche zu füh­
ren. 

Ich hoffe, daß es mir dabei gelingen wird, den 
Ländern doch noch das Mitmachen schmackhaft 
zu machen, nicht nur durch einen Hinweis auf die 
Spielregeln der mittelbaren Bundesverwaltung, 
sondern auch mit dem Hinweis, daß das im Inter­
esse der Landesbürger ist, aber auch der Länder 
als Sozialhilfeträger. 

Präsident: Danke. 

Zusatzfrage. 

Abgeordneter DDr. Niederwieser: Wir hoffen 
das auch! - Herr Bundesminister! Es gibt im 
deutschen Recht den Begriff: Den Bürgen sollst 
du würgen! Im Zusammenhang mit der Schulden­
regulierung hat der sozialpolitische Arbeitskreis 
in einer von uns eingebrachten Petition - Kolle­
ge Müller, Kollege Guggenberger und ich brach­
ten sie ein - darauf hingewiesen, daß man die 
Bürgen in Zukunft besser informieren muß, da­
mit nicht sie dann zum Handkuß kommen, wenn 
der Schuldner selbst entschulden kann. Was kann 
man hier vorsehen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Wir müssen die 
Sphäre des leichtfertigen Eingehens einer Bürg­
schaft in Betracht ziehen - hier werden vielleicht 
aus konsumentenschützerischer Sicht Überlegun­
gen anzustellen sein. Hinsichtlich der Situation, 
wenn es einmal "passiert" - unter Anführungs­
zeichen - ist, muß man, glaube ich, ein gewisses 
Augenmaß haben. Man kann nicht alle Sicherhei­
ten für einen Gläubiger von vornherein suspekt 
machen, weil sonst niemand mehr ohne Liegen­
schaftsbesitz, der als Pfand gegeben wird, kredit­
würdig wird. 

Ich glaube daher, daß es richtig ist, wenn wir in 
unserem Abschöpfungsverfahren dieselbe Rege­
lung vorsehen, wie sie heute bei einem Zwangs­
ausgleich gegeben ist. Der Schuldner wird durch 
den Zwangsausgleich oder später durch das Ab­
schöpfungsverfahren mit Restschuldbefreiung 

108. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 9 von 83

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 108. Sitzung - 12. März 1993 12723 

Bundesminister Dr. Michalek 

auch gegenüber seinem Bürgen, also von den Re­
greßansprüchen seines Bürgen befreit. 

Umgekehrt haftet der Bürge, soweit der Gläu­
biger nicht vom Schuldner Befriedigung erlangt 
hat, dem Gläubiger weiter. Ich glaube, grundsätz­
lich sollte man an dieser Situation für den Fall 
post festum nicht rütteln. 

Eine andere Frage ist: Was geschieht, wenn der 
Bürge selbst durch Inanspruchnahme aus der 
Bürgschaft insolvent wird? Selbstverständlich ste­
hen ihm - so es sich um eine natürliche Person 
handelt - auch in diesem Fall die Instrumente 
dieser Privatinsolvenzvorschläge zur Verfügung, 
und es könnte nun sein, daß sowohl der Schuld­
ner als auch der Bürge gemeinsam in dieses 
Schuldenregulierungsverfahren einbezogen wer­
den. 

Einen gewissen Ansatzpunkt für eine I?erück­
sichtigung der von Ihnen angezogenen Uberle­
gungen, Herr Abgeordneter, haben wir insofern 
vorgesehen, als das Gericht dann, wenn sowohl 
der Schuldner als auch der Bürge im Wege eines 
Abschöpfungsverfahrens zur Befriedigung des 
Gläubigers beitragen, es aber nicht gelingt, daß 
jeder 10 Prozent innerhalb der Beobachtungsfrist 
von sieben Jahren erbringt, nach Billigkeit abwä­
gen kann, ob nicht doch unter Berücksichtigung 
der insgesamt an den Gläubiger geleisteten Zah­
lungen eine Restschuldbefreiung stattfinden 
kann. 

Präsident: Zusatzfrage: Herr Abgeordneter 
Hofer. - Bitte. 

Abgeordneter Hofer (ÖVP): Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Die häufigsten Ursachen 
für Privatinsolvenzen bestehen in erster Linie ei­
nerseits in der oftmals zu aggressiven Werbung 
der Banken - Sprichwort oder Werbeslogan: 
Anna, den Kredit hamma! - und andererseits oft 
in der Selbstüberschätzung der Kunden in bezug 
auf die eigene Leistungsfähigkeit. 

Die Raiffeisen-Landesbank Oberösterreich hat 
hier schon vorbildlich gewirkt, seit eineinhalb 
Jahren macht diese keine Privatkunden-Werbung 
mehr, und andererseits gehen sie dem Kunden an 
die Hand, um seriös dessen Leistungsfähigkeit 
festzustellen. 

Daher meine Frage, Herr Bundesminister: 
Können Sie sich vorstellen, mit gesetzlichen Re­
gelungen diesem Beispiel besser zum Durchbruch 
zu verhelfen, das diese oberösterreichische Bank 
gibt? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Im Zuge der 
derzeit im Bundesministerium für Justiz durchge­
führten Vorarbeiten für eine größere Novelle 

zum Konsumentenschutzgesetz als die, die jetzt 
zur parlamentarischen Beratung im Hause liegt, 
werden auch Überlegungen angestellt, wie bei der 
Kreditvergabe besser als bisher der Kreditwerber 
im weitesten Sinne informiert und sich der Trag­
weite der von ihm eingegangenen Verpflichtun­
gen besser als bisher bewußt werden kann. 

Ich glaube, daß in diesem Zusammenhang auch 
auf die von Ihnen vorgenommene Anregung zu­
rückgegriffen werden kann. Sie haben recht, 
wenn Sie meinen, daß die Problematik der priva­
ten Verschuldung nicht erst im Insolvenzfall an­
gegangen werden kann, sondern daß im wesentli­
chen, wie überhaupt immer in allen Bereichen, 
das Übel an der Wurzel, nälmich beim Schulden­
machen, angegangen werden muß, und daher ist 
auch eine der Forderungen, die wir jetzt stellen, 
die Anlage eines Kleinkredit-Katasters. 

Präsident: Danke. 

Frau Abgeordnete Dr. Partik-Pable. 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable (FPÖ): 
Sehr geehrter Herr Minister! Sie haben ein sehr 
vielschichtiges Verfahren für das Entschulden 
von Privaten vorgesehen. Als Parlamentarier in­
teressiert mich natürlich, welche Kosten damit für 
den Staat verbunden sind. 

Können Sie mir sagen. was beim Bund und bei 
den Ländern an Kosten anfallen wird, wenn die­
ses Verfahren eingeführt sein wird? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Frau Abgeord­
nete! Hinsichtlich der Länder habe ich mich inso­
fern schon geäußert, als ich erst abwarte, ob die 
Länder wirklich bereit sind, mitzumachen. 

Hinsichtlich des Bundes haben wir ermittelt -
es sind ja nur Schätzungen möglich. wie viele Fäl­
le auf uns zukommen können -, daß wir im Aus­
baustadium 33 richterliche und zirka 50 nicht­
richterliche Beamte brauchen werden. 

Präsident: Nächste Zusatzfrage: Frau Abgeord­
nete Stoisits. 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 
Sehr geehrter Bundesminister! Könnten Sie sich 
vorstellen, daß man im Zuge dieser umfassenden 
Konsumentenschutzgesetz-Novelle zumindest 
eine Regelung schaffen könnte, die vorsieht, daß 
es eine gesetzlich verpflichtende Benennung des 
effektiven Jahreszinssatzes für Kredite in der 
Werbung gibt? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Michalek: Ich glaube, daß 
man auf eine derartige Klarstellung wird drängen 
müssen. 
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Darf ich zur Frau Abgeordneten Partik-Pable, 
wenn es erlaubt ist, noch sagen: 28 Millionen 
Schilling hat man ermittelt, daß das im Gerichts­
bereich kosten würde. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Zum Wort gelangt Herr Abgeordneter Dr. 
Graff (ÖVP). 

Abgeordneter Dr. Graff: Herr Minister! Meine 
Anfrage lautet: 

344/M 
Welche Erfahrungen gibt es mit der Grund­

rechtsbeschwerde an den Obersten Gerichtshof! 

Präsident: Bitte sehr. 

Bundesminister Dr. Michalek: Herr Abgeord­
neter! Wenn auch das Grundrechtsbeschwerdege­
setz erst seit 1. Jänner dieses Jahres in Kraft ist 
und die Zeit, über die man eine vorläufige Kritik 
oder Bewertung des Gesetzes vornehmen kann, 
noch zu kurz ist, läßt sich doch feststellen, daß 
der Oberste Gerichtshof diese Beschwerden au­
ßerordentlich ernst nimmt, rasch behandelt und 
auch sehr ausführlich begründet und damit doch 
eine wertvolle Richtschnur für ein österreichweit 
einheitliches, die Grundrechte sehr effizient be­
achtendes Verhalten der Richter und Staatsanwäl­
te, aber auch für die Rechtsprechung der Rechts­
mittelsenate bei den Oberlandesgerichten ist. 

Ich glaube also, so gesehen kann man heute 
schon sagen, daß die Erwartungen, die in dieses 
Gesetz gesetzt wurden, doch erfüllt werden, und 
zwar nicht nur im Interesse der österreichischen 
Rechtspflege und der ihr unterworfenen Häftlin­
ge, sondern auch im Hinblick darauf, daß sich 
vielleicht die Zahl der Beschwerden nach Straß­
burg, also Menschenrechtsbeschwerden, und die 
Zahl der Feststellungen durch den Europäischen 
Gerichtshof verringern kann. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Graff: Herr Minister! Ge­
stern hat man den Medien entnommen, daß der 
des mehrfachen Mordes an Prostituierten ver­
dächtige Jack Unterweger auch eine solche 
Grundrechtsbeschwerde gemacht hat, der der 
Oberste Gerichtshof aber nicht stattgegeben hat; 
Unterweger bleibt in Haft. Es ist also etwa die 
mitunter versuchte Agitation, es geschehe alles 
nur den verdächtigen Kriminellen zuliebe, nicht 
begründet. Es haben die neuen Entscheidungen, 
die bisher vorliegen - abgesehen von zwei Zu­
rückweisungen wegen Verspätung -, immerhin 
dazu geführt, daß in drei Fällen der Oberste Ge­
richtshof gesagt hat, daß eine Grundrechtsverlet­
zung stattgefunden hat, in vier Fällen aber auch, 
daß keine stattgefunden hat. 

Daran knüpfe ich die Frage: Stimmen Sie mei­
ner Diagnose zu, daß einerseits bei der Verhän­
gung der Haft durch die Gerichte zwar im großen 
und ganzen ordentlich und dem Gesetz gemäß 
vorgegangen wird, es aber doch eine Reihe von 
Fällen gibt, wo eine bessere Kontrolle durch das 
Höchstegericht am Platz wäre, andererseits aber 
der Oberste Gerichtshof keineswegs nun leicht­
fertig das Türl aufmacht und alle Haftanstalten 
leeren und räumen läßt? 

Präsident: Danke. 

Wir setzen fort mit kurzen Fragen und kurzen 
Antworten. - Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Herr Abgeord­
neter! Im großen und ganzen stimme ich Ihnen 
zu. Es wird natürlich so sein, daß jetzt in der An­
fangsphase mehr Fälle, als für die Zukunft zu er­
warten sein werden, an den Obersten Gerichtshof 
herangetragen werden, um einmal abzutesten, 
was eigentlich rechtens ist. Weil Sie, Herr Abge­
ordneter, die gestrige Entscheidung angesprochen 
haben: Es ist richtig, daß vom Obersten Gerichts­
hof in der Frage der Fristüberschreitung bis jetzt 
unterschiedliche Entscheidungen vorgelegt wur­
den. Aber ich hoffe, daß eine Vereinheitlichung 
durch eine ständige Rechtsprechung in die eine 
oder andere Richtung gegeben sein wird. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Graff: Herr Minister! Wie 
das schon so ist bei Juristen und Höchstgerichten 
- es gibt unterschiedliche Meinungen. Es hat 
sich bereits eine Judikaturdivergenz gebildet, 
nämlich ein Senat des Obersten Gerichtshofes 
meint, daß die Untersuchungshaft nur sechs Mo­
nate dauern darf, strikt einzuhalten ist, und ein 
anderer meint, auch mit guten Gründen, daß hier 
innerhalb enger Grenzen ein Spielraum möglich 
ist. 

Was haben Sie von Ihrem Ressort aus getan, 
um die Praxis der Oberlandesgerichte, die hier of­
fenbar doch nicht ganz präzise dem Gesetz ent­
langgegangen ist, noch stärker an das Gesetz her­
anzuführen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Michalek: Das hängt da­
von ab, welcher der beiden judizierten Meinun­
gen man nun Aussicht auf eine ständige Judikatur 
gibt. ~oweit ich mich an Äußerungen, die Sie in 
der Offentlichkeit gemacht haben, erinnere, 
meinten Sie, Sie würden eher eine rigide Handha­
bung der Fristen bevorzugen. Ich möchte zu 
überlegen geben, ob wirklich einer ganz strengen 
Beachtung der Frist wie einer Fallfrist bei den 
gegebenen Umständen immer das Wort geredet 
werden kann oder ob nicht doch besser in engen 
Grenzen eine gewisse Flexibilität notwendig ist. 
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(Abg. Dr. Helene Par t i k - Pa b l e: Endlich ha­
ben Sie eine vernünftige Ansicht, Herr Minister.') 

Sie müssen nämlich bedenken - aber ich brau­
che Ihnen das nicht zu sagen -, daß, welches Ge­
richt immer über die Haft oder die Fristverlänge­
rung entscheidet, dieses ja nicht nur retrospektiv 
sagt, die Entscheidung der Ratskammer war da­
mals richtig, sondern selbst in dem Augenblick 
nach der aktuellen Situation entscheiden muß, ob 
diese auch heute noch richtig ist. Es ist also so, 
daß sich das erkennende Gericht mit der aktuel­
len Aktenlage auseinandersetzen muß. 

Ich kann mir sehr gut vorstellen, daß es Fälle 
gibt, wo im allerletzten Augenblick vor Ablauf 
der Frist neue, sehr umfangreiche Beweismittel 
auf den Tisch gelegt werden, die einer intensiven 
Bearbeitung bedürfen. Und da kann es dann 
schon vorkommen, daß sich kurzfristige Über­
schreitungen der Fristen ergeben. 

Präsident: Zusatzfrage: Herr Abgeordneter Dr. 
Ofner. 

Abgeordneter Dr. Ofner eFPÖ): Herr Bundes­
minister! Der Oberste Gerichtshof hat im Rah­
men der Beurteilung von Grundrechtsbeschwer­
den den jeweiligen Gesamtkomplex zu beurteilen 
- also den dringenden Tatverdacht und das Vor­
liegen der Haftgründe -, aber auch die Relation 
zu der Strafe, die der Betreffende allenfalls "aus­
fassen" kann. Es ist eine sogenannte Überhaft­
Komponente darin enthalten. 

Ich weiß schon, daß es nicht schön ist, bei ei­
nem Gesetz, das noch ofenwarm ist, schon von 
der nächsten Novelle zu reden, aber können Sie 
sich vorstellen, daß man sagt: Die Freiheit ist ein 
abstrakt hohes Gut, es kann daher nur auf das 
Vorliegen der Haftgründe und des Tatverdachtes 
ankommen und nicht darauf, was der kriegt, 
wenn er wirklich verurteilt ist!, sodaß man, wenn 
es zu einer Novelle kommen sollte - und die 
nächste StPO-Novelle ist ja sozusagen schon im 
Haus -, möglicherweise nicht mehr auf die Dau­
er der möglicherweise zu verhängenden Haft Be­
zug nimmt. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Ich meine, daß 
die Frage der Verhältnismäßigkeit insgesamt zu 
sehen ist und dazu auch die Verhältnismäßigkeit 
der Dauer der U-Haft zu der zu erwartenden 
Strafe gesehen werden muß. Insoferne gebe ich 
Ihnen recht, daß das in die Überlegungen - so sie 
nicht ohnehin aus verfassungsrechtlichen Grün­
den anzustellen sind - bezüglich der einfachge­
setzlichen Ausformung dieser verfassungsrechtli­
chen Gründe einfließen sollte. 

Präsident: Zusatzfrage: Frau Abgeordnete 
Stoisits. 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 
Geschätzter Herr Bundesminister! Das Gesetz 
über die Grundrechtsbeschwerde an den OGH 
war ja sozusagen nur ein Vorgriff auf eine umfas­
sende Reform der Untersuchungshaft. Es wird die 
Reform der Untersuchungshaft ja schon lange 
diskutiert, vor allem hier im Haus intensiv und 
auch bei Ihnen. Auffallend ist, daß in den letzten 
Monaten besonders viel Kritik an diesen Überle­
gungen und Plänen von höchsten Justizverwal­
tungsorganen sowie von Gerichtshofpräsidenten 
gekommen ist; ich habe von diesen Stellungnah­
men über die Medien erfahren. 

Wie stehen Sie dazu, daß Bedienstete Ihres 
Hauses massivste Kritik an Ihren und auch an den 
Plänen des Parlaments üben? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Eine sachliche 
Auseinandersetzung mit unseren Überlegungen 
schätze ich. Man muß bei den Personen, die sich 
zu Wort melden, immer überlegen, in welcher Ei­
genschaft sie sich äußern. 

Ich meine, daß die Anspielungen Ihrerseits auf 
eine Person gerichtet sind, die sich in ihrer Eigen­
schaft als Standesvertreter geäußert hat, und da­
her ist die Frage der Ausgestaltung aus dieser 
Sicht zu sehen. (Abg. Dr. G r a f f: Die ~'ar schon 
vorbei, die Eigenschaft!) 

Daß sich ein Justizverwaltungsorgan auch Sor­
gen macht. wie ein Gesetz vollzogen werden 
kann, halte ich für selbstverständlich. Wir haben 
daher ja unter Teilnahme dieser Justizverwal­
tungsstellen schon im Vorjahr einen Arbeitskreis 
eingesetzt, der sich mit der Frage der Folgen der 
neuen U-Haft-Regelung im organisatorischen, 
personellen und Sachaufwandbereich auseinan­
dersetzt und sicherstellen wird. daß die Neurege­
lung auch in der Praxis vollziehbar sein wird. 

Präsident: Danke. 

Zusatzfrage: Dr. Kräuter. - Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kräuter (SPÖ): Sehr geehr­
ter Herr lustizminister! Ich möchte mich auch auf 
eine eventuelle künftige Novellierung des Grund­
rechtsbeschwerdegesetzes beziehen. 

Derzeit hat ja der Oberste Gerichtshof die Auf­
gabe, das Grundrecht der persönlichen Freiheit 
zu schützen. Es ist natürlich naheliegend, daß 
auch weitere Grundrechte, wie etwa faires Ver­
fahren einbezogen werden. Wann halten Sie eine 
Diskussion über eine Erweiterung in bezug auf 
andere Grundrechte für sinnvoll und zielfüh­
rend? 

Präsident: Bitte sehr. 
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Bundesminister Dr. Michalek: Herr Abgeord­
neter! In gewisser Weise hat ja eine diesbezügli­
che Diskussion schon in der Phase der Vorberei­
tung des Grundrechtsbeschwerdegesetzes, wie es 
jetzt auf dem Tisch liegt, gegeben. Gerade hiezu 
hat das vom Obmann des Justizausschusses bezie­
hungsweise vom Justizausschuß veranstaltete 
Hearing mit Experten - darunter auch Verfas­
sungsrechtIer und Praktiker - eine eindeutige 
Stellungnahme ergeben: Es geht um die Frage. ob 
der Oberste Gerichtshof ein über den Anlaßfall 
hinausgehendes Instrument für die Wahrung von 
Grundrechten ganz allgemein sein soll oder nicht. 

Damals wurde in Aussicht genommen, daß ab­
gewartet werden soll, wie sich das nunmehrige 
Grundrechtsbeschwerdegesetz in der Praxis be­
währt, und erst zu einem späteren Zeitpunkt die 
Diskussion, ob nunmher weitere Tatbestände in 
die Jurisdiktion des Obersten Gerichtshofes ein­
bezogen werden sollen, stattfinden soll. 

Präsident: Danke. 

Herr Abgeordneter Gaigg (ÖVP) stellt die 
nächste Frage. 

Abgeordneter Dr. Gaigg: Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Es stellt die Tatsache, daß es in 
Österreich kein privatrechtliches Stiftungsgesetz 
gibt, zweifellos einen Mangel dar, der von ver­
schiedenen Seiten - unter anderem auch von sei­
ten der Wirtschaft - wiederholt und seit Jahren 
beklagt wird. 

Es gibt nun ... 

Präsident: Bitte um Formulierung der Frage, 
so wie es in der Geschäftsordnung steht. 

Abgeordneter Dr. Gaigg (fortsetzend): Jawohl. 

Herr Bundesminister, ich bitte, meine Anfrage 
zu beantworten: 

345/M 
Wann ist mit der Fertigstellung der Arbeiten zum 

Privatrechtsstiftungsgesetz zu rechnen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Herr Abgeord­
neter! Ende der Begutachtungsfrist zu unserem 
Ministerialentwurf ist der 15. März. Leider hat es 
sich eingebürgert. daß die Begutachtungsfristen 
oft gerade von den wichtigsten Begutachtungs­
stellen um viele Wochen überzogen werden. 
Auch in unserem Fall haben die wichtigsten Be­
gutachtungsstellen noch keine Stellungnahme ab­
gegeben. 

Wenn die Stellungnahmen eingelangt sind, 
werden wir unsere Arbeitsgruppe zur Aufarbei­
tung der Begutachtungsergebnisse wieder einbe­
rufen. Ich bin guten Mutes - weil grundsätzlich 

das Vorhaben eine breite Zustimmung findet, wie 
die öffentliche Diskussion zeigt -, daß wir im 
Laufe des Sommers eine Regierungsvorlage fer­
tigstellen werden. 

Präsident: Erste Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Gaigg: Herr Bundesminister! 
Sind die zweifellos zu erwartenden steuerlichen 
Folgen eines derartigen Gesetzes mit dem zustän­
digen Bundesministerium bei der Vorbereitung 
des Gesetzentwurfes erörtert worden, und kann 
mit einer Zustimmung von dieser Seite, soweit 
sich das heute beurteilen läßt, gerechnet werden? 

Präsident: Bitte sehr. 

Bundesminister Dr. Michalek: Es kann nicht 
nur mit Zustimmung gerechnet werden, da für 
den finanzrechtlichen Teil der Vorlage das Bun­
desministerium für Finanzen federführend war. 
Das ist auch gar nicht anders möglich. 

Einerseits müssen wir von vornherein von dem 
Verdacht wegkommen, daß wir ein Instrument 
schaffen wollen, das zur Umgehung irgendwel­
cher vorhandener Steuergesetze oder auch zur 
Umgehung anderer sehr wichtiger, zum Beispiel 
arbeitsverfassungsrechtlicher . Bestimmungen 
führen soll. Daher war es notwendig, das in unser 
sonstiges Steuersystem - insbesondere in die 
Körperschaftssteuer - einzubinden, und die der­
zeitige Fassung des Ministerialentwurfes ist mit 
Zustimmung des Ressortchefs des Bundesmini­
steriums für Finanzen erfolgt. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Gaigg: Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Steht dieser Entwurf im Ein­
klang mit jenen Vorschriften, die in der EG beste­
hen? 

Präsident: Bitte. 

Bundesminister Dr. Michalek: Es ist auf die 
EG-Rechtslage Rücksicht genommen worden. 
Schwierigkeiten daraus bestehen nicht. 

Präsident: Danke. 

Zusatzfrage: Herr Abgeordneter Schreiner. 
Bitte. 

Abgeordneter Mag. Schreiner (FPÖ): Herr 
Bundesminister! Im Vorblatt zum Ministerialent­
wurf des Privatrechtstiftungsgesetzes ist ein Ziel 
definiert: Durch die Schaffung eines bedarfsge­
rechten Rechtsinstruments soll der Abfluß von 
Vermögen in ausländische Stiftungen hintange­
halten werden. 

Meine konkrete Frage dazu: Haben Sie bei der 
Behandlung des Beamtenentwurfes vor, die 
Überführung von Vermögen von ausländischen 
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Stiftungen, die von Österreichern gegründet wor­
den sind, in das Inland zwecks Stiftungsgründung 
vorzusehen und diesen Transfer zu erleichtern? 

Präsident: Bitte sehr. 

Bundesminister Or. Michalek: Einer der Zwek­
ke dieser von uns vorgeschlagenen neuen Institu­
tion soll es ja sein, den Abfluß von Geldern ins 
Ausland zu vermeiden, umgekehrt aber auch be­
reits abgeflossene Gelder wieder zurück ins In­
land zu holen. Vielleicht sind für diese Fälle die 
derzeit vorgesehenen steuerlichen Anreize noch 
nicht ganz so günstig, aber es werden sicherlich 
im Begutachtungsverfahren gerade die von Ihnen 
vorgebrachten Überlegungen auf den Tisch gelegt 
werden, sodaß wir über einen verstärkten Anreiz 
zur Rückführung solcher Gelder mit dem Finanz­
ministerium verhandeln werden. 

Es ist aber eben nicht nur eine Frage des Steu­
errechtes, diese Mittel zurückzuholen. sondern 
auch des sonstigen Umfeldes. Gerade wenn ich 
mir die Privatrechtsstiftung als Holding vor Au­
gen halte: Hier kommt es eben auch auf andere 
Bereiche, wie ich schon vermehrt angedeutet 
habe, so etwa auf die Einflechtung in den gesell­
schaftsrechtlichen Bereich, aber auch in den ar­
beitsverfassungsrechtlichen Bereich an. Und 
wenn eine ausländische Stiftung, die in Österreich 
eine Holding darstellt. eine andere Ausgangsposi­
tion hätte als eine österreichische, würde sicher­
lich ein Ungleichgewicht gegeben sein. 

Präsident: Frau Abgeordnete Stoisits, bitte. 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 
Herr Bundesminister! Wir sehnen uns nicht nur 
nach dem Privatrechtsstiftungsgesetz, auch nach 
dem Umwelthaftungsgesetz sehnen wir uns hier 
im Hohen Haus schon sehr. Wann ist denn damit 
zu rechnen, daß eine diesbezügliche Regierungs­
vorlage dem Nationalrat zugeleitet wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Wenn ich davon 
ausgehe, daß die Privatrechtsstiftungen nicht nur 
den Sinn haben sollen, Wirtschaftsunternehmen 
als Holding zu führen oder Großkapitalien aus 
egoistischen Interessen als eigene Vermögensmas­
se anzulegen, sondern, was sich auch ereignen 
könnte, daß eine Privatrechtsstiftung Träger von 
Umweltschutzaufgaben oder Träger für die Be­
seitigung von Umweltschäden sein soll - und ich 
damit eine Beziehung zu der vorliegenden Frage 
herbeiführe -, kann ich darauf hinweisen, daß 
wir an sich mit dem Umwelthaftungsgesetz in den 
letzten Zügen liegen, wobei allerdings zwei 
Knackpunkte noch einer Übereinstimmung zwi­
schen den betroffenen Ministerien für Wirtschaft 
und für Verkehr bedürfen: das ist die Frage der 
Anlagenliste oder Generalklausel auf der einen 

Seite und die Frage der Verursachungsvermutung 
bei konsensgemäßem Betrieb auf der anderen 
Seite. Aber wir sind guter Hoffnung, noch im 
Frühjahr einen Konsens herbeizuführen, der 
dann ein Passieren des Ministerrats ermöglicht. 

Präsident: Abgeordneter Antoni, bitte. 

Abgeordneter Or. Antoni (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Wie beurteilen Sie die 
Festsetzung des Schenkungssteuersatzes im Zu­
sammenhang mit der Einbringung von Vermögen 
in eine Privatrechtsstiftung, und zwar insbesonde­
re im Hinblick darauf, daß dies die Errichtung 
von solchen Stiftungen beeinflussen kann? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Or. Michalek: Herr Abgeord­
neter! Selbstverständlich stellt die Höhe des Pro­
zentsatzes für die Widmung von Vermögen an 
Stiftungen - also quasi der Eintrittspreis - ein 
gewisses Element für die Attraktivität oder Nicht­
attraktivität einer Stiftung dar. Persönlich bin ich 
allerdings der Meinung, je niedriger er ist, umso 
weniger Schwierigkeiten gibt es natürlich bei der 
Kapitalisierung einer Stiftung. 

Aber ausschlaggebend für die Attraktivität der 
Stiftung wird meines Erachtens der Eintrittspreis 
nicht sein. Wir haben 2 Prozent vorgeschlagen, 
das Finanzministerium hat auf 5 Prozent beharrt. 
Ich glaube, daß man über den Prozentsatz noch 
diskutieren kann, ich meine aber, daß letzten En­
des die Welt auch mit 5 Prozent nicht unterginge. 

Viel wichtiger ist es, daß die sonstige, die lau­
fende, ständige Besteuerung so ist, daß die Stif­
tung auch aus steuerlicher Sicht eine halbwegs at­
traktive Einrichtung ist. Von den sonstigen öster­
reichischen Verhältnissen wird sie sich nicht so 
sehr lösen können. Ob sie aber gegenüber allen 
Ländern aus steuerlicher Sicht konkurrenzfähig 
ist, muß man allerdings bezweifeln. 

Präsident: Die Anfrage betreffend Ladendieb­
stähl.~ (348/M) formuliert der Abgeordnete Ofner 
(FPO). 

Abgeordneter Or. Ofner: Herr Bundesmini­
ster! Meine Anfrage lautet: 

348/M 
Wie hat sich die Anzahl der Ladendiebstähle in 

den letzten drei Jahren entwickelt? 

Präsident: Bitte. 

Bundesminister Dr. Michalek: Herr Abgeord­
neter, ich habe mir das von meinem Büro heraus­
schreiben lassen. Ich kann natürlich nur die er": 
tappten Ladendiebe nennen, und das macht ja lei­
der nur einen kleinen Prozentsatz der tatsächli­
chen Ladendiebstahlskriminalität aus. 
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Im Jahr 1990 betrug die Zahl der Diebstähle 
und Entwendungen in Selbstbedienungsläden 
oder Kaufhäusern durch Kunden 20 073, im 
Jahr 1991 20 081 und im Jahr 1992 20 172. Man 
kann also sagen, daß die Zahl der ertappten La­
dendiebe in den letzten drei Jahren annähernd 
gleichgeblieben ist. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Ofner: Herr Bundesmini­
ster! Sie haben sehr richtig darauf hingewiesen, 
daß viel mehr gestohlen, aber nur gleich viel er­
wischt wird. Wir sehen uns einer Explosion der 
Eigentumskriminalität auf diesem speziellen Sek­
tor gegenüber. Der diesbezügliche Schaden ist be­
reits in Milliardenbereichen angesiedelt. Sehr sel­
ten ist echte Not der Anlaß dafür, Ladendiebstäh­
le zu begehen, vielmehr ist es ein Sport oder ein­
fach eine Erwerbsquelle. 

Meine Frage - in Anbetracht des Umstands, 
daß wir in diesem speziellen Bereich einem signi­
fikanten Ansteigen der Anzahl der strafbaren 
Handlungen gegenüberstehen -: Teilen Sie mei­
ne Ansicht, daß die Republik Österreich mit einer 
entsprechenden Härte reagieren müßte und nicht 
den Eindruck erwecken darf, daß sie sich zurück­
zieht, das Feld den Dieben überläßt, sozusagen 
vor diesem Teilbereich der Eigentumskriminalität 
kapituliert? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Ich teile Ihre 
Meinung, daß die Republik Österreich zeigen 
muß, daß sie auf derartige Delikte in einer intelli­
genten Form reagiert, die möglichst präventiv 
wirken soll. 

Wie Sie aber wissen, ist die wichtigste Seite der 
Prävention die des Erwischtwerdens. Je mehr 
Straftäter erwischt werden, je höher die Wahr­
scheinlichkeit ist, erwischt zu werden, umso prä­
ventiver wirkt dies. 

Die zweite Frage ist die Reaktion. Auch die Re­
aktion hat präventiven Charakter. Nun kann man 
sagen: Je höher die Strafe, umso präventiver. An­
dere Meinungen sind: Je rascher, sichtbarer, wir­
kungsvoller die Reaktion ist, umso größer ist die 
präventive Wirkung. 

Präsident: Danke. 

Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Ofner: Herr Bundesmini­
ster! Ich glaube, daß der Faktor, was mit einem 
Ladendieb passiert, wenn man ihn erwischt, im 
Sinne der Prävention - ist gleich Abschreckung 
- mindestens gleich hoch einzuschätzen ist wie 
die Problematik, ob man den Ladendieb über­
haupt erwischt. 

Teilen Sie meine Meinung, daß es vor allem 
abschreckend ist, daß man eine gerichtliche Ver­
urteilung gewärtigen muß, mit allen Konsequen­
zen, die eine solche nach sich zieht, und daß auch 
eine gerichtliche Verurteilung binnen kurzer 
Frist durch entsprechende personelle und organi­
satorische Ausstattung möglich gemacht werden 
müßte? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Ich glaube, daß 
es darauf ankommt, daß der potentielle Laden­
dieb weiß: Erstens: Ich werde aller Wahrschein­
lichkeit erwischt, und zweitens: wenn ich erwischt 
werde, habe ich eine spürbare Repression zu er­
warten. (Abg. Sc h ei b n e r: Organmandac.') 

Zum Stichwort "Organmandat" möchte ich Ih­
nen folgendes sagen: Wir haben nicht vor, eine 
Regelung mittels Organmandat zu treffen, son­
dern wir sind dafür, weiterhin einen gerichtlich 
strafbaren Tatbestand beizubehalten, weiterhin 
das Einschreiten der Sicherheitsbehörde vorzuse­
hen und weiterhin eine Anzeige durch die Sicher­
heitsbehörde an die Staatsanwaltschaft erfolgen 
zu lassen. Die bisherige Situtation hat gezeigt, 
daß sehr unterschiedliche und hinsichtlich des 
Grades sehr abgestufte Reaktionen stattgefunden 
haben. Die von uns und auch von mir vorgeschla­
gene Reaktion - sie basiert auf einem vom In­
nenministerium erarbeiteten Modell, das wir 
übernommen haben - wäre, daß einerseits der 
Schaden des Opfers - ist gleich Händler - wie­
dergut.~umachen ist und andererseits der Täter in 
ganz Osterreich einheitlich mit einer Geldbuße 
zu rechnen hat. Er kann nicht hoffen, mit einer 
Einstellung des Verfahrens nach § 42 oder mit 
einer mittels einer Strafverfügung verhängten be­
dingten Geldstrafe davonzukommen. Ziel ist, daß 
er sich davor zumindest genauso abschrecken läßt 
wie von der von Ihnen heute angezogenen oder 
eventuell gegenüber heute schon verbesserten Si­
tuation der gerichtlichen Strafbarkeit. 

Präsident: Zusatzfrage: Frau Abgeordnete 
Stoisits. 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 
Herr Bundesminister! Sie haben uns eine sehr 
eindrucksvolle Zahl von Ladendieben genannt. 
Nach meinem Wissensstand - und wahrschein­
lich auch nach Ihrem - gibt es in Österreich vor 
allem eine sehr eindrucksvoll hohe Zahl von La­
dendieben in U-Haft. Können Sie uns dazu Zah­
len in Relation zu den vorhin genannten nennen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Ich kann Ihnen 
über die Zahl der Ladendiebe in U-Haft augen­
blicklich keine Auskunft geben. Soweit es erheb­
bar ist, kann man das, wenn es gewünscht wird, 
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schriftlich nachliefern und an alle Abgeordneten 
oder an die Klubs senden. Ob es wirklich erre­
chenbar sein wird. kann ich derzeit noch nicht 
sagen, weil ja alle Arten von Diebstählen erfaßt 
werden. Man wird sehen, wie arbeitsaufwendig es 
ist, von den U-Häftlingen jene herauszurechnen, 
die Ladendiebstähle begangen haben. Eines muß 
ich allerdings gleich dazusagen: Die Frage des U­
Häftlings hat mit meiner Ladendiebstahlsrege­
Jung nichts zu tun. 

Präsident: Abgeordneter Guggenberger, bitte. 

Abgeordneter Mag. Guggenberger (SPÖ): Sehr 
geehrter Herr Bundesminister! Der sehr renom­
mierte Innsbrucker Strafrechtler Professor Dr. 
Bertel hat vor geraumer Zeit in einem in den 
"Salzburger Nachrichten" veröffentlichten Arti­
kel Ihre Intentionen im Zusammenhang mit der 
Ahndung von Ladendiebstählen im wesentlichen 
unterstützt. Darüber hinaus hat er noch vorge­
schlagen, daß der Exekutive die Möglichkeit ein­
geräumt werden sollte, Taschenpfändungen bei 
dem Täter durchzuführen, der auf frischer Tat 
betreten wird. 

Wie beurteilen Sie diesen Vorschlag, Herr Bun­
desminister? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Wir haben die 
Frage des Einkassierens der Bußgelder durch die 
einschreitende Sicherheitsbehörde lange disku­
tiert. Ich persönlich habe gar nichts dagegen, die­
ser Vorschlag wurde allerdings von der Sicher­
heitsbehörde mit großen organisatorischen und 
personellen Schwierigkeiten quittiert. 

Die Frage der Taschenpfändung ist meines Er­
achtens, was das Konzept anlangt, problematisch. 
Wir gehen ja an sich davon aus, daß wir dem er­
tappten Ladendieb das Anbot machen: Zahle, 
und wenn du nicht zahlst, gibt es ein gerichtliches 
Verfahren! Wir können daher schwer sagen: Ich 
mache dir ein Anbot, aber zur Sicherstellung mei­
nes Anbotes mache ich eine Taschenpfändung!, 
denn es wird ihm ja die Möglichkeit eingeräumt, 
innerhalb einer bestimmten Frist die Zahlung 
vorzunehmen, und nur dann, wenn er nicht zahlt, 
nimmt das Verfahren seinen Lauf. 

Präsident: Danke. 

Zusatzfrage: Dr. Graff. 

Abgeordneter Dr. Graff (ÖVP): Herr Minister! 
Ihr Modell zur Bekämpfung des Ladendiebstahls 
war gut gemeint, das Medienecho war leider kata­
strophal. Meine Frage daher: Was werden Sie tun, 
um etwa Medienkonsumenten, wie die Frau Kol­
legin Partik-Pable, die auch zu Unrecht an ein 
verwaltungsbehördliches Strafmandat geglaubt 
hat, vor allem aber auch die Polizei und die 

Händler, die es ja in erster Linie angeht, zu über­
zeugen, daß das ein gutes, wirksames und keines­
wegs weiches und softymäßig geprägtes Konzept 
ist? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Michalek: Ich darf zu­
nächst darauf hinweisen, daß wir schon in der 
Vorphase und auch in der Begutachtungsphase 
intensive Gespräche mit den Spitzenvertretern 
des Handels auf Bundes- und Landesebene ge­
führt haben und der Meinung waren, daß die 
Herren von der Sinnhaftigkeit unseres Vorhabens 
überzeugt sind. Das ging soweit, daß man sich 
vorgenommen hat, die Regierungsvorlage durch 
eine gemeinsame PR einzuleiten. Ich gebe Ihnen 
recht, wenn Sie sagen, die Leute müssen auch 
wirklich überzeugt sein, daß jetzt etwas passiert 
und daß die Sache nicht verwässert wird. Wir ha­
ben. sobald wir gemerkt haben, daß die öffentli­
che Diskussion in die falsche Richtung läuft, die 
Kontakte zum Handel wiederhergestellt. Wir ha­
ben in der Zwischenzeit schon eine Reihe von Be­
sprechungen mit den Standesvertretungen gehabt 
und führen diese nunmehr mit Experten aus den 
Kammern weiter, um vor allem die dort vorge­
brachten Einwände angemessen in unser Modell 
einarbeiten zu können. Ich glaube, daß unsere 
Maßnahmen auch im Interesse des Handels sind; 
das sind sie eindeutig. Es muß uns nur noch gelin­
gen, ihn auch davon zu überzeugen, dann wird 
auch von dort grünes Licht für unser Vorhaben 
kommen. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Die 60 Minuten der Fragestunde sind abgelau­
fen. Die Fragestunde ist damit beendet. Ich weiß, 
daß die terminliche Fixierung diesmal sehr kom­
pliziert war. - Danke vielmals. 

Ich gebe folgendes bekannt: 

Für die heutige Sitzung war eine Aktuelle Stun­
de anberaumt. Die Abgeordneten, auf deren Ver­
langen die Aktuelle Stunde anberaumt wurde, ha­
ben ihr Verlangen auf Durchführung der Aktuel­
len Stunde in der 108. Sitzung des Nationalrates, 
also heute, zurückgezogen. Eine Aktuelle Stunde 
wird daher erst in der nächsten Sitzungswoche 
des Nationalrates stattfinden. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die Anfrage­
beantwortungen 4037/AB bis 4043/AB eingelangt 
sind. 

Dem Budgetausschuß 

wurde im Sinne des § 32a Abs. 4 der Geschäfts­
ordnung der 
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Bericht des Bundesministers für Finanzen ge­
mäß § 27 Abs. 3 beziehungsweise § 28 Abs. 4 
Bundeshaushaltsgesetz in Zusammenhang mit 
P 3 des Allgemeinen Teiles des Fahrzeugplanes 
und P 4 des Allgemeinen Teiles des Planes für 
Datenverarbeitungsanlagen für das Jahr 1992 
(Vorlage 32 BA) 

zugewiesen. 

Die in der letzten Sitzung eingebrachten Anträ­
ge weise ich folgenden Ausschüssen zu: 

dem Verkehrsausschuß: 

Antrag 497/A der Abgeordneten Mag. Barmül­
ler und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem die Straßenverkehrsordnung geändert 
wird: 

dem Bautenausschuß: 

Antrag 498/A der Abgeordneten Parnigoni, Dr. 
Keimel und Genossen betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Maß- und Eichgesetz geändert 
wird; 

dem Außenpolitischen Ausschuß: 

Antrag 499/A (E) der Abgeordneten Dr. Khol, 
Schieder, Mag. Haupt, Mag. Marijana Grandits, 
Moser und Genossen betreffend das frühere Ju­
goslawien; 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung: 

Antrag 500/A der Abgeordneten Dr. Renoldner 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Hochschülerschaftsgesetz geändert wird; 

dem Umweltausschuß: 

Antrag 501/ A der Abgeordneten Monika Lang­
thaler und Genossen betreffend ein Bundesgesetz 
zur Kennzeichnung von Holz und Holzprodukten 
sowie zur Schaffung eines Gütezeichens für Holz 
und Holzprodukte aus nachhaltiger Nutzung; 

dem Unterrichtsausschuß: 

Antrag 502/A (E) der Abgeordneten Dr. Re­
noldner und Genossen betreffend die Sicherung 
von Dienstverträgen für LehrerInnen in II-L­
Dienstverhältnissen. 

Das Bundeskanzleramt hat über die Entschlie­
ßung des Bundespräsidenten betreffend die Ver­
tretung des Bundesministers für Arbeit und So­
ziales Hesoun am 12. März durch Bundesminister 
Dkfm. Lacina und des Bundesministers für Inne­
res Dr. Löschnak, falls dies erforderlich sein soll­
te, am 13. März durch Bundesminister Dkfm. La­
cina Mitteilung gemacht. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt be­
kanntgegebenen Regierungsvorlagen weise ich zu 
wie folgt: 

dem Unterrichtsausschuß: 

14. Schulorganisationsgesetz-Novelle (948 der 
Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über 
die Abgeltung von bestimmten Unterrichts- und 
Erziehungstätigkeiten geändert wird (966 der 
Beilagen); 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung: 

Bundesgesetz über evangelisch-theologische 
Studienrichtungen (963 der Beilagen), 

Bundesgesetz über die Studienrichtung Veteri­
närmedizin (964 der Beilagen); 

dem Gesundheitsausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das AIDS-Gesetz und 
das Geschlechtskrankheitengesetz geändert wer­
den (967 der Beilagen); 

dem Verfassungsausschuß: 

Bundesgesetz über die Vergabe von Aufträgen 
(972 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem begleitende Bestim­
mungen zum Bundesvergabegesetz erlassen wer­
den (973 der Beilagen); 

dem Finanzausschuß: 

Bundesgesetz über die Veräußerung und Bela­
stung von unbeweglichem Bundesvermögen (974 
der Beilagen). 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Was die heutige Tagesordnung be­
trifft, ist vorgeschlagen, die Punkte 4 und 5 unter 
einem zu verhandeln. 

Werden dagegen Einwendungen erhoben? -
Das ist nicht der Fall. Dann werden wir so vorge­
hen. 

1. Punkt: Bericht des Umweltausschusses über 
den Antrag 494/A der Abgeordneten Dipl.-Ing. 
Dr. Peter Keppelmüller, Dr. Martin Bartenstein 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz zur Kennzeichnung von 
Tropenhölzern und Tropenholzprodukten sowie 
zur Schaffung eines Gütezeichens für Holz und 
Holzprodukte aus nachhaltiger Nutzung geän­
dert wird, und über den Antrag 495/ A (E) der 
Abgeordneten Dipl.-Ing. Dr. Peter Keppelmül­
ler, Dr. Martin Bartenstein und Genossen betref­
fend die Schaffung international akkordierter 
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Instrumente auf dem Gebiet der Information 
über Holz und Holzprodukte sowie über den An­
trag 365/ A der Abgeordneten Ing. Murer und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz zum welt­
weiten Schutz der Wälder, ihrer nachhaltigen 
Nutzung und zur Wahrung der Lebensräume 
und Nutzungsansprüche indigener Volksgrup­
pen (Welt-Waldschutz- und Lebensraumschutz­
Gesetz für indigene Völker; WuLSch-G) 
(978 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung ein 
und gelangen zum 1. Punkt: Bericht des U mwelt­
ausschusses über den Antrag 494/A der Abgeord­
neten Or. Keppelmüller, Dr. Bartenstein und Ge­
nossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz zur Kennzeichnung von Tropen­
hölzern und Tropenholzprodukten sowie zur 
Schaffung eines Gütezeichens für Holz und Holz­
produkte aus nachhaltiger Nutzung geändert 
wird, und 

über den Antrag 495/A (E) der Abgeordneten 
Or. Keppelmüller, Or. Bartenstein und Genossen 
betreffend die Schaffung international akkordier­
ter Instrumente auf dem Gebiet der Information 
über Holz und Holzprodukte sowie 

über den Antrag 365/A der Abgeordenten Ing. 
Murer und Genossen betreffend ein Bundesge­
setz zum weltweiten Schutz der Wälder, ihrer 
nachhaltigen Nutzung und zur Wahrung der Le­
bensräume und Nutzungsansprüche indigener 
Volksgruppen. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, die Debat­
te einzuleiten, wobei in Vertretung des Berichter­
statters Wolfmayr der stellvertretende Ausschuß­
obmann Keppelmüller die Berichterstattung 
übernommen hat. - Bitte, Herr Abgeordneter. 

Berichterstatter Oipl.-Ing. Or. Keppelmüller: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Der Bericht liegt 
schriftlich vor. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Um­
weltausschuß somit den An t rag, der Natio­
nalrat wolle 

1. dem dem schriftlichen Ausschußbericht an­
geschlossenen Gesetzentwurf die verfassungsmä­
ßige Zustimmung erteilen, 

2. die vorliegende Entschließung annehmen 
und 

3. den Bericht hinsichtlich des Antrages 365/A 
zur Kenntnis nehmen. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich, die Debatte fortzuset­
zen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter für seine Ausführungen. 

Redezeitbeschränkung 

Präsident: Bevor ich dem ersten gemeldeten 
Redner das Wort erteile, gebe ich bekannt, daß 
mir ein Antrag der Abgeordneten Dr. Fuhrmann, 
Dr. Neisser, Mag. Haupt und Moser vorliegt, eine 
Gesamtredezeit im Verhältnis von SPÖ 130, 
ÖVP 120, FPÖ 100, Grüne 70 sowie Liberales 
Forum 60 Minuten zu beschließen. Sollte sich die 
Frau Abgeordnete Traxler zu Wort melden, soll 
ihre Redezeit mit 20 Minuten beschränkt werden. 

Für eine solche Beschlußfassung ist eine Zwei­
drittelmehrheit erforderlich. 

Nunmehr ersuche ich jene Damen und Herren, 
die mit diesem Antrag auf Blockredezeit einver­
standen sind, um ein diesbezügliches Zeichen. -
Das ist mit M ehr h e i t b e s chi 0 s sen. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordne­
ter Ing. Murer. - Er hat das Wort. 

17.37 
Abgeordneter lng. Murer (FPÖ): Sehr verehr-

ter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Sehr verehrte Frau Bundesminister! 
Der heutige Tag ist, wie wir ja in den letzten Stun­
den erlebt haben, sicher ein sehr entscheidender 
Tag, und dies nicht nur für den Parlamentaris­
mus, sondern auch für die Umweltpolitik - für 
die Umweltpolitik, aber auch für das Bild Öster­
reichs in der Welt insgesamt. 

Meine Damen und Herren! Entblößung der 
Erde oder Entblößung der österreichischen Re­
gierung und Umweltpolitik stehen heute bei die­
ser Auseinandersetzung zur Debatte. Ich bin 
überzeugt, daß Tausende Österreicher und vor al­
lem Tausende Kinder, insbesondere jene, die an 
uns Briefe geschrieben haben, sicher sagen wür­
den: Beides ist richtig, beides stimmt! 

Österreich ist mit seiner Regierungspolitik -
leider Gottes - durch ein Fehlverhalten bei der 
letzten Tropenholzbestimmung erpreßbar gewor­
den. Statt über weltweite Maßnahmen zum 
Schutz der Ureinwohner, die in den vielen letzten 
Stunden so bedauert wurden, und dieser Völker 
sowie der nachhaltigen Waldnutzung ernsthaft zu 
verhandeln, auch zu verhandeln mit den betroffe­
nen Ländern, sind Sie, die Sie dieses Gesetz vori­
ges Jahr beschlossen haben, im Kampf mit den 
Dritte-Welt-Ländern einem Umweltirrlauf unter­
legen. 

Meine Damen und Herren! In den letzten zehn 
Jahren wurden 154 Millionen Hektar Tropenwald 
vernichtet, und auch der Lebensraum der Wald­
bewohner ist abhanden gekommen. Der Kahl­
schlag hat sich auf Rußlands Wälder ausgedehnt, 

108. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)18 von 83

www.parlament.gv.at



12732 Nationalrat XVIII. GP - 108. Sitzung - 12. März 1993 

Ing. Murer 

die zweimal so groß sind wie die Regenwälder am 
Amazonas. 

Österreichs Wirtschaftsinteressen spielen leider 
Gottes bei dieser Politik auch einen gewissen 
Hilfsmotor, und Österreich importiert nach wie 
vor etwa 200 000 Tonnen Holz aus dieser in 
Raubbau betriebenen Forstwirtschaft in Sibirien. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube nicht, 
daß sich gerade in Österreich die Forstwirtschaft 
und vor allem die Waldbauern und die etwa 
225 000 Waldbesitzer darüber freuen, wenn sie 
heute hören, daß gerade über diese schwierige Si­
tuation überhaupt nicht diskutiert wird, daß das 
Gesetz das Problem nicht berührt, aber unsere 
eigene Forstwirtschaft und die Forstbesitzer in 
schwerste Bedrängnis kommen. (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Die sibirischen 
Mischwälder gehören zu den vielfältigsten Wald­
ökosystemen der Welt. Dort treffen sich Arten 
aus der kalten Taiga des Nordens mit subtropi­
schen Spezies aus China und Südostasien, dort le­
ben viele Ureinwohnergruppen, die ebenso ge­
fährdet sind wie jene Ureinwohnergruppen in der 
Dritten Welt, über die in den letzten Stunden 
sehr viel geredet wurde. 

Meine Damen und Herren! Dort leben aber 
auch Pflanzengesellschaften sowie Tiergesell­
schaften, die durch das Washingtoner Arten­
schutzabkommen nur scheinbar geschützt sind. 

Wenn wir heute dieses Tropenholzgesetz mit 
der Abänderung beschließen und wenn wir nicht 
weltweit zu anderen Überlegungen kommen und 
wenn der freiheitliche Antrag nicht besprochen 
und weiter diskutiert wird, können wir das Arten­
schutzabkommen, das Pflanzenschutzsystem auf 
dieser Welt, aber auch in Österreich vergessen, 
weil es dann in absehbarer Zeit in den Wäldern 
weder Tiere noch Pflanzen geben wird, weil sie 
leider Gottes der Raubbaupolitik, den Wirt­
schaftsinteressen zum Opfer gefallen sein wer­
den. Ich glaube, wir werden uns trotzdem weiter 
bemühen müssen, in der Weltöffentlichkeit die­
sen weltweiten Schutz zu betreiben und auf die 
nachhaltige Bewirtschaftung wie auch auf den 
Ureinwohnerschutz, auf den Tierschutz und auf 
den Pflanzenschutz hinzuweisen. 

Meine Damen und Herren! Mit unserem Vor­
schlag wollen wir weg von dieser Raubbauwirt­
schaft zur nachhaltigen Bewirtschaftung gelan­
gen, und wir wollen auch bei den Handelsbezie­
hungen, bei den bilateralen beziehungsweise mul­
tilateralen Abkommen und im GATT-Abkom­
men besonders darauf hinweisen, um zu rück­
sichtsvollen Maßnahmen zu gelangen. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Seien wir doch ehr­
lich: Hunderttausende junge Menschen werden 
sich fragen: Ja was nützen denn die internationa­
len Treffs, was nützen die Treffs in Umweltfra­
gen, wenn letztendlich außer den Spesen nichts 
dabei herauskommt? Was nützen all die Reisen, 
das Zusammensitzen, wenn die Situation immer 
ärger wird und die ökologische Zerstörung auf 
dieser Welt weitergeht, weiterbetrieben wird nach 
dem Motto: Es lebe der Machtkampf um das Ka­
pital bei der Ausbeutung dieser Erde!? Nachhalti­
ges Wirtschaften und Schutz der Ureinwohner 
bleiben weiter ein Fremdwort. Und Sie, meine 
Damen und Herren, auch der Herr Kollege Cap, 
leisten bei diesen Raubbaumethoden weltweiter 
Wirtschaftsinteressen mit der heutigen Abände­
rung auf jeden Fall wertvolle Hilfe. (Zwischenruf 
des Abg. Dr. Ca p.) 

Ich meine, Herr Kollege Cap, daß das gegen­
wärtige Regierungssystem, insbesondere dieser 
Kammerstaat, das Sozialpartnersystem in Öster­
reich. auch das Gewerkschaftssystem in diesem 
Lande zur Lösung der anstehenden Umwelt- und 
Wirtschaftsfragen einfach nicht mehr geeignet 
sind und umgestellt werden müssen und daß 
Wirtschaftspartner gefunden werden müssen, die 
es uns möglich machen, unsere Welt mit den Wäl­
dern, mit der Urbevölkerung, mit den Pflanzen­
gesellschaften, mit unserer Tierwelt für unsere 
Nachwelt auf Hunderte von Jahren zu sichern. 
(Beifall bei der FPÖ,J 

Versuchen wir doch, Herr Kollege Cap, uns die 
Vergangenheit in Erinnerung zu rufen! (Abg. Dr. 
Ca p: Das war gut! Da fangen wir bei den Krebsen 
an!) Fangen wir bei 1989 an! Damals sind wir das 
erste Mal zusammengekommen, um uns über das 
Tropenholz und die damit verbundene Importsi­
tuation Gedanken zu machen. (Abg. Dr. Ca p: 
Das muß so 1984,1985 gewesen sein!) 

Der erste Antrag der Freiheitlichen in diesem 
Zusammenhang zielte darauf ab, daß der öffentli­
che Bereich, etwa der Bereich der Verwaltung, 
kein Tropenholz mehr verwenden solL - Das 
scheiterte kläglich am Willen der Regierungspar­
teien. 

Als zweiter Versuch, meine Damen und Her­
ren, wurde ein Umweltunterausschuß eingerich­
tet. Wir haben uns alle miteinander bemüht -
damals hat Marizzi noch mitgekämpft -, den 
Wirtschaftsminister davon zu überzeugen, daß 
ein Entschließungsantrag, der von allen Parteien 
mitgetragen wurde, eigentlich genügen müßte, 
damit er, der Vize-Umweltminister Schüssel, tätig 
wird und seiner Wirtschaftslobby doch klar- und 
weismacht, daß nur mehr Tropenholz aus nach­
haltiger Nutzung nach Österreich eingeführt wer­
den kann. Aber am Wollen und Können des 
Herrn Vize-Umweltministers Schüssel scheiterte 
auch dieser Versuch kläglich. 

108. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 19 von 83

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 108. Sitzung - 12. März 1993 12733 

Ing. Murer 

Dann kam der dritte Versuch: Die Frau Mini­
ster, die schwarze Umweltlady, die sehr redege­
wandt war und auch im Fernsehen immer gute 
Figur gemacht hat, hat übersehen, daß eine Zo11-
erleichterung für Umweltprodukte und für Tro­
penholz den Ministerrat passiert hat. daher haben 
dann die Abgeordneten von ÖVP und SPÖ, eben 
weil die Frau Minister das im Ministerrat zugelas­
sen hat, diesem Unsinn im Parlament zuge­
stimmt. Aber als die Frau Minister, die schwarze 
Umweltlady, ihren Fehler bemerkt hatte, eilte sie 
zum regierungseigenen Rundfunk und schrie: 
Haltet den Dieb! 

Und, meine Damen und Herren, sie kam gut 
über die Medien. Der Kampf mit Lacina begann, 
der Beschluß über die Zo11senkung mußte im 
Bundesrat beeinsprucht und an den Nationalrat 
rückverwiesen werden, und dieselben Abgeorden­
ten, die vorher dafür gestimmt hatten, stimmten 
dann dagegen. - Die Abgeordneten sind eben 
keine eigenständigen Abgeordenten, sondern 
mehr oder weniger Handlanger und Lichterträger 
dieser Regierung. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. 
M a r i z z i: Das slimnzt nicht!) 

Meine Damen und Herren! Zumindest kann 
man eines sagen: In der Schlacht um die Korrek­
tur des Irrtums hat sich Marilies Flemming gut 
geschlagen, aber der Tropenwald wurde weiter 
abgeholzt und die Ureinwohner wurden weiter 
vertrieben. 

Aber man hat weitergekämpft. Es wurde der 
vierte Versuch angegangen. Auf leisen Umwelt­
pfaden hat man im Budgetausschuß nach erfolg­
reichem Hasardspiel beschlossen, die 70 Prozent 
Zoll auf Tropenholz abzuschaffen. Das ist dann 
im Parlament mit den Stimmen von ÖVP und 
SPÖ vollzogen worden. 

Meine Damen und Herren! Letztendlich hat 
man dann einen fünften Versuch begonnen, näm­
lich die Zollerleichterung im Parlament - nach 
der, wie schon gesagt, Zurücknahme der 70 Pro­
zent Zoll - über die Bühne zu bringen. 

Dann kam der sechste Versuch. Der sechste 
Versuch hier im Parlament wurde gestartet. Man 
versucht nämlich heute wieder, eine Maßnahme 
zu beschließen, die meiner Meinung nach über­
haupt den größten Flop darstellt, den Sie je zu­
stande gebracht haben. 

Meine Damen und Herren! Heute beschließen 
die roten und schwarzen Abgeordneten am Holz­
weg des Kennzeichnungsgaloppes mit einem Sal­
to rückwärts den Gipfel an Irrglauben, dem Ur­
wald und den Ureinwohnern helfen zu können. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie glauben, 
daß Sie mit einer Minister-Sozialpartner-Beirats-

Gesellschaft bei der Frau Ministerin Rauch-Kallat 
dem Tropenwald oder den Ureinwohnern helfen 
können, dann gehen Sie wohl weit irr und sind 
noch weit davon entfernt, wirklich etwas zu ler­
nen. Ich lade Sie herzlich ein, endlich mit uns in 
die Diskussion einzutreten. Wir haben einen 
wohlvorbereiteten Antrag, den Sie aber nicht ein­
mal diskutiert haben, denn dazu sind Sie viel zu 
überheblich, und letztendlich ist Ihnen oder den 
meisten von Ihnen der Tropenwald egal, sind Ih­
nen die sibirischen Wälder egal, ist es Ihnen egal, 
wenn Tierarten aus- und Ureinwohner sterben. 
Sollten unsere Wälder und unsere Forstleute in 
Österreich auch noch draufgehen, so ist Ihnen das 
ebenso egal. Hauptsache, die Sozialpartner ma­
chen Geschäft, das Geld stimmt, und damit basta. 
- So ist Ihre Vorgangsweise, meine Damen und 
Herren, und nicht anders. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber ich möchte Ihnen sagen, es gibt zwei 
Möglichkeiten: Die erste Möglichkeit: Man kenn­
zeichnet Tropenholz freiwillig. - Wozu das 
führt, das haben wir ja in der Diskussion gestern 
und heute erlebt. Das wollen Sie heute beschlie­
ßen: Tropenholz freiwillig zu kennzeichnen. -
Der nächste Pfusch, den du, Herr eap, als Super­
ministrant auch noch unterstützt. Das geht nicht. 

Die zweite Möglichkeit - die wir anbieten -: 
Man kennzeichnet aus einer Kreislaufwirtschaft 
stammende Hölzer, und zwar weltweit, was der 
Natur keinen Schaden zufügt. - Das, meine Da­
men und Herren, würde genau dem entsprechen, 
was wir in unserem Antrag verankert haben, aber 
dagegen sind Sie, und das ist eigentlich auch ein 
Beweis dafür, daß Ihnen das Anliegen nicht sehr 
bedeutend erscheint. 

Zu Ihrem Gesetzesantrag, meine Damen und 
Herren, Tropenholz freiwillig zu kennzeichnen, 
können wir nur sagen: Das bringt Österreich 
nichts, das bringt den Wäldern nichts! Und es ist 
eigentlich schade, daß Sie nicht mit uns über die­
sen unseren Antrag diskutiert haben. (Abg. M a -
r i z z i: Das stimmt ja alles nicht.') 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie den 
Holzhandel weiterhin unterstützen wollen, dann 
beschließen Sie dieses Gesetz, das heute hier im 
Entwurf vorliegt. Wenn Sie weiterhin dafür ein­
treten, daß die Urwaldriesen dieser Welt gefällt 
werden, beschließen Sie Ihr Gesetz, dann leisten 
Sie den Raubbaumethoden auf dieser Welt Vor­
schub, aber dann bitte ich Sie: Versprechen Sie 
unseren Kindern, unseren Schülern nie mehr, daß 
Sie sich einsetzen werden für die Rettung der 
Wälder dieser Erde. Das wäre Scheinheiligkeit, 
und das wäre pharisäerhaft, was wir von Ihnen, 
meine Damen und Herren, nicht erwarten und 
nicht haben wollen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Glauben Sie mir 
doch: Wenn sie schon sonst in Ihrer Präpotenz 
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der Regierungs.?bhängigkeit verharren ... (Rufe 
bei SPO und 0 VP: Na. na! - Abg. Dr. Ne i s -
se r: Also diese EntgLeisung hast du nicht notwen­
dig gehabt.' - Der Prä si den t gibt das Glok­
kenzeichen.) Ich habe auf diese Seite gesehen. 
Herr Kollege Neisser. (Beifall bei der FPÖ.) Ich 
weiß, daß du Mut hättest, wärest du mit uns zu­
sammen, aber du kannst es nicht, weil du dran­
hängst an der SPÖ, und das ist dein Pech. (Weite­
rer Zwischenruf des Abg. Dr. Ne iss er.) 

Aber, meine Damen und Herren, lassen Sie 
mich doch sagen: Wenn Sie glauben, mit diesem 
Gesetzespfusch Tropenwaldabholzung zu verhin­
dern, dann irren Sie. Wenn sich jemand in Öster­
reich eine Klobrille aus Mahagoni leisten will, 
dann wird er sie sich leisten - mit Pickerl oder 
ohne Pickerl. Und daß das möglich wird, dazu 
werden Sie, meine Damen und Herren, wesent­
lich beitragen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte Ihnen 
abschließend sagen: In unserem Gesetzentwurf ist 
sehr genau definiert, wann "nachhaltige Wald be­
wirtschaftung" vorliegt. Wenn sie sich die Mühe 
8.emacht hätten, das zu lesen, dann hätten Sie uns 
Osterreichern viel erspart. Sie haben nicht nur die 
heimische Wirtschaft nachhaltig geschädigt, son­
dern speziell die heimischen Forstbetriebe an den 
Rand des Ruins gebracht, weil Sie seit Jahren zu­
lassen, daß Schadholz aus Ländern nach Öster­
reich importiert wird, die entweder überhaupt 
kein Forstgesetz haben oder - wenn sie eines ha­
ben - ein nicht annähernd so strenges wie wir in 
Österreich. Und wir sollen unsere Forstbetriebe 
mit diesen strengen Auflagen dann international 
beziehungsweise auf dem heimischen Markt kon­
kurrenzfähig machen. Das ist Ihre Forderung. 

Unser Gesetzentwurf dient zum Schutz aller 
Primärwälder, nicht nur der Tropenwälder, denn, 
meine Damen und Herren, es ist ein Irrglaube, 
dem Sie leider unterlegen sind, anzunehmen, daß 
nur an Tropenwäldern Raubbau betrieben wird. 
In Kanada, in den USA, in Rußland holzt man, 
während sie hier diskutieren, munter weiter, ohne 
an nachhaltige Forstwirtschaft zu denken. 
Schutzbestimmungen für diese Wälder sind näm­
lich in Ihrer Gesetzesnovelle leider nicht vorgese­
hen, und deshalb können wir heute diesem Un­
sinn leider auch nicht zustimmen. 

Meine Damen und Herren! Ebenso fehlen 
Schutzbestimmungen für die ethnischen Volks­
gruppen sowohl in den Tropenwäldern als auch in 
den sibirischen Wäldern. Unserer Ansicht nach 
muß das Recht auf Selbstbestimmung auch für 
diese Bevölkerungsgruppen gelten. Dazu stehen 
wir, und all diese Punkte sind in unserem Gesetz­
entwurf enthalten. 

Meine Damen und Herren! Wir haben unsere 
Umwelt nicht von unseren Vorfahren geerbt, son-

dern sie für unsere Nachkommen gepachtet, und 
an dieses Motto werden sich die Freiheitlichen 
weiterhin halten. Wir werden jeden Raubbau zu 
verhindern versuchen. Egal, welch wirtschaftli­
ches Unwesen Sie treiben, ob mit den Bauern in 
Österreich, ob mit den Wäldern, ob mit Grund 
und Boden, ob mit der Atemluft unserer Men­
schen, sie machen immer denselben Fehler: Ihr 
wollt gut leben, hinter euch die Sintflut! Was die 
Kinder machen, ist euch Wurscht! (Abg. E l -
In eck e r: Das ist doch Blödsinn!) Dazu. meine 
Damen und Herren, werden Sie nicht unsere Zu­
stimmung bekommen. Wir lehnen dieses Gesetz 
ab. (Beifall bei der FPÖ.) 17.55 

Präsident: Ich bin gebeten worden, bekanntzu­
geben, daß aufgrund eines notwendigen Schicht­
dienstes für Teile der Parlamentsbediensteten mit 
Zustimmung der Präsidialkonferenz ab 18 Uhr 
nur noch das Haupttor auf der Rampe auf der 
Ringseite geöffnet ist und die anderen Tore ge­
schlossen sind. Bitte, das als Information entge­
genzunehmen. 

Nächster Redner ist Herr Abgeordneter Dr. 
Jankowitsch. 

17.55 
Abgeordneter Dr. Jankowitsch (SPÖ): Herr 

Präsident! Frau Bundesminister! Herr Bundesmi­
nister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Vorgänge, die dieser Debatte vorausgegangen 
sind und die wahrscheinlich einmalig waren in der 
Geschichte des österreichischen Parlamentaris­
mus, zumindest des republikanischen Parlamen­
tarismus, möchte ich nicht ganz wortlos überge­
hen. 

Ich möchte dazu eine Bemerkung machen, weil 
ich mich zutiefst betroffen gefühlt habe von die­
sen Vorgängen, auch und vor allem als bedin­
gungsloser Anhänger der parlamentarischen De­
mokratie, von deren gutem Funktionieren das 
Wohl und das Wehe dieser Republik abhängen. 

Ich möchte nur ein Faktum hervorheben, mei­
ne Damen und Herren, nämlich, daß seit dem 
gestrigen Vormittag, praktisch 24 Stunden lang 
unter rücksichtsloser Ausschlachtung aller nur er­
denklichen Schlupflöcher einer Geschäftsord­
nung, die einen äußerst liberalen Geist ausatmet, 
Vertreter von nur einer parlamentarischen Grup­
pe, nämlich der grün-alternativen Partei, dieses 
Rednerpult okkupiert haben, und zwar okkupiert 
haben im wahrsten Sinne des Wortes. (Zwischen­
ruf des Abg. Ans c hob e r.) Einzelne Angehöri­
ge dieser Gruppe - Herr Abgeordneter Anscho­
ber, Sie waren wahrscheinlich dabei - haben 
dann sogar noch die Stirn gehabt, uns einzuladen, 
diese außerordentliche Freiheit im Umgang mit 
parlamentarischen Regeln und Gebräuchen, die 
sportliche Leistung, die hier erbracht wurde, zu 
bejubeln. 
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Meine Damen und Herren! Ich glaube, hier gibt 
es nichts zu bejubeln. Mir schien daran nichts, 
aber schon gar nicht~ bewundernswürdig zu sein. 
(ßeifall bei der SPO und bei Abgeordneten der 
OVP.) Das war sicher keine sportliche Leistung, 
die hier erbracht wurde - das Parlament ist auch 
nicht dazu da, hier physische Ausdauer zu de­
monstrieren -, und schon gar keine politische 
Leistung, die Sie erbracht haben. (Abg. A n -
sc hob e r: Reden Sie einmal über Ihre Leistun­
gen.') 

Dieser 1l. März, Herr Voggenhuber, hat dem 
Ansehen des Parlaments und der Republik - und 
Sie haben kräftig dazu beigetragen, kräftigst ha­
ben Sie dazu beigetragen - mehr geschadet als 
vieles andere. Sie sind auf dem Holzweg, Herr 
Voggenhuber, Sie und Ihre Kollegen, wenn Sie 
glauben ... (Abg. V 0 g gen hub e r: Sie sind 
eine Schande für das Parlament. Herr Kollege.') 
Sie sind auf den Holzweg, nicht nur in der Sache, 
auch in der Prozedur, wenn Sie glauben, daß da­
durch das Ansehen des Parlaments oder das der 
Demokratie oder zumindest das der Grünen Par­
tei gestiegen ist. Das wollte ich Ihnen einmal sa­
gen, und das hören Sie sich bitte genauso an, wie 
wir Sie angehört haben. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.J Das hören Sie sich ruhig einmal an. (Zwi­
schenrufe bei den Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Die Erhaltung des 
gemeinsamen Erbes Wald - ein gemeinsames 
Erbe der Menschheit - und vor allem die Erhal­
tung der tropischen Wälder ist seit Jahrzehnten 
dank vieler Erkenntnisse der Wissenschaft und 
großer Berichte, ergangen an den Präsidenten der 
Vereinigten Staaten und andere, eine nicht nur 
wissenschaftliche, sondern längst eine politische 
Frage geworden. Sie ist zu einer eminent politi­
schen Frage geworden, die nicht nur die Wissen­
schaft und die Forstwirte, sondern auch Parla­
mente und Regierungen zu Recht bewegt. (Zwi­
schenrufe bei den Grünen. - Präsident Dr. L i -
c h a l übernimmt den Vorsitz.) 

Wir haben es hier, meine Damen und Herren, 
und das ist unbestritten ... (Zwischenrufe bei den 
Grünen.) Werden Sie sich einmal jetzt beruhigen, 
oder wie ist das? (Abg. V 0 g gen hub e r: Lassen 
Sie doch dieses GesäuseL. dieses Geschwätz.') 

Herr Abgeordneter Voggenhuber! Ihre Präpo­
tenz, mit der Sie über andere Kollegen reden, ist 
wirklich unerträglich, aber ich werde trotzdem re­
den. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Herr Abgeordneter Voggenhuber! Ich will Sie 
nicht daran erinnern, daß Sie heute schon 
173 Abgeordneten die Qualifikation abgespro­
chen haben, das österreichische Volk zu vertre­
ten. Da.'!1it wir~ noch abzurechnen sein. (Beifall 
bei SPO und 0 VP.) Das wird einmal ein böses 
Ende nehmen. 

Meine Damen und Herren! Ich spreche also 
hier über eine der ganz zentralen Fragen der heu­
tigen internationalen Umweltpolitik. (Abg. Dr. 
Ren 0 I d n e r: Erpressung der demokratischen 
Republik.') 

Herr Abgeordneter Renoldner! Würden Sie die 
Güte haben, mir zuzuhören. Wir haben Ihnen 
über 24 Stunden geduldig zugehört. Und Sie kön­
nen die Höflichkeit haben, einmal zehn Minuten 
einem anderen Redner zuzuhören. Das beweist ja 
besser als alles andere: Sie wollen ja gar keine De­
batte, Sie wollen ja nur sich selbst hören, meine 
Damen und ~~rren yon der grünen Fraktion! 
(Beifall bei SPO und OVP.) Sie wollen ja nur sich 
selbst hören, Sie wollen sich ja nur selbst bestäti­
gen. Das ist keine demokratische Gesinnung, das 
sage ich Ihnen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP. -
Abg. Dr. Ren 0 l d ne r: Ausschußberatungen!) 

Meine Damen und Herren! Es war und bleibt 
daher ohne Zweifel ein legitimes Anliegen des 
österreich ischen Parlaments, in dieser Frage seine 
~.timme zu erheben, zu prüfen, welchen Beitrag 
Osterreich wirklich imstande ist, zur Erhaltung 
tropischer Wälder, ja vielleicht der Wälder der 
Welt überhaupt zu leisten. Und das war auch der 
Grund - und ich bekenne mich auch heute noch 
dazu - für die Beschlußfassung über das Bundes­
gesetz zur Kennzeichnung von Tropenhölzern 
und Tropenholzprodukten sowie zur Schaffung 
eines Gütezeichens für Holz und Holzprodukte 
aus nachhaltiger Nutzung. 

Aber wenn wir heute, meine Damen und Her­
ren, nüchtern, realistisch und auch mit einer ge­
wissen Lernfähigkeit, die in einigen Ecken dieses 
Hauses fehlt, dieses Gesetz betrachten, so dürfen 
wir natürlich auch den historischen Hintergrund 
nicht außer acht lassen, vor dem es beschlossen 
wurde. Das war eben die Euphorie, das waren die 
Erwartungen der Konferenz von Rio, das waren 
Zusagen, Versprechungen, auch Spekulationen, 
die immer noch grassieren, die darauf hingedeu­
tet haben, daß der Bau eines umfassenden Gebäu­
des verpflichtenden internationalen Umwelt­
rechts schon möglich ist, mit dem der ganzen 
Umweltpolitik eben nicht nur eine neue Richtung 
gegeben werden sollte, sondern auch ein echtes 
Korsett. Wir wissen heute, mei ne Damen und 
Herren - und deswegen sitzen wir hier -, daß 
viele Hoffnungen von damals enttäuscht wurden, 
sich vieles verheddert hat im Gestrüpp traditio­
neller Souveränitätsansprüche, nationaler und in­
ternationaler Wirtschaftsinteressen, aber auch in 
einem neuen Nord-Süd-Konflikt, von dem man 
hier genauso gut Kenntnis nehmen muß. 

Dennoch, meine Damen und Herren, wäre es 
falsch - und ich sage es daher auch nicht -. von 
einem völligen Scheitern von Rio zu sprechen, 
nicht sehr genau und sehr hellhörig die Signale zu 
registrieren, die von dieser Konferenz ausgegan-

108. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)22 von 83

www.parlament.gv.at



12736 Nationalrat XVIII. GP - 108. Sitzung - 12. März 1993 

Dr. Jankowitsch 

gen sind, und die künftigen Wege, begehbare 
Wege, zur Stärkung der internationalen Umwelt­
politik auch aufzuzeigen. 

In dieser Politik ist Österreich nach wie vor be­
rufen, eine Rolle zu spielen, nicht zuletzt auch 
deswegen, weil unser Land Sitz und Stimme be­
sitzt in dem wichtigsten neuen internationalen 
Organ, das aus Rio hervorgegangen ist, nämlich 
der Kommission für nachhaltige Entwicklung, die 
erst vor wenigen Wochen vom Wirtschafts- und 
Sozial rat der Vereinten Nationen konstitiuiert 
wurde. Dort wird einiges zu tun sein. 

Aber, meine Damen und Herren - und jetzt 
komme ich zum Kern der Sache -, die Rolle, die 
Qsterreich spielen kann, Frau Langthaler, die 
Osterreich wirklich spielen kann und die nicht 
nur eine Traumrolle ist, ... (Anhaltende Zwi­
schenrufe bei den Grünen.) Kann ich fortsetzen, 
Herr Voggenhuber? Herr Voggenhuber! Können 
Sie zuhören auch, oder können Sie nur Zwischen­
rufe machen? (Weitere Zwischenrufe bei den Grü­
nen.) 

Meine Damen und Herren! Die Rolle, die 
Österreich wirklich spielen kann in der interna­
tionalen Umweltpolitik als Partner und Teil des 
Nordens wie des Südens, hängt freilich in einem 
sehr erheblichen Maße von den Instrumenten ab, 
die Österreich selbst besitzt, und dem internatio­
nalen Echo, das unsere Maßnahmen auslösen. 

Meine Damen und Herren! Die Rolle, die 
Österreich dabei spielen kann, hängt eben in ei­
nem sehr erheblichen Maße von den Instrumen­
ten ab, die es in Österreich gibt. Unter diesem 
Gesichtspunkt, meine Damen und Herren, muß 
die Entscheidung des Hohen Hauses hinsichtlich 
der Frage der Anderung eines österreich ischen 
Gesetzes über Tropenholz untersucht werden. 

Diese Entscheidung, die wir heute treffen wer­
den, meine Damen und Herren, kann eben an der 
Tatsache nicht vorbeigehen - und da kann man 
noch so schreien und noch so viele Zwischenrufe 
machen -, daß dieses Gesetz, vor allen Dingen 
die Pflicht zur Kennzeichnung von Tropenhöl­
zern, eine - und das ist eine Tatsache, an der 
niemand vorbeikommt - weltweite internationa­
le Kontroverse ausgelöst hat und Österreich in 
einer Frage, der wir große Bedeutung zumessen, 
international in beängstigender Form isoliert hat. 

Ich spreche hier jetzt nicht über die Reaktion 
von zwei sehr bedeutenden Schwellenländern von 
tropenholzexportierenden Staaten, nämlich von 
Malaysia und Indonesien, so heftig diese Emotio­
nen auch waren, und davon kann ich ein Lied 
singen, genauso meine Kollegen, die in diesen 
Staaten Missionen durchgeführt haben. Das war 
ja nur die Spitze des Eisberges. 

Ob sie das wahrhaben wollen oder nicht, meine 
Damen und Herren von der grünen Fraktion: Es 
geht nicht nur um Malaysia, es geht nicht nur um 
Indonesien, es geht auch um Entwicklungsländer 
in Afrika, es geht um Entwicklungsländer in La­
teinamerika, es geht praktisch um eine breite 
Front von Ländern der Dritten Welt. Und eine 
genauso einhellige Ablehnung hat der Gedanke 
der Kennzeichnung nur einer einzigen Holzart 
nicht nur in den Produzentenländern gefunden, 
sondern auch in wichtigen internationalen Orga­
nisationen, die sich mit dieser Frage tatsächlich 
beschäftigt haben, und zwar insbesondere im 
GATT, wo am 4. Oktober des vergangenen Jah­
res eine äußerst stürmische Debatte mit An­
griffen auf Österreich stattgefunden hat, aber 
auch in der zentralen Organisation, die sich mit 
Fragen des Tropenholzes beschäftigt, nämlich der 
ITTO, der Internationalen Organisation für Tro­
penholz. 

Ich lese hier nur vor aus einem Bericht der 
österreich ischen Botschaft in Tokio, nicht was die 
Produzenten länder darüber gesagt haben, diese 
Polemik kennen wir schon, sondern was die Kon­
sumentenländer gesagt haben, nämlich Länder 
aus unserer Gruppe westlicher Industriestaaten. 
Da heißt es: Diese Staaten kritisieren mit deutli­
chen Worten an der österreichischen Lösung, "sie 
sei vorschnell (nämlich ohne Rücksicht auf den 
Zeitplan und die Implementierung des Tar­
get 2000) und unüberlegt eingegangen worden; 
besonders die unilaterale Aufnahme von Krite­
rien der Nachhaltigkeit in den österreich ischen 
Gesetzestext sei angesichts der Sensibilität der 
Materie (Souveränitätseingriffe als Folge der ex­
territorialen Auswirkungen des Gesetzes, völlig 
ungelöste praktische Probleme der Implementie­
rung bei der Überprüfung der Nachhaltigkeitskri­
terien in den Ursprungsländern, u.v.a.m) und der 
daher sowohl sachlich als auch durch die ITT A­
Verpflichtungen gebotenen, aber gänzlich unter­
lassenen Konsultationen mit den Produzentenlän­
dern mehr als unverständlich. Schließlich habe 
der österreichische Gesetzgeber die denkbar un­
günstigste Zeit für seinen Schritt gewählt, indem 
er eine mit dem Geist und den Abmachungen der 
UNCED im Widerspruch stehende Maßnahme 
unmittelbar nach der betreffenden Konferenz 
von Rio setzte, mehr noch, in der sensiblen Phase 
im Vorfeld der anstehenden ITTA-Revision." -
Das ist ein kleiner Auszug aus der Stellungnahme 
der Konsumentenländer, meine Damen und Her­
ren. 

Aber diese Lösung wird nicht nur politisch an­
gezweifelt, sie ist auch wissenschaftlich umstrit­
ten, und selbst maßgebliche internationale nicht­
staatliche Umweltorganisationen wie etwa der 
World Wildlife Fund haben diesen Weg als eine 
nicht geeignete Lösungsvariante bezeichnet. 
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Ich lese Ihnen wieder nur einen Satz aus einer 
Rede vor, die ein international anerkannter Ver­
treter des World Wildlife Fund auf der Interna­
tionalen Forstkonferenz von Bandung gehalten 
hat, auf der er ein großes Konzept für die Erhal­
tung der Wälder vorgelegt hat. Er sagte - und 
ich bitte Sie, wenigstens einen Moment zuzuhö­
ren -: 

Ein wichtiger Teil der Strategie zur Rettung der 
Wälder ist die Erhöhung des wirtschaftlichen 
Nutzens der waldbesitzenden Nationen und Völ­
kerschaften aus nachhaltiger Produktion, um ei­
ner Umwandlung in Farmland oder in industriel­
les Land oder anderem entgegenzuwirken. (Abg. 
Dr. Ren 0 I d n e r: So kann man das diplomatisch 
niederreden.' ) 

Meine Damen und Herren! Der zum Teil hefti­
gen Ablehung - und ich könnte Ihnen noch sei­
tenweise zitieren, was uns alles an Kritik entge­
gengeschlagen ist - auf der einen Seite steht je­
denfalls seit der Konferenz von Rio das betretene 
Schweigen, ja zum Teil sogar die unverhohlene 
Schadenfreude anderer Industriestaaten gegen­
über. Auch ein Jahr, fast ein Jahr nach der Konfe­
renz von Rio, meine Damen und Herren, ist kei­
ner der Staaten, in denen so manches Zeichen -
das gebe ich schon zu - auf ähnliche Initiativen 
gedeutet hat, Österreich gefolgt. Das kann man 
drehen und wenden, wie man will, es gibt keine 
einzige gesetzliche Regelung dieser Art. 

Daher, meine Damen und Herren, ist auch kei­
ner der westlichen Industriestaaten zur Verteidi­
gung Österreichs angetreten, nicht im GATT, 
nicht in der ITTO, auch sonst nicht. Wir sind in 
dieser Frage isoliert! 

Und selbst wo konkrete Hinweise und Strate­
gien erkennbar sind, etwa im Fall der Niederlan­
de, deuten sie zwar inhaltlich in eine ähnliche 
Richtung, aber sie gehen den Weg der internatio­
nalen Zusammenarbeit, etwa durch die Bildung 
einer gemischten Kommission zwischen Malaysia 
und den Niederlanden. 

Meine Damen und Herren! Verschärft wird 
diese Krise - die Sie nicht wahrhaben wollen, 
aber sie besteht halt trotzdem -, die diese Maß­
nahme zwischen Österreich und einer sehr be­
deutenden Gruppe von Entwicklungsländern aus­
gelöst hat - und es wird Ihnen vielleicht bekannt 
sein, daß Indonesien die Präsidial macht der 
Blockfreien ist seit dem vergangenen September 
und hinter Indonesien immerhin 105 andere Ent­
wicklungsländer stehen und so weiter und so fort 
-, durch unzweifelbare Maßnahmen des wirt­
schafltichen Boykotts, die wesentliche Zweige der 
österreichischen Exportwirtschaft bedrohen. 

Und auf einem der bedeutendsten Exportmärk­
te der heutigen Weltwirtschaft, dessen Zukunfts-

potential alles heute Mögliche noch um ein Viel­
faches übertrifft, sind eben - und auch das ist ein 
Faktum - die Stellung der österreichischen Wirt­
schaft, privater und öffentlicher Betriebe, und so­
mit tausende Arbeitsplätze bedroht. Wir werden 
davon noch einiges hören. 

Meine Damen und Herren! In einer solchen At­
mosphäre des Mißtrauens, der Krise und der Kri­
tik, die uns aus diesen Ländern entgegenschlägt, 
ist auch die Entwicklung sinnvoller Projekte der 
Entwicklungszusammenarbeit zur Erhaltung tro­
pischer Regenwälder und anderer Wälder - Sie 
wissen, daß die Bundesregierung dafür einen 
Fonds in der Höhe von 200 Millionen zur Verfü­
gung gestellt hat - nicht möglich. Und es deutet 
daher alles darauf hin - und das ist ja der Sinn 
dieser Debatte -, den Weg einseitiger, rein natio­
naler Maßnahmen zu verlassen und Lösungen auf 
dem Weg internationaler Zusammenarbeit zu su­
chen. 

Eine solche Strategie, meine Damen und Her­
ren, entspricht auch dem Buchstaben und dem 
Geist der Beschlüsse von Rio, und sie muß eben 
Bedacht nehmen auf die Wünsche, auf die Sensi­
bilität, auf die Empfindlichkeit in den Entwick­
lungsländern, bei denen ja die koloniale Vorherr­
schaft noch nicht so lange her ist und die gerade 
in der Frage der Souveränität über ihre Rohstoffe 
von besonderer Empfindlichkeit sind. (Zwischen­
ruf des Abg. V 0 g gen h II be r.) Sie haben schon 
intelligentere Zwischenrufe gemacht, Herr Abge­
ordneter! 

Dieser Strategie kommt zugute, meine Damen 
und Herren, daß heute auch die Entwicklungs­
weit - und das kann nicht geleugnet werden -
einen immer höheren Grad an Bereitschaft auf­
weist, Fragen der Umwelt diesseibe zentrale Be­
deutung zuzumessen wie der höher entwickelte 
Norden. 

Wenn Sie sich die Mühe nehmen. die Schlußer­
klärung von Jakarta der Blockfreien zu analysie­
ren, dann werden Sie sehen, daß es darin seiten­
weise Hinweise auf die Notwendigkeit einer ge­
meinsam konzipierten Umweltpolitik gibt. Es 
anerkennen daher auch tropenholzproduzierende 
Länder die Notwendigkeit einer nachhaltigen 
Nutzung und die Bekämpfung eines zerstöreri­
schen Raubbaues an solchen Ressourcen. Es ha­
ben daher auch solche Länder, auch Malysia und 
Indonesien, die vielgeschmähten, Gesetze, die in­
ternationale Vergleiche durchaus auch aushalten, 
zum Beispiel das Gesetz Nr. 5 der Republik Indo­
nesien von 1990, das der Erhaltung lebender Res­
sourcen und anderer Ökosysteme dient. 

Meine Damen und Herren! Ich bestreite natür­
lich nicht, daß es auch in solchen Ländern - und 
gerade in solchen Ländern - Gesetzesmiß­
brauch, Gesetzesbruch und Schwindel gibt. Das 
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ist in keinem Land der Welt auszuschließen. und 
es wird sich daher hier niemand Sand in die Au­
gen streuen lassen. Aber die Frage, die sich hier in 
Wirklichkeit stellt, ist die: Was kann geschehen, 
auch von österreichischer Seite, um diese Staaten 
zu 'einer immer strengeren Duchsetzung ihrer 
Umweltgesetze zu ermutigen, sie auch dabei zu 
unterstützen, nicht nur durch Konfrontation, al­
les zu tun, was die internationale. Gemeinschaft 
heute an Ressourcen, an Instrumenten aufbieten 
kann, um eben ein Umweltregime zu instituieren, 
das letztlich die Erhaltung der tropischen Regen­
wälder garantiert? 

Und auch hier, meine Damen und Herren, ist 
die Antwort internationale Zusammenarbeit, aber 
nicht eine Strategie der Konfrontation, die letzt­
lich nur Ablehnung und Trotz auslöst. Wer diese 
Länder - auch Indonesien und Malaysia - für 
die Zusammenarbeit gewinnen will - und wir 
werden diese Bemühungen fortsetzen, und wir 
werden die Bundesregierung immer wieder auf­
fordern, diese Bemühungen fortzusetzen -, der 
kann das nur, wenn jeder Verdacht der einseitigen 
diskriminierenden Behandlung ihrer Rohstoffe 
verschwindet und wenn anerkannt wird, daß diese 
Länder genauso ein Recht auf Nutzung ihrer 
Rohstoffe besitzen wie wir, freilich in der scho­
nenden nachhaltigen Art, wie sie eben heute die 
Grundsätze einer modernen Umweltpolitik erfor­
dern. (Abg. Dr. Ren 0 l d ne r: Wie wir es aus 
diesen Ländern gewohnt sind.') 

Diese Länder weisen ja nicht ohne Grund dar­
auf hin, daß auch in gemäßigten Zonen, nicht nur 
in den Tropen, unkontrolliert geschlägert wird, 
Wälder bedroht sind, in den USA, in Kanada, in 
Rußland, und sie hier nicht alleine immer wieder 
an den Pranger gestellt werden wollen. Es muß 
daher jede internationale Strategie, die auch mit­
getragen werden soll von den wichtigsten Staaten 
der Dritten Welt, global ausgerichtet sein und 
darf nicht nur den Verdacht auslösen, einzelne 
Länder zu treffen. 

Und das und nichts anderes, meine Damen und 
Herren, will die Änderung des österreichischen 
Tropenholzgesetzes, die wir Ihnen heute vor­
schlagen. Sie soll einer schweren und durch nichts 
anderes zu behebenden politischen und wirt­
schafltiehen Krise zwischen Österreich und einer 
bedeutenden Gruppe von Entwicklungsländern 
ein Ende bereiten. Und sie soll Österreich wieder 
einsetzen in eine Rolle, die wir vor Rio angestrebt 
haben, die wir nach Rio anstreben und auf die wir 
einen legitimen Anspruch besitzen. Wir wollen 
die Rolle eines angesehenen ideenreichen Mitge­
stalters der internationalen U mweltlpolitik ein­
nehmen, der mit internationalem Gehör und 
Echo rechnen kann und nicht mit der Kakopho­
nie, die uns nach der Beschlußfassung über das 
Tropenholzgesetz entgegengeschlagen ist. Und 

sie soll letztlich auch die Bahn freimachen für die 
Entwicklung der wirtschafItichen Beziehungn 
zwischen Österreich und nicht zuletzt dem ASE­
AN-Raum, der wieder eine der Voraussetzungen 
für den Dialog auch in Umweltfragen ist. 

Und jetzt möchte ich Ihnen auch sagen, meine 
Damen und Herren, was diese Novelle nicht ist: 
Sie ist keine Kapitulation vor Wirtschaftsinteres­
sen, sie ist keine Kapitulation vor Wirtschaftsin­
teressen unter politischem Druck, sondern sie 
entspricht unserer eigenen Einsicht in die Not­
wendigkeit einer konzertierten konsensualen 
Strategie in Fragen der Umweltpolitik. Sie ist 
auch kein Wohlverhaltenszeugnis, was die heuti­
ge Umweltpolitik anderer Staaten betrifft, auch 
nicht der betroffenen Entwicklungsländer. Das 
steht nirgends geschrieben. Und sie ist vor allem 
auch nicht ein Wohlverhaltenszeugnis, was Fra­
gen der Menschenrechte und der Grundfreiheiten 
betrifft. auch in den Staaten des ASEAN-Raumes. 

Und gerade denen, meine Damen und Herren, 
die heute in diesem Haus so scharfe Kritik geübt 
haben an der Lage der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten in Indonesien, möchte ich eines 
entgegenhalten: Wer wirklich echte Fortschritte 
auf diesem Gebiet wünscht, wer der indonesi­
schen Regierung und anderen ins Gewissen reden 
will und Dialog wünscht, der wird um eine Ge­
sprächsbasis, um den Dialog nicht herumkom­
men. 

Ich sage das deswegen, weil gerade das Land, 
das wahrscheinlich die größte Verantwortung 
trägt für die Lage der Menschenrechte in be­
stimmten Teilen Indonesiens, nämlich Portugal, 
weil sich auch Portugal nicht mit sterilen Prote­
sten bemüht, sondern im Rahmen der Vereinten 
Nationen mit Indonesien verhandelt. Dieser Weg 
des Dialogs erscheint uns sinnvoll und wesentlich 
mehr geeignet als eine Politik der Konfrontation, 
um den indigenen Völkern in den Wäldern von 
Kalimantan bis zu den Menschen Osttimors wirk­
lich Hilfe zu bringen. Das ist eine echte, sinnvolle 
und effektive Strategie. 

Wir können, so meine ich, auch nach diesem 
Beschluß - zu dem sich meine Fraktion aus um­
weltpolitischer, aber auch aus außenpolitischer 
Verantwortung heraus bekennt, die allerdings 
manchen hier zu fehlen scheint -, wir können 
also auch nach diesem Beschluß erhobenen 
Hauptes dieses Haus verlassen. (Abg. Dr. R e -
no l d n e r: Ganz so schaut es aus!) 

Meine Damen und Herren! Es ist keine Schan­
de - Sie können schreien, soviel Sie wollen -, 
eine Sackgasse zu verlassen und einen Weg zu 
gehen, auf dem uns sehr viele begleiten werden. 
(Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei den 
Grünen.) 
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Der Konsens, für den Sie kein Gefühl haben, 
Herr Voggenhuber ... (Abg. V 0 g gen hub e r: 
Wo ist denn der Konsens?) Sie sind von Ihrer eige­
nen Meinung so eingenommen, daß Sie nicht ei­
nen Moment den Mund halten können. Der Kon­
sens (Abg. V 0 g gen hub e r: Mit den Geschäfte­
machern.'), meine Damen und Herren, ist eine 
gute österreichische Tradition. (Beifall bei der 
SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) Wenn wir 
heute den Konsens suchen, auch auf dem Weg 
der internationalen Umweltpolitik. werden uns 
einmal viele von denen, die uns heute noch kriti­
sieren, dankbar dafür sein, daß wir echte und rea­
lisierbare Lösungen gesucht haben. (Abg. V 0 g -
ge /l hub e r: Aber die betroffenen Menschen dort 
werden Ihnen niclu dankbar sein!) 

Mit Ihrem Geschrei, Herr Voggenhuber, wird 
nicht ein Pinang und nicht ein Dayak glücklicher! 
Durch die Art und Weise, wie Sie sich hier auf­
führen, wird die Lage der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten in Indonesien nicht um einen 
Deut besser. (Abg. V 0 g gen hub e r: Wo ist der 
Konsens? Antworten Sie darauf!) Ich mache Sie 
darauf aufmerksam: Das ist eine parlamentari­
sche Debatte und kein Verhör - soweit ist es 
noch lange nicht. (Abg. V 0 g gen hub e r: Ant­
worten Sie doch.') 

Meine Damen und Herren! Eine aktive Rolle 
Österreichs in der internationalen Umweltpolitik 
- auch beim Schutz der Erhaltung des gemeinsa­
men Erbes Wald für die Menschheit - bleibt wei­
terhin ein wichtiges und zentrales Anliegen. Ge­
rade dieses Hohe Haus wird darüber zu wachen 
haben, daß diese Rolle Österreichs erhalten 
bleibt, eine Rolle, die tatsächlich übernommen 
werden kann, indem die Bundesregierung auch 
diesbezüglich aktiv bleibt und indem sich in unse­
rer gemeinsamen Verantwortung vieles von dem 
entfalten kann, dem wir letztlich auch in Rio un­
sere Zustimmung gegeben haben. - Danke. (Bei­
fall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) 
18.23 

Präsident Dr. Lichal: Nächste Wortmeldung: 
Frau Abgeordnete Monika Langthaler. (Rufe bei 
der Ö VP: 0 Schreck.') 

Bevor ich Ihnen das Wort erteile, Frau Abge­
ordnete, erteile ich Ihnen allerdings noch einen 
o r d nun g s ruf für Ihre Bemerkung: "Das ist 
eine glatte Verleumdung!" an einen Redner. 
(Abg. Monika La n g t h ale r: Aber es stimmtn 
Das ist der Vorwurf einer kriminellen Handlung. 

Sie haben nunmehr das Wort, Frau Abgeordne­
te. (Abg. Christine He in d I: Sag doch "danke" 
dafür.') 

18.24 

Abgeordnete Monika Langthaler (Grüne): 
Herr Präsident! Ich kann aber gleich zu Beginn 

meiner Rede genau auf diesen Punkt eingehen, 
wobei ich meine, daß eine Umweltorganisation, 
die sich hier nicht zu Wort melden kann, doch 
nicht von Abgeordneten lankowitsch in dieser 
Art und und Weise - sagen wir es halt vorsichti­
ger - extrem falsch interpretiert werden darf, 
wodurch sie in irgendeiner Form vielleicht doch 
in ihrem Ruf geschädigt wird. 

Was Abgeordneter Jankowitsch behauptet -
das ist letztlich auch ganz offensichtlich sein Stil 
bei dieser Politk im Rahmen der Tropenholz­
causa -, nämlich daß beispielsweise der WWF 
mit diesem Rückzug, mit diesem Rückschritt ein­
verstanden wäre, ist ganz einfach falsch; auch daß 
er etwas anderes wollte, ist eine unrichtige Be­
hauptung. Der WWF schreibt - um das gleich 
einleitend für diese Umweltorganisation richtig­
zustellen - in einem Brief, der von Dr. Hamer, 
dem obersten WWF-Mann in Österreich, unter­
zeichnet ist und erst am 26. Februar dieses Jahres 
an micht gelangte, folgendes - ich zitiere -: 

"Meiner Meinung nach ist gerade jetzt in einer 
aufgeschaukelten Situation jede übertriebene Eile 
schädlich. Das Problem kann nur in einer von al­
len Beteiligten ruhigen und überlegten Diskus­
sion gelöst werden, sonst steht uns anstelle des 
Konfliktes mit Tropenholzexportländern der 
Konflikt mit dem umweltbewußten Teil der öster­
reichischen Bevölkerung ins Haus, denn der Re­
genwald ist - wie Umfragen präzise zeigen -
zum Symbol für bedrohte Ökosysteme gewor­
den." - Und genau so ist es, Herr Abgeordneter 
lankowitsch. (Beifall bei den Grünen.) 

In einer solch sensiblen Frage haben Sie uns 
überhaupt kein Angebot gemacht, in einer über­
legten Vorgangsweise - auch mit Umweltorgani­
sationen und Umweltschützern - vorzugehen. 

Das Gegenteil ist der Fall: Sie sind Ihrem Ruf 
absolut gerecht geworden: ein aalglatter Diplo­
mat, der in einige Länder fährt, in denen es nach­
weislich schwere Menschenrechtsverletzungen 
gibt. Dort haben Sie mit Regierungsverantwortli­
chen parliert, sind dann nach Hause gekommen, 
um hier festzustellen: Di~se Länder sind ohnehin 
wunderbar, die Holzbewirtschaftung funktioniert 
auch - und als Folge daraus gehen Sie auf die 
Erpressungsversuche dieser Länder ein und ma­
chen einen totalen Rückzieher. Sie beschließen 
noch dazu ein Gesetz, das auf völlig falschen 
Grundlagen basiert, ein Gütezeichen für Hölzer 
aus nachhaltiger Nutzung, die es nicht gibt, Herr 
Abgeordneter lankowitsch! Sie geben vor, nach 
Kriterien zu handeln, die nach wie vor nicht auf 
dem Tisch liegen. 

Was Sie hier beschließen wollen, ist ein Gesetz 
ohne Wirkung - aber was Sie außer Kraft setzen, 
war etwas, das enorme, und zwar nicht nur sym-
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bolische, sondern eine tatsächliche und faktische 
Wirkung hatte. 

Es ist unrichtig, we.~n Sie, Herr Abgeordneter 
Jankowitsch, sagen, Osterreich habe vorschnell 
und unüberlegt eine Maßnahme beschlossen, die 
im Ausland nichts im positiven Sinne bewirkt hät­
te. 

Es hat das ungeheuer große Diskussionen aus­
gelöst, und nicht nur das: Es hat auch viele Nach­
ahmer gefunden. (Rufe bei der SPÖ: WO denn?) 
Sie wissen genauso - auch ich habe das heute 
sehr lange ausgeführt -, daß in sehr vielen Län­
dern Maßnahmen, ähnliche Beschlüsse zu fassen, 
sozusagen vor der Tür standen. 

Was ist denn mit dem Brief des Dr. Neisser? 
Handeln in diesem Hause alle nur danach. ob et­
was opportun ist oder nicht? Im Juni wurde etwas 
beschlossen, was heute nicht mehr gilt? 

Im November 1992 schrieb Dr. Neisser in ei­
nem Brief an die Umweltorganisationen: 

"Eine Änderung der gesetzlich fixierten Kenn­
zeichnungspflicht, die überdies erst in ihrem vol­
len Umfang anlaufen muß, kann von unserer Sei­
te aus nicht angeboten werden. Darüber hinaus 
wird auch darauf hinzuweisen sein, daß Kenn­
zeichnungsmaßnahmen von anderen Staaten, wie 
zum Beispiel Niederlande, Deutschland, Großbri­
tannien und Dänemark, in ähnlichem Umfang 
überlegt werden und daher auf eine viel stärkere 
internationale Zusammenarbeit auf diesem Ge­
biet in Zukunft zu hoffen ist." - Zitatende. (Abg. 
Dr. Bar l e n s lei n: Das haben Sie heute schon 
verlesen!) 

Den kennen möglicherweise Sie, weil Sie hier 
waren, aber Dr. Jankowitsch, der jetzt gerade 
über Tropenholz gesprochen hat, kennt diesen 
Brief offensichtlich nicht. Es hat auch jeder be­
merkt, daß er sich mit dieser Causa in Wirklich­
keit nie auseinandergesetzt hat, daß er nicht zuge­
hört hat, und er weiß offensichtlich nach wie vor 
nicht, daß es einige Länder gab und gibt, die 
Nachahmer gewesen wären, die ähnliche Maß­
nahmen gesetzt hätten und die durch diesen 
Rückzieher von Österreich - ebenso wie wir -
einen unheimlichen Rückschritt erleiden. 

Genauso wie in Österreich war und ist es in 
diesen Ländern so, daß Maßnahmen, Überlegun­
gen und Initiativen nicht von Regierungsseite 
kommen - in diesen Ländern gibt es wahrschein­
lich ähnliche Wirtschaftsminister wie bei uns -, 
sondern daß diesbezügliche Überlegungen und 
Initiativen von Umweltorganisationen, von enga­
gierten Abgeordneten kommen, die diese öster­
reichische Initiative sozusagen als Motor in ihrer 
im Land vorherrschenden dynamischen Diskus­
sion benötigt hätten. Und denen versetzen Sie -

so wie der österreichischen Bewegung in diesem 
Bereich - tatsächlich den Todesstoß. 

Das ist diese ungeheure und doppelte Unver­
antwortlichkeit, die Sie begehen, denn hinzu 
kommt, daß Sie mit Regierungen in Indonesien 
und Malaysien darüber verhandelt haben, Länder, 
die zutiefst undemokratisch sind, die nachweislich 
Menschenrechte verletzten, die nachweislich 
Menschen, die sich gegen die Zerstörung des Re­
genwaldes auflehnen, unterdrücken. 

Genauso wie Sie im Zusammenhang mit diesen 
Ländern unverantwortlich agieren, indem Sie sich 
erpressen lassen. genauso unverantwortlich agie­
ren Sie gegenüber westeuropäischen Ländern und 
gegenüber jenen Initiativen, die es dazu gegeben 
hat. Und genauso unverantwortlich agieren sie im 
eigenen Lande, wo sie zum Teil im Wahlkampf 
und in jahrelangen immer wieder herausgegebe­
nen Propagandaschriften Ihrer Klubzentralen, Ih­
rer Parteizentralen gesagt haben, daß der Tropen­
waid, daß die Rettung der Regenwälder auch für 
Sie oberste Priorität habe, daß das ganz wichtig 
sei. 

Was Sie aber jetzt hier zeigen, ist, daß Sie nach 
wie vor alten Industriemustern nachgeben. (Bei­
fall bei den Grünen.) 

Wenn es darum geht, wirtschaftliche Vorteile 
zu erzielen, haben Sie dieselbe Kurzsichtigkeit, 
wie Sie sie früher hatten: Sie haben überhaupt 
nichts aus den Umweltdebatten der letzten Jahre 
gelernt! 

Zu Recht sagte Bischof Kräutler - der heute 
auch kurz hier im Parlament war und seine volle 
Solidarität den Umweltorganisationen und jenen 
Zielsetzungen gegenüber zum Ausdruck brachte, 
die es bezüglich Regenwald gibt - der AP A ge­
genüber, "daß Österreich im vergangenen Jahr 
mit der Tropenholzkennzeichnungspflicht ein 
prophetisches Zeichen gesetzt hat". - Bischof 
Kräutler war ja der Berater von Bundeskanzler 
Vranitzky (Abg. Dr. Ren 0 I d n e r: Der ihn auf 
widerliche Art und Weise geLegt hat.'), der ja auch 
in Rio war. 

Herr Abgeordneter Jankowitsch! Das, was hier 
beschlossen wird, entspricht überhaupt nicht dem 
Geist von Rio! Ich weiß nicht, von welchem 
"Geist" Sie da gesprochen haben! Von dem von 
Rio sicher nicht! Wenn Sie sich ein bißehen mit 
dieser Materie beschäftigt hätten, würden Sie wis­
sen: In Rio wurde keine Waldkonvention be­
schlossen, dort wurde nicht einmal eine Waldde­
klaration beschlossen, nicht einmal ein Maßnah­
menkatalog im Bereich des Waldes beschlossen, 
denn es gab dort enorme Widersprüche. 

Wenn Sie, Herr Abgeordneter Jankowitsch, 
hier behaupten, das entspreche dem Geist von 
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Rio, sage ich Ihnen: Zeigen Sie mir, wo so etwas, 
daß man gesetzte Maßnahmen, daß man diese 
Kennzeichnungspflicht zurücknimmt, steht! In 
welchen Passagen können Sie das finden? (Zwi­
schenrufe bei der SPÖ,J 

Bischof Kräutler, der in Brasilien lebt, weiß ge­
nau, wie die Situation der indigenen Völker dort 
ist. Er hat miterlebt, daß betroffene Bevölke­
rungsgruppen, daß Indianer im Zuge der Ver­
nichtung des Regenwaldes mit vernichtet werden. 
Er hat es miterlebt, und er weiß, was wir hier nur 
lesen können, daß nämlich in diesem Jahrhundert 
alleine in Brasilien über 87 Indianderstämme ver­
nichtet wurden, und er weiß genau, daß diese er­
ste Maßnahme in Österreich vernünftig war und 
daß dieser Rückzieher nun sehr, sehr großen 
Schaden bedeutet. 

Gefragt nach seiner Meinung zur Aktion der 
Grünen meinte Bischof Kräutler - ich zitiere -: 
"Es müßte eigentlich Aufgabe aller politischen 
Parteien sein, für die Bewahrung der Schöpfung 
einzutreten. Wir sind heute eine kahlschlagende, 
plündernde Gesellschaft, führen uns auf wie eine 
Horde. Das darf nicht so weitergehen! Wir haben 
die Schöpfung geerbt und sind verpflichtet, sie zu 
bewahren und den nächsten Generationen weiter­
zugeben. Dies kann nicht nur eine parteipoliti­
sche Sache sein. Keine politische Partei kann es 
sich heute mehr leisten, diese Dinge nicht anzu­
sprechen. Das wäre eigentlich nicht nur Sache der 
Grünen." Und da hat er recht! 

Wir dachten, als wir damals dieses Gesetz mit 
Ihnen gemeinsam hier beschlossen haben, daß Sie 
wenigstens ein bißchen dazu bereit sind, über ge­
wisse Dinge nachzudenken, daß Sie ein bißchen 
bereit sind, im Zusammenhang mit der Proble­
matik der Regenwälder, dem Schutz der Regen­
wälder und genauso bezüglich Unterstützung der 
betroffenen indigenen Völker Ihre Politik zu än­
dern, und zwar in Richtung einer menschen­
freundlicheren, menschenrechtsfreundlicheren, 
entwicklungspolitisch vernünftigen und vor allem 
auch ökologisch einzig vernünftigen Lösung. 
(Beifall bei den Grünen.) 

Wir haben heute bereits davon gesprochen, wie 
wichtig der Tropenwald in all seinen verschiede­
nen Ausformungen ist, auch was den Artenschutz 
anlangt, um den es auch geht. Hier wird aber von 
Ihnen immer nur über das Holz, über die Nut­
zung des Holzes geredet. 

Die indigenen Völker, die dort leben, leben 
vom Wald, leben von den Früchten, die ihnen 
dieser Wald bietet. Und wenn diese Primärwälder 
gerodet, wenn sie vernichtet werden - was gera­
de in Ländern wie Indonesien oder Malaysia in 
riesigen Mengen passiert -, so sterben täglich SO 
bis 300 Arten, und zwar unwiederbringlich, aus. 

Es ist eine richtige Aussage - ich habe diese 
heute schon einmal zu früher Stunde hier zitiert 
-, daß das Artensterben auf der Erde eine Be­
drohung für die Zivilisation darstellt, die nur 
noch von der Bedrohung durch einen Atomkrieg 
übertroffen wird. 

Angesichts eines solchen Bedrohungspotenti­
als, das vergleichbar ist mit den Auswirkungen ei­
nes Atomkrieges, stellt sich hier ein Diplomat 
heraus, ein Abgeordneter zum Nationalrat, der 
mit Regierungen, die undemokratisch agieren, 
verhandelt hat, und erzählt uns, daß diese Maß­
nahmen ja gar nicht vernünftig waren, ja ganz im 
Gegenteil, daß sie sogar das Gegenteil von dem 
bewirkt hätten, was wir eigentlich wollten. 

Das ist ganz einfach ein Unsinn, und das kann 
man nachweisen, Herr Abgeordneter Janko­
witsch! (Abg. Dr. Ja 11 k 0 w i t sc h: Ich warte auf 
diesen Nachweis.') Dann kann man auch Ihre Rol­
le, die Sie dabei gespielt haben, ganz klar aufzei­
gen, daß Sie nämlich nichts anderes getan haben, 
als Erpressungsversuchen - sowohl von indone­
sischen als auch von malaysischen Regierungsver­
tretern - nachzugeben, aber vor allem: Ich bin 
nach wie vor davon überzeugt, daß diese Regie­
rungsvertreter nicht nur in ihrem Bereich auto­
nom agiert haben, sondern daß sie massiv von 
österreichischen Firmen in diese Richtung ge­
drängt wurden. (Beifall bei den Grünen.) 

Wir haben heute hier am Morgen sehr, sehr 
ausführlich die Rolle österreichiseher Firmen und 
ihrer Projekte in diesen Ländern erörtert. Viel­
leicht sollten Sie das einmal nachlesen, Herr Ab­
geordneter lankowitsch: Es gibt dazu eine aus­
führliche Studie mehrerer Ökologen, was öster­
reichische Firmen, und zwar genau jene, die es 
auch da betrifft, nämlich Waagner Bir6, SGP, 
Elin und VOEST, an unweitzerstörenden Projek­
ten in Indonesien und in Malaysia. aber auch in 
vielen anderen armen Ländern, gerade auf dem 
Gebiete des Kraftwerkbaus anbieten. (Abg. Dr. 
Bar l e n s te in: In Spitälern zum Beispiel.') 

Es gibt auch Projekte, Herr Abgeordneter Bar­
tenstein, die nicht unvernünftig, die, wenn Sie so 
wollen, gut sind für diese Länder. Aber wenn es 
auch diese Projekte betrifft, so hätte es eine ande­
re Lösung als diesen totalen Rückzieher gegeben: 
Es hätte zum Beispiel die Möglichkeit gegeben -
das wissen Sie auch -, eine Ausweitung der 
Kennzeichnungspflicht mit diesen Ländern zu 
verhandeln, und es wäre nicht notwendig gewe­
sen, es zu einer solchen Konfliktsituation - auch 
nicht im eigenen Lande - kommen zu lassen. 
(Be{faLl bei den Grünen. - Zwischenrufe bei der 
SPO.) 

Aber bleiben wir, was diese Länder anlangt, 
noch kurz bei einer Frage, die mich besonders 
erschüttert und wobei ich meine, daß hier Abge-

108. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)28 von 83

www.parlament.gv.at



12742 Nationalrat XVIII. GP - 108. Sitzung - 12. März 1993 

Monika Langthaler 

ordneter Jankowitsch ein Bild geboten hat, sodaß 
er nicht mehr berechtigt ist, über diese Länder, 
vor allem über Entwicklungspolitik und Men­
schenrechte, zu referieren. (BeifaLL bei den Grü­
nen.) 

Abgeordneter Jankowitsch hat hier nichts da­
von gesagt, daß es sowohl in Malaysia als auch in 
Indonesien sehr, sehr oft zu Menschenrechtsver­
letzungen kommt, daß in Indonesien in den sieb­
ziger Jahren - und das geschieht bis zum heuti­
gen Tage - 1 Million Menschen umgebracht 
wurden, daß das einer der größten Völkermorde 
gewesen ist. Und es dauert heute noch an, daß 
Menschen, die sich etwa gegen die Rodung des 
tropischen Regenwaldes zur Wehr setzen, in Ge­
fängnissen landen, daß sie gefoltert, daß sie um­
gebracht werden. (Abg. Dr. Re 11 0 I d ne r: Seine 
Gesprächspartner wissen davon nichts!) 

Wenn von Ihrer Seite gesagt wird, um welche 
Länder es sich dabei handelt, so muß Ihr Diskus­
sionsbeitrag als inakzeptabel bezeichnet werden. 
Es ist inakzeptabel, daß Sie uns hier von irgend­
welchen Zukunftsvisionen von den Vereinten Na­
tionen erzählen, obwohl Sie wissen, daß es in die­
sen Ländern zu solchen Menschenrechtsverlet­
zungen kommt. (Beifall bei den Grünen.) 

Mit Ihrer Politik, wie sie in Österreich jetzt be­
trieben wird, wollen Sie mit den Regierenden, die 
diese Menschen dort unterdrücken, die sie ermor­
den, weiterhin gute Geschäfte machen, wollen 
sich nicht dabei stören lassen, wenn man, wie es 
Staatssekretärin Fekter immer so schön sagt, mit 
den "Cash-Zahlern" im Einvernehmen ist. Es ist 
immer fein, mit denen Geschäfte zu machen, 
auch wenn sie Menschen massakrieren. Mit denen 
haben Sie verhandelt, mit denen arbeiten Sie zu­
sammen! Sie fallen Bewegungen in diesen Län­
dern in den Rücken, die sich gegen Menschen­
rechtsverletzungen zur Wehr setzen, die sich ge­
gen die dortige ökologische Vernichtung zur 
Wehr setzen. (Abg. Dr. Ja n k 0 w i t sc h: Eine 
Fact-jinding-Mission hat der Jankowitsch dort ge­
macht!) 

Sie wissen genau, Herr Abgeordneter Janko­
witsch: Es gibt in Indonesien keine Versamm­
lungsfreiheit, es gibt keine freien Gewerkschaf­
ten, es gibt dort nur Repressalien gegen jene 
Gruppen, die gemeinsam gegen dieses Regime 
anzukämpfen versuchen. 

Bis zum heutigen Tage - und das steht auch in 
einem Amnesty-International-Bericht, den Sie 
alle in Ihren Unterlagen haben - werden in ganz 
Indonesien, auch in den Regenwaldgebieten in 
Osttimor, Menschen bedroht, gefoltert und mas­
sakriert. 

Sie haben diese Berichte von Amnesty Interna­
tional, Sie haben die genauen Berichte, auch wis-

sen Sie über die Anzahl Bescheid. Sie kennen die­
sen Fall - ich habe ihn heute schon einmal zi­
tiert, er ist für mich einer der erschütterndsten, 
und er ist erst vor eineinhalb Jahren passiert -, 
daß zwei Menschen, die sich gegen dieses Regime 
zur Wehr gesetzt haben, in einer Kirche vom Mi­
litär erschossen wurden. Beim Leichenzug. bei 
dem sehr viele ihre Solidarität mit diesen Men­
schen, mit der Opposition zeigen wollten, ist sei­
tens des Militärs in diesen Leichenzug hineinge­
schossen worden; dabei kamen erneut über 
200 Menschen zu Tode. 

Das war kein Zufall, sondern das war und das 
ist tägliche Praxis in Indonesien und auch in Ma­
laysia. 

Wenn Sie, Herr Abgeordneter Jankowitsch, das 
hier nicht erwähnen, und zwar als jemand, der 
extra dort hingefahren ist, auf Kosten der Steuer­
zahler, was ja Herr Abgeordneter Bartenstein so 
gerne ins Spiel bringt, nämlich wieviel etwas ko­
stet, Sie aber sind auf Kosten der Steuerzahler 
dorthin gefahren, sondern sich da herstellen und 
von den Vereinten Nationen, deren diplomati­
schen Absichten und so weiter berichten, ist das 
ungeheuerlich. Ich glaube Ihnen gerne, daß Sie 
lieber nach New York fahren und dort irgend et­
was verhandeln. (Rufe bei der Ö VP: Und Sie fah­
ren nach Rio!) 

Uns werfen Sie vor, wir hätten keinen Bezug zu 
dieser Materie, zu den Menschen in Österreich, 
daß möglicherweise ihre Arbeitsplätze gefährdet 
seien. Und ich werfe Ihnen vor: Sie haben 
überhaupt keinen Bezug zu den Menschen, die 
dort nicht in den Regierungen sitzen, die nicht in 
schönen Häusern sitzen, die es sich nicht richten 
können, sondern die auf der Straße kämpfen und 
unter enormen Repressalien leiden. (Beifall bei 
den Grünen.) 

Werfen Sie mir bitte nicht vor, daß ich nicht 
genau wüßte, wie es in Indonesien zugeht: Sie wa­
ren doch diejenigen, die die Opposition bei dieser 
Delegation nicht mitgenommen haben! Sie woll­
ten unter sich bleiben, Sie wollten das unter sich 
ausmauscheln - und das ist Ihnen gelungen. Sie 
haben gemauschelt, und jetzt beschließen Sie ein 
lieues Gesetz, das einen Rückschritt bedeutet, der 
wirklich viele, viele Jahre vernünftiger Arbeit zu­
nichte macht. (Zwischenrufe des Abg. Dr. Lu­
k e sc h.) 

Ja, ja, regen Sie sich nur auf! Sie waren ja auch 
in Indonesien und in Malaysia. Das einzige, was 
Ihnen jetzt bei der Abschaffung dieses Gesetzes 
leid tut, ist wahrscheinlich, daß Sie nicht mehr so 
viel herumfahren können, Herr Abgeordneter 
Lukeseh. Vielleicht wären noch die Philippinen 
ganz interessant gewesen, vielleicht auch noch an­
dere Länder in Westafrika. Darum hätten Sie 
vielleicht doch noch ein bißchen warten sollen 

108. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 29 von 83

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 108. Sitzung - 12. März 1993 12743 

Monika Langthaler 

und unseren Vorschlag - den Vorschlag der Um­
weltministerin - aufgreifen können, eben mit 
dieser Sache noch zu warten, konstruktiv zu ver­
handeln und eine Ausweitung der Kennzeich­
nungspflicht zu überlegen. - Dann hätten Sie 
vielleicht auch noch die Gelegenheit gehabt, noch 
woanders hinzufahren. 

Und eines zu Ihnen, Herr Abgeordneter Bar­
tenstein. (Abg. Dr. Bar t e n s te in: Ihr Zynismus 
ist grenzenlos, Frau Kollegin.') 

Apropos Zynismus: Wenn man in Ihrem Leit­
blatt, in der "Kronen-Zeitung" (Heiterkeit bei der 
ÖVP), dem Kampfblatt für die offensichtlich 
wahren Werte dieser Republik, liest, daß Sie aus­
gerechnet haben, daß das Hier-anwesend-Sein um 
eine Nacht länger als vereinbart 12 Millionen 
Schilling kostet, und daß Sie dabei die Gehälter 
der Abgeordneten eingerechnet haben, dann muß 
ich Ihnen wirklich sagen: Ich wußte nicht, daß 
wir, wenn wir heute nicht hier gewesen wären, 
unser Gehalt hätten abliefern müssen. Das ist na­
türlich eine interessante Variante. (Beifall bei den 
Grünen. - Abg. Dr. Bar t e n s te in: Weil Sie 
Fixkosten von variabLen Kosten nicht unterschei­
den können.') 

Und wir haben uns gleich dazu ausgerechnet, 
wieviel es denn nun gekostet hat, daß das Parla­
ment noch einmal mit dieser Angelegenheit be­
schäftigt ist, wo es doch schon im Juni damit be­
schäftigt war. Wir haben gehofft, wenn das im 
J uni erledigt ist, werden wir hier jahrelang nicht 
mehr diskutieren müssen über die ... (Abg. 
V e t t e r: Sprechen Sie einmaL über die Energieko­
sten.l

) Ja, die wären alle aber nicht gewesen, wenn 
Sie das Ganze nicht zuerst im Dezember und jetzt 
noch einmal verändert hätten. 

Ihre Schuld ist es, daß mindestens 50 Millionen 
Schilling Steuergeld zum Fenster hinausgeworfen 
werden, denn zwei Sitzungen im Parlament, die 
nur für diese Novellierungen angesetzt wurden 
(Abg. Ve t t er: Sie täuschen Ihre Wähler!), die 
Reisen der Herren nach Indonesien und Malaysia 
und die vielen anderen Essen, die wahrscheinlich 
notwendig waren, die waren das Teure und nicht 
das Faktum, daß wir hier bis zum Umfallen dafür 
gekämpft haben, daß Sie diesen Unsinn nicht be­
schließen und diese gute ökologische Maßnahme, 
die hier gesetzt wurde, nicht zunichte machen. -
Also, Herr Abgeordneter Bartenstein, soviel zum 
Zynismus und zu Ihrer Rolle, die Sie hier spielen. 

Eines zeigt ja die große lnvolvierung des Abge­
ordneten Bartenstein in diese ganze Tropenholz­
causa ganz deutlich. Warum macht sich der Indu­
striesprecher der ÖVP plötzlich so stark in all die­
sen ökologischen Fragen? - Das ist ganz einfach. 
Die Frage, daß wir jetzt generell einen Rück­
schritt in der Umweltpolitik machen, ist ja nicht 
nur im Bereich der Tropenholzproblematik evi-

dent, sondern das hat sich ja auch schon bei ande­
ren Maßnahmen gezeigt. Ich erinnere an die Um­
stellung der Umweltförderung oder des Ökö­
Fonds, und das zeigt sich generell auch in den 
Aussagen nicht nur von Abgeordneten hier im 
Haus, wie etwa vom angeblichen Umweltsprecher 
Keppelmüller, vom Abgeordneten "Lenzing" so­
zusagen, sondern auch von Bundeskanzler Franz 
Vranitzky, der ja in einer Aussendung den Still­
stand der Umweltpolitik letztlich ausgerufen hat, 
und alle, die hier zu dieser Fraktion gehören, tra­
ben dem brav nach und erfüllen brav den Wunsch 
ihres Vorgesetzten. 

Was wir hier zu verzeichnen haben - und die 
Tropenholzproblematik ist nur ein Symbol für ei­
niges, was wahrscheinlich noch kommen wird -, 
das ist ein Rückfall der Umweltpolitik in die sech­
ziger und siebziger Jahre. Sie haben es in dieser 
Causa erneut wieder wirklich geschafft, die bei­
den Pole Umwelt und Arbeit gegeneinander aus­
zuspielen. Und das zu einer Zeit, wo wir gedacht 
haben, wir sind schon soweit, daß es Ihnen be­
wußt ist, daß eine moderne Wirtschaftspolitik 
nicht ohne Umweltpolitik auskommen kann, son­
dern daß die beiden sich tatsächlich gut verstehen 
können, im Gegenteil, daß sogar das eine das an­
dere unmittelbar bedingt und daß eine moderne 
Wirtschafts- und Industriepolitik den strukturel­
len Wandel in sich beinhalten würde, der gerade 
durch die Impulse einer ökologischen Politik ge­
setzt werden müßte. 

Wir haben gedacht, das sei geschafft, mit so ei­
ner Regelung wie etwa zum Tropenholz. Wir ha­
ben geglaubt, Sie haben endlich ein bißchen be­
griffen, daß es hier um einen Konflikt Nord-Süd 
geht, daß es hier um die Problematik der Regen­
wälder, der Entwicklungsländer, um die Proble­
matik der wirtschaftlichen Strukturen in diesen 
Ländern geht, aber in dem Augenblick, wo in 
Österreich eine wirtschaftlich ein bißehen schwie­
rigere Situation eintritt, kehren Sie zurück zu Ih­
ren Wurzeln und machen Sie eine alte Politik des 
Betonierens, des Mauerns und der wirklich rück­
sichtslosen Umweltzerstörung. 

Dieses Gesetz, das Sie hier novellieren, ist Sym­
bol dafür, daß Sie zurückfallen in eine alte Art, 
wo Sie Umweltpolitik und Arbeitsmarktpolitik 
gegeneinander ausspielen. 

Sie werden sehen - und das wird die Lehre 
daraus sein, aber die späte, die dann nicht mehr 
Sie verantworten müssen -, daß dieser fehlende 
Strukturwandel, den einzuleiten Sie nicht bereit 
sind, zu Situationen führen wird, in denen wirk­
lich zum Teil nur mehr sehr harte Maßnahmen 
wirken werden und in denen der Problemdruck, 
die Problematik so groß sein wird, daß zum Teil 
nur mehr undemokratische Lösungsmuster pas­
sen werden. - Sie haben das zu verantworten! 
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Ein Punkt noch, der mir aufgefallen ist beim 
Abgeordneten Jankowitsch, als er in bezug auf 
das neue alte Gütesiegel von der Nachhaltigkeit 
gesprochen hat. Wir haben uns heute morgen, 
Herr Abgeordneter Jankowitsch, sehr ausführlich 
mit dem Problem der Nachhaltigkeit befaßt. Sie 
waren da leider nicht anwesend, aber ich hole das 
gerne ganz kurz noch einmal nach. Eines, was 
sehr, sehr viele oder eigentlich alle Forstwirt-· 
schaf tier sagen, das ist - und das kommt ja auch 
aus der Beantwortung parlamentarischer Anfra­
gen durch die Umweltministerin heraus -, daß es 
eine nachhaltige Bewirtschaftung bei den Tropen­
wäldern ganz einfach nicht gibt. Wenn - und da 
scheiden sich schon die Geister - man gewisse 
kleine Gebiete und Projekte so bezeichnen kann, 
daß es hier eine nachhaltige Nutzung gibt, dann 
macht das maximal 1 Prozent aus. 

Die Gefahr, die es gibt und die gerade auch 
durch die Schaffung eines solchen Gütesiegels ge­
fördert wird, ist, daß man dadurch, daß man die 
Leute in diesen Ländern animiert, nachhaltige 
Waldbewirtschaftung zu machen, das heißt also, 
ihre Primärwälder zu roden, Sekundärwälder auf­
zuforsten, die eine ganz andere Qualität in der 
Artenvielfalt haben als die Primärwälder, noch 
mehr zur Zerstörung der ursprünglichen Wälder 
und der Artenvielfalt beiträgt. (Abg. Wa b I: Holz 
ist Holz, und Holzkopf ist Holzkopf.') 

Die Schaffung eines Gütesiegels ist keine Ant­
wort auf die Regenwaldzerstörung. Sie ist ein 
kleiner Beitrag in einem Bereich, wo es schon zer­
störte Flächen gibt und wo man wieder aufforsten 
muß, aber sie ist kein Beitrag zum Schutz der 
Wälder, die noch intakt sind, denn dort zerstören 
Sie bei der Rodung so viele Arten und schaffen so 
eine ökologische Problemlage, daß Sie das bei ei­
ner Wiederaufforstung nie wiedergutmachen 
können. Gerade aufgrund dieser Betrachtungs­
weise ist ja die Feststellung von Kriterien der 
Nachhaltigkeit so schwierig, und deshalb gibt es 
eben bis heute keine Kriterien für eine nachhalti­
ge Waldbewirtschaftung. 

Sie schaffen jetzt ein Gesetz, das ein Gütesiegel 
zum Inhalt hat, das genau jene Produkte prämie­
ren soll, die aus Wäldern stammen, die nachhaltig 
genutzt werden, also aus Wäldern, die es nicht 
gibt. Sie bedingen Kriterien, die es nicht gibt. Das 
ist ein Gesetz, das wirklich ein Unsinn ist und 
offensichtlich die Leute nur über das Faktum hin­
wegtäuschen so!.l, daß Sie die Regenwaldmaßnah­
me, die es in Osterreich gegeben hat, auf Null 
reduzieren und wirklich völlig zerstören. 

Ein Wort noch zur wirtschaftlichen Situation 
dieser betroffenen Länder wie beispielsweise Ma­
laysia und Indonesien. Die Einnahmen aus Holz 
machen 1 Prozent der Gesamteinnahmen der in­
donesischen Wirtschaft aus, 0,3 Prozent der Ar­
beitskräfte in Indonesien sind in der Holzindu-

strie beschäftigt. Es ist kein so großer Sektor, wie 
hier immer getan wird, und vor allem sollten Sie 
bei Ihrer Politik der Regenwaldzerstörung, die Sie 
hier betreiben, berücksichtigen, daß mit der For­
cierung dieser Rodungen die Länder gerade dieses 
Wirtschaftsgut zum Teil unwiederbringlich ver­
lieren. 

Malaysia und gerade Sarawak - und das sagt 
der Weltbankbericht, und das sagen viele andere 
Berichte - werden in sieben Jahren keinen Re­
genwald mehr haben. In sieben Jahren werden 
dort alle Primärwälder gerodet sein. Das wird ver­
bunden sein mit kleinklimatischen Umstellungen, 
mit einer großen ökologischen Katastrophe in 
Richtung Überschwemmungen. Bangladesch, wo 
wir ja schon katastrophale Überschwemmungen 
erlebten, hat auch einmal einen Regenwald ge­
habt. Es ist eines jener Länder, die völlig abge­
holzt wurden. 

Und es gibt andere arme südliche Länder, süd­
ostasiatische Länder, die von Holzexportländern 
zu -importländern geworden sind, auch westafri­
kanische Staaten. Sie haben aufgrund dieser Poli­
tik mitzuverantworten, daß die heute vor diesen 
ökologischen Problemen stehen. Und es ist Ihre 
für mich wirklich unverständliche und vor allem 
unverantwortliche Politik, die Sie in vielfacher 
Weise mitschuldig macht an diesen Zerstörungen. 
Sie macht Sie mitschuldig an der ökologischen 
Zerstörung in diesen Ländern. Sie macht Sie mit­
schuldig und mitverantwortlich an den Men­
schenrechtsverletzungen in diesen Ländern, und 
sie macht Sie mitschuldig an dem Faktum, daß 
diesen Ländern nicht geholfen wird bei der Um­
stellung ihrer Wirtschaftssysteme auf eine insge­
samt ökologisch verträgliche und wirklich nach­
haltige Wirtschaft. 

Und das, Herr Abgeordneter Jankowitsch, wer­
den Sie wahrscheinlich, wenn Sie bei diplomati­
schen Verhandlungen im Rahmen der Vereinten 
Nationen unterwegs sind, wenig besprechen, wie 
ich auch nicht glaube, daß diese Institution, ob­
wohl ich sie - die Institution - normalerweise 
sehr schätze, für Bereiche, wo schnelle Lösungen 
gefragt sind, wirkungsvoll ist. 

Man kann jetzt natürlich wieder sagen: Na ja, in 
zwei, drei, vier, fünf Jahren werden wir vielleicht 
Kriterien dafür haben, was nachhaltige Bewirt­
schaftung ist. In fünf, sechs Jahren werden wir 
vielleicht europäische Maßnahmen haben, die so 
etwas wie eine Kennzeichnungspflicht für alle eu­
ropäischen Staaten bewirken. Nur: In fünf, sechs 
Jahren ist es für einige Länder ganz einfach schon 
zu spät. 

.. Es ist einfach falsch, wenn Sie hier sagen: 
Osterreich hat nichts bewirkt, sondern, im Ge­
genteil, wir sind allein gelassen worden. Das 
stimmt in dieser Art und Weise nicht. Wir haben 
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viel bewirkt. wir waren hier Vorreiter. Es wären 
uns in wenigen Monaten andere Länder gefolgt. 
Daß dies nun nicht passieren wird, liegt einfach 
auch daran, daß Sie diesen Bewegungen wirklich 
das wesentlichste Argumentationsmittel entzogen 
haben. Es ist nicht nur eine Schmach für die ge­
samte Umweltbewegung, was Sie hier geboten ha­
ben, sondern es ist auch eine Schande für dieses 
Parlament. Es ist eine Blamage für all die Abge­
ordneten, die vor einem dreiviertel Jahr noch für 
eine Lösung gestimmt haben und die das jetzt 
wirklich charakterlos nur aufgrund eines Erpres­
sungsversuches wieder aufgeben. 

Es ist dies wirklich ein Zeichen dafür, daß man 
in diesem Lande und europaweit aus einer 20jäh­
rigen Umweltdebatte nichts gelernt hat und daß 
globale Umweltzerstörung und all das, wovon Sie 
immer vorgeben, daß es Ihnen bewußt ist, in Ih­
ren Hirnen noch nicht dazu geführt hat, daß Sie 
auch nur einen Millimeter Ihres Politstils verän­
dern. Es ist ein Rückschritt. 

Ich habe das heute morgen schon gesagt, ich 
möchte das aber noch einmal wiederholen: Sie 
haben allen Umweltschützern, allen Umweltorga­
nisationen und uns Grünen mit dieser Maßnahme 
den Krieg erklärt, und die bisherige Gesprächsba­
sis ist wirklich enorm gefährdet. Wir haben Ihnen 
immer wieder Gespräche angeboten. Wir haben 
immer wieder - bis zum heutigen Tage - den 
Konsens angeboten. Wir waren es, die Ihnen die 
Hand geboten haben. Sie haben die Tür zuge­
schlagen. Sie haben alle Gespräche verweigert. 
(Abg. Mag. Ku k ac k a: Sie reden vom Krieg.') Sie 
haben den Rollbalken heruntergezogen und ge­
sagt: Umwelt ist uns Wurscht, jetzt geht es wieder 
nach der alten Arbeitsmarktpolitik wie in den 
sechziger Jahren, alles andere ist uns völlig egal! 
Wir zerstören alles weiter wie bisher - hinter uns 
die Sintflut! - Das ist Ihr Politikstil, und den 
werden Sie selbst sicher noch teuer bezahlen müs­
sen. - Danke. (Beifall bei den Grünen.) 18.53 

Präsident Dr. Lichal: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung hat sich Herr Abgeordneter Dr. Jan­
kowitsch gemeldet. Ich darf ihn auf die geschäfts­
ordnungsmäßigen Bestimmungen aufmerksam 
machen. 

l8.53 

Abgeordneter Dr. Jankowitsch (SPÖ): Danke 
vielmals, Herr Präsident! - Frau Bundesmini­
ster! Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich kann mich mit der Me­
thode der "character assassination", die hier im 
Stil der Moskauer Schauprozesse vorgetragen 
wird, wirklich nicht auseinandersetzen. Das ist 
nicht der Stil in einem demokratischen Parla­
ment. Darüber werden wir ein anderes Mal zu 
reden haben. (Abg. Wa b l: Das ist aussichtslos! 
Da müßten Sie sich selbst kritisieren!) 

Ich möchte hier nur zwei Dinge der Frau Abge­
ordneten Langthaler, die sich hier wirklich dis­
qualifiziert hat, berichtigen. 

Meine Damen und Herren! Es stimmt nicht, 
daß der World Wildlife Fund von mir in einer 
verzerrenden Art und Weise zitiert wurde. Ich 
habe Ihnen vorgelesen aus der Rede, die der sehr 
angesehene indonesische Vertreter des World 
Wildlife Fund for nature, Dr. Russel Betts, auf 
einer globalen Waldkonferenz in Bandung gehal­
ten hat. Dieser Satz ist ein wörtliches Zitat aus 
seiner Rede. und ich weise daher die Unterstel­
lung, daß es sich dabei um die Verdrehung der 
Position einer internationalen Umweltschutzor­
ganisation handelt, zurück und berichtige das. 
(Abg. Dr. Ren 0 l d n e r: Das andere lassen Sie 
auf sich sitzen!) 

Meine zweite Berichtigung, meine Damen und 
Herren, bezieht sich auf den ungeheuerlichen 
Y,orwurf, daß in den Beziehungen zwischen 
Osterreich, Indonesien und anderen Staaten die 
Frage der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
keine Rolle spielt und wir uns über diesen Aspekt 
hinwegsetzen. 

Die Wahrheit ist, meine Damen und Herren, 
daß natürlich in der Außenpolitik und genauso in 
der Umweltaußenpolitik dieser Aspekt (Abg. 
Mag. Marijana G r a n d i t s: Was ist die Berichti­
gung?) besondere Bedeutung hat und ich selbst 
während der Konferenz der Blockfreien in Jakar­
ta im September gerade in der Frage Osttimor 
mit dem indonesischen Außenminister gespro­
chen habe. (Abg. V 0 g gen h II be r: Das ist die 
richtige Adresse.' Der war ganz zerknirscht!) 

Meine Damen und Herren! Wir haben aber, 
wenn wir uns mit Indonesien und mit der Lage 
dort auseinandersetzen wollen, keine andere 
Wahl, als mit der dort amtierenden Regierung zu 
sprechen. (Abg. V 0 g gen hub e r: Sie haben kei­
ne andere Wahl!) Und es ist keine Frage, daß man 
auch mit einer Regierung, die Kritik verdient, Be­
ziehungen haben muß. Alles andere, meine Da­
men und Herren, ist eine böswillige Unterstellung 
und Verdrehung, und ich weise das ganz entschie­
den zurück. (B.~ifall bei der SPÖ und bei Abge­
ordneten der OVP. - Abg. V 0 g gen h II be r: 
Sind Sie so naiv, oder tun Sie nur so?) 18.55 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster hat sich zu 
Wort gemeldet Herr Abgeordneter Dr. Barten­
stein. Bitte, Herr Abgeordneter. (Abg. Wa b l: 
Kurz! Einsparen! Das kostet Millionen! Der trinkt 
Wasser! Schau! Was das wieder kostet! - Weitere 
Zwischenrufe bei den Grünen.) 

18.55 
Abgeordneter Dr. Bartenstein (ÖVP): Sehr ge­

ehrter Herr Präsident! Frau Bundesministerin! 
Herr Bundesminister! Meine sehr verehrten Da-
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men und Herren! Solange ich mich auf das Trin­
ken von Wasser beschränke und ohne Trauben­
zucker, andere Spezialgetränke und Aufputsch­
mittel auskomme, soll es Ihre Sorge nicht sein. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als 
die Frau Kollegin Petrovic die Klubobfrauen­
schaft der Grünen übernommen und Herrn Vog­
genhuber abgelöst hat und als Herr Pilz Partei­
sprecher der Grünen wurde und als im letzten 
Jahr sich manches an Ihrer politischen Arbeit ge­
ändert hat, konnte man Hoffnung auf eine kon­
struktive und rationale politische Arbeit Ihrer­
seits als Oppositionspartei haben. Ich bin der 
Meinung, daß wir seit 24 Stunden eines Besseren 
belehrt werden, daß das ein Irrtum gewesen ist. 

Wir haben in diesen 24 Stunden doch tatsäch­
lich einen wahrhaft beispiellosen Rückfall in billi­
gen Aktionismus alten Stils, meine sehr geehrten 
Damen und Herren von der grünen Fraktion, er­
lebt. (Abg. Wa b I einen "Kronen-Zei­
tung"-ArtikeL zeigend -: Das ist das mieseste, was 
ich bisher von einem Abgeordneten gelesen habe.') 
Diese Vorgangsweise Ihrerseits - und da haben 
Sie recht - ging nicht nur bis an die Grenzen der 
Belastbarkeit dieses Parlaments und seiner Ge­
schäftsordnung, sondern deutlich darüber hinaus. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie 
haben dieses Parlament in den letzten 24 Stunden 
nicht ernst genommen, Sie werden in den näch­
sten Wochen und Monaten damit zu rechnen ha­
ben, daß wir Sie nicht ernst nehmen. (Beifall bei 
der ÖVP und bei Abgeordneten der SPÖ. - Abg. 
Ans c hob e r: Warum lügt Bartenstein?) 

Sie haben heute mehrfach die Reaktion der Öf­
fentlichkeit zitiert, von den Blumensträußen, die 
da gekommen sind, und dergleichen mehr gespro­
chen. Na ja, woher das kam, weiß ich nicht. Die 
Medien von gestern und heute sprechen von 
"Kasperltheater". Wir waren das Theater. Wer 
die Kasperln waren, überlasse ich Ihrer Beurtei­
lung. Es ist von Geschwafel die Rede. Die "Kro­
ne" von morgen berichtet von Tausenden Ar­
beitsplätzen, die verlorengingen, wenn wir dieses 
Gesetz hier nicht beschließen würden, doch um 
letzteres haben sich saturierte Grüne (Abg. 
Wa b I: Herr Bartenstein! Sie lügen.'), Herr Kolle­
ge Wabl und Herr Kollege Anschober, in ihrem 
Hochmut noch selten den Kopf zerbrochen. (Bei­
fall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Aber in einem haben Sie schon recht: Das Ima­
ge der Grünen sollte das Problem der Regierungs­
parteien nicht sein. Meine Sorge ist nur, daß Sie 
der Sache des Tropenholzes und des Regenwaldes 
mit Ihrer Vorgangsweise wahrlich einen schlech­
ten Dienst erwiesen haben. Und damit bin ich mit 
meiner spezifischen Befassung mit Ihrer Vor­
gangsweise auch schon am Ende. Jedes weitere 
Wort wäre wahrhaft Verschwendung. (Abg. 

Wa b l: Was glauben Sie, was die Stunde vom Mi­
nister kostet! Der muß ja da sein/} 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zur 
Thematik des Tropenholzes und zur Thematik 
der Rücknahme von Teilen des Tropenholzgeset­
zes selbst. Wenn es um 17 Millionen Quadratkilo­
meter Regenwald geht, die weltweit existieren, 
und 150 000 Quadratkilometer jährlich abgeholzt 
werden, so kann es überhaupt keine Frage sein, 
daß wir hier im Parlament, alle - grün, rot, 
schwarz, blau, Liberale -, der Meinung sind, daß 
das Ziel eine möglichst nachhaltige Nutzung die­
ses Regenwaldes innerhalb sehr, sehr kurzer Zeit 
sein muß, und zwar weltweit. Das betrifft nicht 
nur den Regenwald, sondern auch die Wälder in 
Sibirien, in Skandinavien und sonstwo. 

Aber der Weg, den Österreich an diesem 
5. Juni eingeschlagen hat, mit dem Versuch, ei­
nen 70prozentigen Zoll auf Tropenholz zu errei­
chen (Abg. W a b L: Herr Bartenstein! Sparen statt 
Lügen.'), und mit dem Versuch, mittels einer 
Kennzeichnungspflicht das Konsumverhalten in 
Österreich zu ändern, hat offensichtlich nicht 
zum Ziel geführt. Was wurde mit diesem Weg 
eigentlich erreicht? (Abg. Ans c hob e r: Was 
haben Sie mit der Lüge erreicht, Herr Barten­
stein?) Eine positive Auswirkung gibt es, meine 
sehr geehrten Damen und Herren: Die Sache 
wurde thematisiert, es gibt eine Bewußtseinsbil­
dung, auch wenn ich behaupte, diese Bewußt­
seinsbildung ist primär auf Österreich beschränkt 
gewesen, sekundär vielleicht noch auf unsere eu­
ropäischen Nachbarn, aber darüber hinaus gab es 
die nicht. Und daß diese Bewußtseinsbildung kei­
ne allzu großen Auswirkungen gehabt hat, das 
sieht man ja schon daran, daß es sehr wenig an 
internationaler Solidarität mit uns gegeben hat. 

Frau Kollegin Langthaler! Neun Monate sind 
seit dem besagten 5. Juni vergangen, und nie­
mand ist unserer Maßnahme gefolgt. Alles, was 
Sie hier präsentiert haben, alles, was Sie im Aus­
schuß präsentiert haben, alles, was Sie in den letz­
ten Tagen in diversen Pressekonferenzen und 
Presseaussendungen präsentiert haben, sind 
nichts als leere und reine Behauptungen. Kollege 
Jankowitsch hat Ihnen im Ausschuß anhand des 
Beispiels Belgien demonstriert, daß dort nie­
mand, entgegen Ihrer Behauptung, daran denkt, 
dem österreichischen Beispiel in den nächsten Ta­
gen zu folgen. 

Fehler Nummer 1 dieses österreichischen We­
ges: Wir haben keine internationale Solidarität 
zustande bringen können. 

Fehler Nummer 2: Wir haben unsere Hebel­
wirkung völlig überschätzt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn laut Bericht der Welternährungsorganisa-
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tion F AO von 1 400 Millionen Kubikmetern 
Holzeinschlag im Tropenholz ohnehin nur zirka 
4 Prozent in den Export gehen und wenn Öster­
reichs Importanteil an diesem Tropenholzein­
schlag ganze 0,002 Prozent beträgt - 0,002 Pro­
zent! oder die berühmten diskutierten 
16 000 Tonnen, so ist doch klar, daß wir mengen­
mäßig in dieser Beziehung mit einem Importboy­
kott, mit einer Erschwernis des Imports, wie im­
mer das ausschauen mag, keinerlei Hebel in der 
Hand haben. 

Und noch ein Thema, das in den letzten Tagen 
kaum diskutiert worden ist, nämlich die Frage, ob 
ein Gut wie das Tropenholz aus dem Regenwald, 
ob ein Gut wie dieses einer Importbeschränkung 
dann unterliegen sollte, wenn das eigentlich die 
einzige richtige Alternative für die indigene Be­
völkerung, aber auch für die sonstige Bevölke­
rung in diesen Ländern zu einer nachhaltigen 
Nutzung des Regenwaldes ist. Denn Brandroden, 
das Holz für Brennholz und dergleichen mehr 
verwenden, das kann man dort auch dann, wenn 
wir das Holz nicht importieren. Nur dann, wenn 
mit dem Holz aus nachhaltiger Nutzung auch 
Wertschöpfung und wirtschaftliches Interesse 
verbunden sind, ist es möglich, behaupte ich, im 
Sinne der Forstbewirtschaftung beziehungsweise 
der Waldbewirtschaftung, die wir in Mitteleuropa 
seit Jahrzehnten gut praktizieren, eine nachhalti­
ge Nutzung in die Tat umzusetzen. 

Es gab - ich muß nicht weiter auf das einge­
hen, was Herr Kollege Jankowitsch hier schon 
ausgeführt hat - heftige Kritik allerorten. In Yo­
kohama im November letzten Jahres bei der Ta­
gung der Internationalen Tropenholzorganisation 
wandelte Österreich am Rande des Ausschlusses. 
Das konnte gerade noch verhindert werden. Die 
nicht akkordierte und nicht auf internationaler 
Ebene vorgetragene Vorgangsweise Österreichs 
wurde als diskriminierend empfunden. Es wurde 
davon gesprochen, daß das - dieses Vokabel 
stammt vom Umweltbundesamt und nicht von 
der Bundeswirtschaftskammer und auch nicht 
von der Industriellenvereinigung - als stigmati­
sierend empfunden wurde, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. Es gab Kritik von seiten der 
ASEAN-Länder. Dazu gehören Indonesien und 
Malaysia ebenso wie die von Ihnen, Frau Kollegin 
Langthaler, zitierten Philippinen. Die ASEAN­
Länder haben beim GATT ganz massiv Kritik ge­
übt an der Vorgangsweise Österreichs, weil es sich 
bei unserer Bestimmung halt leider doch, wie Dr. 
Schüssel vorausschauend richtig gewarnt hat, den 
wir aber leider Gottes nicht erhört haben, um ein 
ungerechtfertigtes Handelshemmnis handelt be­
ziehungsweise gehandelt hat. 

Die Folge war, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, daß Indonesien und Malaysia am 
heftigsten reagiert haben. Aber das war nur die 

Spitze eines Eisbergs, die uns und unserer Wirt­
schaft in den nächsten Jahren gedroht hätte, denn 
es wäre abzusehen gewesen, wann die ASEAN­
Länder Indonesien und Malaysia mit Boykott­
maßnahmen gefolgt wären. Wir hätten dann ei­
nen Markt mit 325 Millionen Menschen und ei­
nem jährlichen Wachstum von 6 bis 8 Prozent -
wir mit unserem Nullwachstum heuer könnten 
uns das nur wünschen - zumindest großteils ver­
loren. Wann Lateinamerika begonnen hätte, auf 
Österreich allergisch zu reagieren, wäre auch ab­
sehbar gewesen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn internationale Zeitungen in Indonesien 
und Malaysia vom ugly Austrian, vom häßlichen 
Österreicher, sprechen, wenn uns Österreichern 
plötzlich koloniales Gehabe vorgeworfen wird, 
wenn uns Österreichern plötzlich Ökoimperialis­
mus vorgeworden wird, dann muß schon etwas 
Wahres an dieser Kritik sein. Dann besteht auch 
Handlungsbedarf für die Politik in unserem Land, 
dann besteht Handlungsbedarf für dieses Parla­
ment, und dann ist es Zeit, einen Akt der Ver­
nunft zu setzen, vor allem dann, wenn sich diese 
Kritik auch noch mit einem ganz enormen Scha­
den zu paaren droht, der sich für unsere Export­
wirtschaft abgezeichnet hat. 

Manchen in diesem Parlament ist es offensicht­
lich gleichgültig, daß 3 000 oder 4 000 Arbeits­
plätze plötzlich gefährdet sind, manchen in die­
sem Parlament scheint es relativ gleichgültig zu 
sein, daß allein mit Stand von heute ein Auftrags­
eingang von 5 bis 6 Milliarden Schilling gefährdet 
ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bei 
all dem, was ich in den letzten Tagen von Ihnen in 
bezug auf Menschenrechte, in bezug auf Men­
schenwürde und ähnliches gehört habe, ist die er­
schütternde Ignoranz Ihrerseits bezüglich der Ar­
beitsplätze, die in Österreich dadurch gefährdet 
sind, und bezüglich der Arbeitnehmer, die die So­
lidarität dieses Parlaments wirklich verdient ha­
ben, der wahre Skandal der letzten eineinhalb 
Tage hier. (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeord­
neten der SPÖ. - Abg. Dr. Ren 0 I d ne r: Das ist 
wie in den siebziger Jahren.t) 

Ich gebe schon zu, daß das wirtschaftliche U m­
feld, in dem sich Österreich seit 1993 bewegt, ein 
Umfeld ist, bei dem wir uns lange Spielereien in 
dieser Beziehung nicht leisten können. Ich kom­
me noch zurück auf die Eile, mit der dieser Initia­
tivantrag durch den Ausschuß, und zwar gegen 
Ihren Willen, mußte, um heute zur Beschlußfas­
sung kommen zu können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Industrieproduktion unseres Landes stand 1992 
bei plus/minus Null, in Japan bei minus 6 Pro­
zent, in Deutschland bei minus 10 Prozent. Im 
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letzten Jahr - das sind die neuesten Daten. die 
mir zur Verfügung gestellt wurden - sind 
22 000 Arbeitsplätze in der österreichischen In­
dustrie verlorgengegangen. Wir stehen in Wirk­
lichkeit - zumindest im Bereich der Industrie, 
vielleicht noch nicht im Bereich der Gesamtwirt­
schaft; dazu wird der Herr Wirtschaftsminister 
vielleicht noch etwas sagen - bereits mit beiden 
Beinen in einer Rezession. Und in diesem Umfeld 
muß man vor allem bei Themen und Problemstel­
lungen, wie der uns heute vorliegenden, beson­
ders behutsam und rücksichtsvoll vorgehen. (Abg. 
Dr. Ren 0 l d n e r: Dann ist Ihnen der Regenwald 
gleichgültig!) 

Der Regenwald ist mir nicht gleichgültig. (Abg. 
Dr. Ren 0 l d ne r: Zweitrangig.') Aber wenn ich 
auf der einen Seite einsehen muß, daß ich mit den 
von Österreich gesetzten Maßnahmen keinen ein­
zigen Baum des Regenwaldes gerettet habe und 
daß keine Chance dazu besteht, und wenn ich 
aber auf der anderen Seite Tausende Arbeitsplät­
ze dadurch gefährde, dann ist ganz klar, wohin 
sich bei der Interessenabwägung bei uns - bei 
den Koalitionsparteien, bei mir persönlich - das 
Gewicht verlagert und welche Entscheidungen 
gefragt sind. (Abg. Dr. Ren 0 l d n e r: 
16 000 Tonnen sind nichts.') 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
haben uns Firmenvertreter im Ausschuß sehr, 
sehr glaubhaft versichert - deren Anliegen wa­
ren mindestens ebenso ehrlich wie die Anliegen 
der NGO-Vertreter, die dort waren -, daß Auf­
träge im Wert von 5 bis 6 Milliarden Schilling ge­
fährdet sind. In Malaysia handelt es sich um 
Stahlwerksausrüstungen der VOEST-ALPINE­
Industrieanlagenbau, um diverse Abwärme­
dampfkessei im Auftragswert von 1,2 Milliarden 
Schilling, ein Joint-venture von SGP und Waag­
ner-Biro. (Abg. Ans c hob e r: Rosenbauer.') Es 
handelt sich um Feuerwehrfahrzeuge von Rosen­
bauer im Auftragswert von knapp 300 Millionen 
Schilling. (Abg. Ans c hob e r: Wasserwerfer!) 
Kollege Anschober! Auch Ihnen dürfte bekannt 
sein, daß man ein Feuerwehrfahrzeug mit einer 
Löscheinrichtung im gegebenen Fall durch Exe­
kutivkräfte auch gegen Demonstranten einsetzen 
kann. Dafür kann ich nichts, das ist leider nicht 
zu verhindern. Das geschieht aber auch in Wien 
so. Ich meine, wenn es geschieht, dann aus be­
rechtigtem Anlaß, auch wenn Sie meistens in ir­
gendeiner Weise dahinterstecken. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
komme jetzt zu einem besonderen Fall eines 
österreichischen Unternehmens, das durch die 
drohenden Boykottmaßnahmen Indonesiens und 
Malaysias einer Gefahr ganz besonderer Art oder 
ganz besonderer Größe ausgesetzt war, zur Firma 
EMCO Hallein, Ihnen nicht ganz unbekannt. Sie 
unterstützt den World Wildlife Fund mit einem 

~~ebenstelligen Betrag, hat Kultursponsoring in 
Osterreich so gut wie erfunden, hat nicht die Wie­
ner Oper und hat nicht die Salzburger Festspiele 
unterstützt, sondern die Szene Salzburg, ist also 
durchaus im alternativ denkenden Bereich unter­
wegs. Die Firma EMCO Hallein hatte zu bangen 
um Aufträge in einer Größenordnung von nicht 
weniger als 650 Millionen Schilling. Handelt sie 
mit Waffen, Dingen, die man gegen Demonstran­
ten einsetzen kann? Nein, meine Damen und 
Herren, mit CNC-gesteuerten Drehmaschinen 
zur Ausbildung von Facharbeitern in Malaysia 
und in Indonesien. Es ist kein Zufall, oder es ist 
zumindest ein bedeutsamer Zufall, falls es einer 
ist, daß bei der Firma EMCO Hallein, bei einem 
der ausgezeichnetsten österreichischen Industrie­
unternehmungen, im Zuge dessen 1000 Jobs ge­
fährdet sind. In Hallein, in Salzburg, dort, wo eine 
Papierfabrik ebenfalls geschlossen zu werden 
droht, sind noch einmal 1000 Jobs gefährdet. Sie 
wissen das, Sie können das den heutigen Zeitun­
gen entnehmen. (Abg. Dr. Ren 0 L d n e r: Kauft 
lndonesien Papier aus Österreich?) 

Nun komme ich zur eigentlich guten Nachricht 
in meiner Rede. nicht für Sie, meine Damen und 
Herren von den Grünen, denn Ihnen ist das egal. 
Wir haben bereits Nachricht, daß diese von uns 
gesetzte Maßnahme, Hohes Haus, zum Ziel ge­
führt hat oder wahrscheinlich zum Ziel führen 
wird, die angedrohten Boykottmaßnahmen zu­
rückzunehmen. Es liegt mir ein Schreiben des 
Südostasienexperten der Bundeswirtschaftskam­
mer mit Datum von gestern vor - die eintägige 
Verzögerung ist auf Sie zurückzuführen -, in 
welchem bezüglich Indonesien berichtet wird, 
daß als unmittelbare Folge der Entscheidung im 
Umweltausschuß der indonesische Koordina­
tionsminister Braviro die zuständigen Ministerien 
und Behörden informiert hat, daß die Beziehun­
gen zu Österreich wieder als normalisiert zu be­
trachten seien. (Abg. Dr. Ren 0 l d n e r: Sie sa­
gen es wenigstens ehrlich!) Daraufhin wurden bis­
her blockierte Projekte im Gesamtwert von 
3,22 Milliarden Schilling - also das ist schon ein­
mal die Hälfte der gefährdeten Summe - zur Ge­
nehmigung beziehungsweise zum Abschluß frei­
gegeben. Es handelt sich um fünf Großprojekte, 
darunter die EMCO-Projekte in Höhe von 
650 Millionen Schilling. 

Und jetzt komme ich darauf zu sprechen, war­
um es eigentlich so eilig war, die ganze Sache 
durchzuziehen. 

Hohes Haus! Bei einigen der Projekte, schreibt 
Herr Kollege Mayrhofer weiter, fehlte nur noch 
die Genehmigung des indonesischen Finanzmini­
steriums. Wird diese nämlich innerhalb von 
45 Tagen nicht erteilt, muß das Projekt neu ver­
handelt werden, was de facto in den meisten Fäl­
len den Verlust des Projektes bedeutet. Insofern 
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war es ungeheuer wichtig, die Gesetzesänderung 
so rasch wie möglich, eben jetzt, vorzunehmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
bin jetzt 15 Monate in diesem Haus, und ich war 
noch nie so stolz über eine politische Entschei­
dungsfindung, an der ich doch einigen Anteil ge­
habt habe, wie jetzt in diesem Moment. (Abg. Dr. 
Ren 0 l d n e r: Das haben wir bemerkt!) 

Zum Abschluß kommend: Österreich ist mit 
seinen bi- und unilateralen Maßnahmen und mit 
seinem Vorstoß leider Gottes offensichtlich allein 
geblieben. Wir sind vom Vorreiter zum Außen­
seiter geworden. Gehen wir also nun wieder weg 
vom unilateralen Weg zurück auf den multilate­
ralen Weg, der unserem Land aufgrund seiner 
Tradition und seiner politischen Vergangenheit in 
den internationalen Organisationen wesentlich 
besser ansteht. Gehen wir vor allem zurück auf 
einen Weg, auf dem wir mit den betroffenen Län­
dern - es geht nur mit den betroffenen Ländern; 
Herr Kollege lankowitsch hat das schon erörtert 
- nach Wegen suchen, auf denen wir möglichst 
rasch zu einer nachhaltigen Nutzung von Tropen­
holz kommen können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch 
die NGOs, also gemeinhin die Grünen, waren mit 
dem Ist-Zustand nicht sehr glücklich. Der Direk­
tor des World Wildlife Fund, Dr. Elliott, der 
Walddirektor, spricht von einer möglichen Sistie­
rung dieses österreichischen Gesetzes auf zwölf 
Monate. Es hat im Ausschuß die Vertreterin von 
Friends of earth das derzeitige Ergebnis für 
Österreich auch als nicht befriedigend bezeich­
net. Es empfiehlt Dr. Elliott eine koordinierte 
Vorgangsweise, die eine Auszeichnung zur nach­
haltigen Nutzung zur Folge hat. Auch andere Ex­
perten, die Ihnen relativ nahestehen.1 meinen, daß 
das. was bisher Praxis war, einer Anderung be­
darf. 

Ich konzediere Ihnen - das habe ich schon im 
Ausschuß getan -, daß es schöner gewesen wäre, 
wenn wir Zug um Zug die Kennzeichnungspflicht 
gegen die Kennzeichnung für Holz aus nachhalti­
ger Nutzung hätten austauschen können. Wir hät­
ten von einer Negativpunzierung des Tropenhol­
zes zu einer Positivbeschreibung von Tropenholz 
in dem Sinn kommen können, daß der Konsu­
ment dann sehr schnell und sehr genau hätte wis­
sen können, was Tropenholz aus nachhaltiger 
Nutzung ist. 

Diese Möglichkeit haben wir uns mit unserer 
Vorgangsweise leider Gottes ein wenig verbaut. 
Das haben Fühlungnahmen auf diplomatischer 
Ebene bestätigt. Das wäre bei den derzeit aufge­
stauten Emotionen, in der derzeit verhärteten 
Phase nicht möglich gewesen. Das wäre als ty­
pisch österreichischer Schmäh nicht zur Kenntnis 

genommen worden und hätte das Problem nicht 
aus der Welt geschafft. 

Der eingeschlagene Weg war offensichtlich 
nicht zielführend. Ich scheue mich nicht, dies hier 
zuzugeben. Aber es ist immer noch besser, das zu 
erkennen, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren, und heute hier in diesem Parlament Maßnah­
men zu setzen, die es ermöglichen, wieder auf den 
richtigen, auf den multilateralen Weg auf interna­
tionaler Ebene zu kommen, statt den als falsch 
erkannten eingeschlagenen Weg mit politischer 
Sturheit, wie das die Grünen vorgeschlagen ha­
ben, weiterzugehen. 

Ich bin davon überzeugt, daß das nicht nur für 
die betroffenen Unternehmungen und die in die­
sen beschäftigten Arbeitnehmer ~~s Bessere ist, 
sondern mit Sicherheit auch für Osterreich und 
sein internationales Ansehen und damit letztend­
lich auch für den Regenwald. - Ich danke schön. 
(Beifall bei der Ö VP.) 19./5 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zum Wort 
gelangt Herr Abgeordneter Mag. Barmüller. Bit­
te, Herr Abgeordneter. 

/9.15 
Abgeordneter Mag. Barmüller (Liberales Fo­

rum): Herr Präsident! Frau Bundesminister! Herr 
Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Nach dem, was in den letzten Stunden hier im 
Parlament gelaufen ist, und in Anbetracht der 
harten Pro- und Kontraargumente, die hier vor­
gebracht wurden, hat man wirklich das Gefühl, 
man brauche diese Argumente nur nebeneinan­
derzustellen und komme schon zu einer Lösung. 
Dem ist aber nicht so. Herr Abgeordneter Barten­
stein! Ich glaube, daß gerade in dieser Frage die 
Entscheidung letztlich eine Wertungsfrage ist. 

Es freut mich in diesem Zusammenhang im 
Grunde genommen, daß es, obwohl es so aus­
sieht, als wäre es eine Hopp-Tropp-Entscheidung, 
eigentlich einen Konsens hätte geben können. In 
diesem Zusammenhang muß ich Sie, Frau Bun­
desminister, obwohl ich als Kontraredner hier am 
Rednerpult stehe, loben. Man muß sagen, daß Sie 
es waren, die als erste in der öffentlichen Diskus­
sion den Ausweg gezeigt haben, der eigentlich 
hätte beschritten werden sollen. Ihr Vorschlag, 
die Kennzeichnung auf alle Hölzer, auf alle Holz­
arten auszuweiten, wäre nach meinem Dafürhal­
ten und nach dem Dafürhalten der Abgeordneten 
des Liberalen Forums ein tragbarer Kompromiß 
gewesen. 

Man darf nicht übersehen, meine Damen und 
Herren, daß für die Staaten Malaysia und Indone­
sien natürlich die Diskriminierung, die mit einer 
Kennzeichnung des Tropenholzes verbunden ist, 
eine im Grunde genommen inakzeptable Maß­
nahme gewesen ist. Das kommt auch zum Aus-
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druck, wenn man Zeitungen aus Indonesien liest, 
etwa die "Jarkarta-Post" vom 11. Februar, in de­
nen vehement kritisiert wird, daß Österreich zwar 
importiertes Tropenholz kennzeichnen will, aber 
für Holz aus Staaten und Gebieten, in denen 
ebenfalls Raubbau betrieben wird - etwa in Sibi­
rien -, keine Kennzeichnungspflicht vorsieht. 
Daher ist es vollkommen falsch von den Grünen, 
zu behaupten, daß dieses Kolonialismusargu­
ment, das seitens dieser Staaten vorgebracht wur­
de, eine Gemeinheit wäre. Nein, ganz im Gegen­
teil! Natürlich ist es so, daß das von diesen Staaten 
so empfunden wird. Es ist daher sinnvoll, diese 
Diskriminierung zu beseitigen. (Beifall beim Li­
beralen Forum.) 

Noch einmal: Die Diskussion läßt sich nicht 
ausschließlich nach dem Schema von Gut und 
Böse führen, in der Weise, daß man sagt: Diejeni­
gen, die das abschaffen wollen, sind böse, und die­
jenigen, die das beibehalten wollen, sind gut, son­
dern die Diskussion muß unter Berücksichtigung 
der Vielschichtigkeit dieser Problematik geführt 
werden. 

Es ist auch grundfalsch, wenn etwa gestern -
ich glaube, es war gestern, jedenfalls war es am 
11. März 1993 - seitens der Grünen hier im Par­
lament Zettel ausgeteilt wurden, auf denen man 
jedem, der sich in dieser Frage für die Änderung 
ausspricht, Rückgratlosigkeit vorwirft, auf denen 
man jedem Unternehmer, der irgendwelche Pro­
dukte nach Indonesien oder Malaysia liefert, vor­
wirft, ein skrupelloser Unternehmer zu sein, und 
von jedem, der in Malaysia oder Indonesien für 
eine Änderung dieser Kennzeichnungspflicht ein­
tritt, sagt, daß er uns eigentlich nur erpressen will. 

Meine Damen und Herren! Auch hier kommt 
das Schema von Gut und Böse zum Ausdruck, 
was dieser Problematik und insbesondere den 
Menschen und letzten Endes auch dem Tropen­
wald und der sensiblen Region dort nicht helfen 
wird. Ich glaube, man muß in dieser Diskussion 
- das ist viel zuwenig geschehen - auch einmal 
die Situation beleuchten, aus der Malaysia, Indo­
nesien oder auch Brasilien die ganze Problematik 
sehen. Wenn man das Bevölkerungswachstum 
dieser Staaten mit dem Österreichs vergleicht -
ich habe das heute schon einmal gesagt, und zwar 
bei einer anderen Gelegenheit, ich wiederhole es 
nun -, dann kommt man zu dem Ergebnis, daß 
Indonesien das Neunfache, Brasilien das Elffache 
und Malaysia das Dreizehnfache des Bevölke­
rungswachsturns Österreichs haben. Dadurch be­
dingt gibt es natürlich einen großen Bedarf an 
landwirtschaftlich nutzbarer Fläche. Es gibt auch 
einen Bedarf an Siedlungsfläche. Diese Flächen 
werden durch Brandrodung gewonnen. Das ist 
die einfachste Methode, dazu zu gelangen. Das ist 
aber genau jener Weg, auf dem man den Tropen­
wald am schnellsten vernichtet. 

Gleich nach dem geschlägerten Holz kommt 
Holz für den Energiebedarf. Es ist für jeden ein­
leuchtend, daß angesichts der Tatsache, daß in 
Malaysia 60 Prozent des Landes mit Wald be­
deckt sind, die Leute dort nicht sagen: Na ja, wir 
werden das Holz für unseren Komfort nicht nut­
zen, sondern wir werden den Wald erhalten, da­
mit die Menschen in Europa, die ohnehin schon 
einen hohen Lebensstandard haben, nicht um die 
Ökologie dieser Welt fürchten müssen! Das wird 
sicher nicht stattfinden, sondern ganz im Gegen­
teil: Natürlich wollen die Menschen dort ihre Res­
sourcen nutzen. Das hat man auch in Europa ge­
tan. Denken Sie an die Nachkriegszeit! Damals 
hat man sich um diese Dinge auch nicht geküm­
mert. 

Nichtsdestoweniger wissen wir, daß das der fal­
sche Weg ist. Weil wir wissen, daß es der falsche 
Weg ist, brauchen wir nicht mit Maßnahmen, die 
Diskriminierung zur Folge haben, zu reagieren, 
sondern sollten diesen Ländern mit wirklichen 
Unterstützungen zur Hand gehen. 

Ich habe mir aus dem "Fischer Weltalmanach 
1993" die Hauptursachen der Abholzung, wie sie 
nachweislich erhoben worden sind. herausge­
sucht. Im "Fischer Weltalmanach 1993", Seite 
885/886, ist zu lesen: 

"Hauptursachen der Abholzung sind: 

Ausdehnung der landwirtschaftlichen Nutzflä­
chen für die Ernährung der wachsenden Bevölke­
rung, verbunden mit einer Ausdehnung der Sied­
lungsflächen, teilweise auch für die Produktion 
landwirtschaftlicher Exportgüter; 

übermäßige Beweidung, vor allem der Nieder­
wald- und Strauchgebiete in den trockenen Rand­
tropen, ... 

Energiegewinnung (rd. 80 Prozent des geschla­
genen Holzes) ... " 

Wesentlich später kommt: "Export tropischer 
Hölzer in die Industrieländer zur Gewinnung 
dringend benötigter Devisen durch die Entwick­
lungsländer. Diese Ursache für die Zerstörung 
tropischer Regenwälder wird in der öffentlichen 
Diskussion häufig überbewertet." 

Meine Damen und Herren! Wenn der Export 
tropischer Hölzer in Industrienationen für die 
Gewinnung von Devisen so wichtig ist, dann muß 
man sich fragen, wofür brauchen die Entwick­
lungsländer, die Schwellenländer, diese Devisen. 

Die Schwellenländer brauchen diese Devisen 
für die Zurückzahlung von Auslandsschulden, 
von Auslandsschulden, die sie in Europa bei den 
industrialisierten Staaten haben. Das sind nicht 
einfach nur Schulden, sondern für diese Staaten 
wirklich eklatante Belastungen. 

108. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 37 von 83

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - L08. Sitzung - 12. März 1993 12751 

Mag. Barmüller 

Das Beispiel Brasilien etwa zeigt, daß dort die 
Auslandsverschuldung in absoluten Zahlen 
knapp 120 Millionen Dollar beträgt, was immer­
hin 25,1 Prozent des Bruttosozialproduktes sind, 
und dann versteht man, daß diese Staaten unter 
ganz besonderem Druck stehen. 

In Indonesien ist es so, daß die Auslandsver­
schuldung rund 68 Millionen Dollar beträgt, das 
sind 66,4 Prozent des Bruttosozialproduktes. 

Und wenn Sie Malaysia ansehen: Malaysia hat 
eine Auslandsverschuldung in der Höhe von 
knapp 20 Millionen Dollar; das entspricht 
48 Prozent des Bruttosozialproduktes. 

Unter diesen Bedingungen, unter diesen Vor­
aussetzungen zu behaupten, daß jene, die für die 
Nutzung der Ressourcen in diesen Ländern ein­
treten, Erpresser und skrupellos seien, ist wirk­
lich weit herbeigeholt und zeigt eine ungemeine 
Unsensibilität für diesen Bereich und für diese 
Länder. (Beifall beim Liberalen Forum.) 

Meine Damen und Herren! Unter diesen Ge­
sichtspunkten muß jedem, der sich einigermaßen 
in diesen Bereich einfühlen kann, auch in die 
Menschen und in die dortigen politisch Verant­
wortlichen einfühlen kann, klar sein, daß eine 
Kennzeichnung von und auch eine Zollerhöhung 
für Rohholz eine unsensible Maßnahme ist. Noch 
dazu war im ersten Entschließungsantrag die ge­
forderte Zollerhöhung, die Bundesminister 
Schüssel auszuhandeln gehabt hätte, auf das Ka­
pitel 44 beschränkt, also beschränkt auf das Roh­
holz, Fertigprodukte sollten davon nicht betrof­
fen sein. 

Das hat die groteske Folge, daß, wenn Tropen­
holz von diesen Ländern, von den subtropischen 
Ländern, von Österreich direkt importiert wor­
den wäre, ein höherer Zoll einzuheben gewesen 
wäre, aber für Fertigprodukte, die etwa aus eu­
ropäischen Staaten kommen, kein höherer Zoll 
einzuheben gewesen wäre. Das muß doch jedem 
einleuchten, daß diese Länder sagen, jetzt fangen 
sie schon wieder an, uns zu bevormunden. 

Das ist also eine Diskriminierung, und es war 
klar, daß Proteste aus diesen Ländern folgen wer­
den. Und an dieser Stelle ist die Bundesregierung 
zu kritisieren. Es wäre die Aufgabe der Bundesre­
gierung gewesen, die Maßnahmen, die das öster­
reichische Parlament am 5. Juni 1992 beschlossen 
hat, diesen Ländern klarzulegen. Das ist ein Ver­
säumnis der Bundesregierung, und aus dieser 
Verantwortung kann man sie nicht entlassen. 

Noch einmal: Wenn dieses Haus am 1. Dezem­
ber 1992 die Zollerhöhungen zurückgenommen 
hat, dann doch nur deshalb, weil diese Maßnahme 
wirklich nicht durchdacht war. Nichtsdestoweni­
ger muß man den Abgeordneten Keppelmüller 

daran erinnern, daß er gesagt hat: Wir greifen 
jetzt zwar in diesen Bereich ein, aber die Kenn­
zeichnungspflicht soll nicht angetastet werden. 
Ich glaube ihm, daß er zu diesem Zeitpunkt wirk­
lich der Meinung war, daß man die Kennzeich­
nungspflicht aufrechterhalten kann, aber nichts­
destoweniger wäre es seine Aufgabe gewesen, auf 
die Bundesregierung einzuwirken, daß sie das 
wirklich durchsetzen kann. Das ist nicht gesche­
hen, das ist ein Versäumnis gewesen, und es ist 
schon für die Glaubwürdigkeit der Parlamenta­
rier und für die Glaubwürdigkeit diese Hauses ein 
Problem, daß gerade der Abgeordnete Keppel­
müller es ist, der gemeinsam mit dem Abgeordne­
ten Bartenstein jetzt diesen Antrag auf Abände­
rung stellt. 

Meine Damen und Herren! Es ist aber, und das 
habe ich bereits vorher angeschnitten, auch in in­
haltlicher Hinsicht ein schlechter Beitrag, weil es 
in dieser zugespitzten politischen Situation mög­
lich gewesen wäre, einen anderen Weg zu be­
schreiten; nicht nur das beizubehalten oder es 
völlig abzuschaffen, sondern die Kennzeich­
nungspflicht zu einer echten Produktinformation 
zu machen und sie auszuweiten auf alle Hölzer, 
indem man sagt, das ist diese und diese Holzart, 
und sie kommt aus dieser und dieser geographi­
schen Region. Das wäre ein Weg gewesen, um 
jeden interessierten Konsumenten zu informieren 
und ihm so die Möglichkeit zu geben, zu sagen, 
das kaufe ich oder das kaufe ich nicht. 

Meine Damen und Herren! Wir haben in die­
sem Zusammenhang auch einen Entschließungs­
antrag vorbereitet, weil wir glauben, daß der Vor­
schlag, den die Frau Bundesministerin Rauch­
Kallat gemacht hat, nicht in Vergessenheit gera­
ten sollte. 

Selbst wenn die Regierungsfraktionen heute 
beschließen, daß es in Zukunft keine Kennzeich­
nungspflicht geben soll, wird es sinnvoll sein, wei­
ter darüber nachzudenken. Insofern ist auch der 
Entschließungsantrag der Regierungsfraktionen 
zu weich formuliert, weil er doch nur aussagt -
ich finde ihn jetzt nicht, daher muß ich aus dem 
Gedächtnis zitieren -, daß auf internationaler 
Ebene die Maßnahmen zur Kennzeichnung zu 
Unterstützen sind. Das bedeutet, meine Damen 
und Herren, daß Österreich nicht im internatio­
nalen Rahmen aktiv werden soll, sondern daß 
man das, wenn solche Maßnahmen kommen, un­
terstützen soll. Das ist nicht der richtige Weg. 
Österreich hat hier einen mutigen Schritt getan, 
und Österreich sollte das auch weiterbetreiben. 
Wenngleich es jetzt so ist, daß man einen Teil 
zurücknehmen wird, ist es sinnvoll, das weiterzu­
betreiben. 

Ich bringe daher den Entschließungsantrag der 
Abgeordneten Barmüller, Motter, Moser, Dr. Fri­
schenschlager und Or. Schmidt ein, dessen Be-
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gründung ich Ihnen nicht vorlesen werde, son­
dern nur den eigentlichen Text des Entschlie­
ßungsantrages. (Abg. Dr. L II k e s c h. den Ent­
schLießungsantrag der Regierungsparteien dem 
Redner überreichend: Um Ihre Bestrebungen zu 
unterstützen!) Genau das ist es, Herr Abgeordne­
ter. Ich mache das und gehe dann darauf ein. 

Unser Entschließungsantrag, der dem Präsidi­
um bereits vorliegt, lautet: 

Entschließungsantrag 

Der NationaLrat wolle beschLießen: 

.. Die Bundesministerin für Umwelt. Jugend und 
Familie ~t'ird aufgefordert. alle Maßnahmen zu 
treffen, welche erforderlich sind, um die derzeit 
bestehenden Regelungen betreffend Kennzeich­
Ilung von Tropenhölzern und Trophenholzpro­
dukten auf alle Holzprodukle auszudehnen. sodaß 
sowohl Holzart als auch geographisch-regionale 
Herkunft ersichtlich sind. " 

Herr Abgeordneter Lukesch! Wenn Sie mir 
jetzt den Entschließungsantrag vorlegen, dann ist 
es genauso, wie ich es gesagt habe: Die Bundesre­
gierung wird ersucht, solche Maßnahmen zu un­
terstützen, wenn sie von jemand anderem getrof­
fen werden. Die Bundesregierung soll aber auf 
internationaler Ebene aktiv werden, daß solche 
Maßnahmen getroffen werden. Das ist der richti­
ge Weg, und das sollte man auch hier dezidiert 
hineinstellen. (Abg. Dr. L u k e s c h: Die laufen 
doch schon!) 

Herr Abgeordneter, wenn sie ohnehin schon 
laufen, wäre es doch kein Problem, das auch hier 
hineinzuschreiben, weil es dann ja sicher erfüllt 
werden kann. Wenn es hier nicht hineingeschrie­
ben wird, dann doch deshalb, weil man jenen 
Druck nicht erzeugen will, daß in diesem Haus 
wieder ein Entschließungsantrag vorliegt, eine 
Willensäußerung des Parlaments vorliegt, von der 
man dann vielleicht zur Kenntnis nehmen muß, 
daß die Bundesregierung bei der Umsetzung die­
ser Willensäußerung auf internationaler Ebene 
nicht erfolgreich ist. 

Ich verstehe, daß Sie seitens der Regierungs­
fraktionen eine solche weiche Entschließung fas­
sen. Seitens des Liberalen Forums hält man diese 
insbesondere wegen der Wichtigkeit des Problems 
für nicht zielführend, für nicht ausreichend. 

Wir haben in diesem Zusammenhang unseren 
Entschließungsantrag formuliert, und ich bitte 
Sie, auch eines zu berücksichtigen, Herr Abge­
ordneter Lukeseh: Am Vorabend eines EG-Bei­
trittes, wo gerade in Österreich Kennzeichnungs­
fragen hinsichtlich etwa der Lebensmittel ein sehr 
emotionelles Thema sind und wo sich viele Men­
schen in Österreich fragen, ob man das gegenüber 

der EG halten wird können, was wir ari strenge­
ren Vorschriften haben - denken Sie etwa nur an 
die Kennzeichnung bestrahlter Lebensmittel -, 
ist es das falsche Signal, Herr Abgeordneter Lu­
kesch, zu sagen, wir nehmen diese Kennzeich­
nungspflicht zurück, wenn es eine andere Lösung, 
nämlich die Ausweitung auf alle Hölzer, was 
ebenfalls die Diskriminierung beseitigt hätte, 
auch gegeben hätte. Dieser Weg wäre gangbar ge­
wesen, hätte man ihn nur ausreichend diskutiert. 
(Beifall beim LiberaLen Forum.) 

Wenn heute diese - und das ist ja aller Voraus­
sicht nach so - Kennzeichnung zurückgenom­
men wird, dann werden Sie wohl niemandem in 
Österreich erzählen können, daß etwa, wenn sei­
tens der EG eine Drucksituation entsteht, Le­
bensmittel so zu kennzeichnen, wie die EG es 
wünscht, nicht aber so, wie es die Österreicher für 
notwendig erachten, dieses Parlament nachhaltig 
dagegen auftreten wird. (Abg. Dr. L u k e s c h: 
Artikel 130e des Vertrages über den Europäischen 
Wirtscha!tsraum!) 

Herr Abgeordneter Lukesch! Es ist politisch 
das falsche Signal, das wissen Sie genausogut wie 
ich, und daran ändert auch nichts die Rede des 
Abgeordneten lankowitsch, der jetzt noch so tut, 
als wäre das, wie Sie heute abstimmen werden, 
inhaltlich die richtige Entscheidung. Das ist nicht 
die richtige Entscheidung, deshalb hat das Parla­
ment am 5. 1 uni auch anders entschieden. 

Wir sehen aber, meine Damen und Herren, daß 
es so nicht durchzubringen war. Nichtsdestoweni­
ger wäre es zur Wahrung des Gesichtes auch vor 
der internationalen Öffentlichkeit notwendig ge­
wesen, das auszuweiten und nicht zurückzuneh­
men, denn eine hundertprozentige Rücknahme, 
meine Damen und Herren, bedeutet letztlich 
auch einen hundertprozentigen Gesichtsverlust. 

Zusammenfassend möchte ich eines festhaIten: 
Wenn der Regenwald als Synonym für die Wälder 
und als Synonym für ein sehr empfindliches öko­
logisches Gleichgewicht geschützt werden soll, 
dann haben wir hier festzuhalten, daß das zu er­
halten ist und daß es auch erhaltbar ist. 

. Aber die Diskussion kann nicht darüber gehen, 
wer wann hier in diesem Haus etwas gesagt hat. 
sondern man wird sich wohl auch darauf stützen 
müssen, wie die Situation in jenen Ländern aus­
sieht, die ihre Naturressourcen nützen und dies 
auch als einen Ausdruck ihrer Souveränität be­
trachten, zu Recht betrachten. 

Man wird Gesprächsbereitschaft mit diesen 
Ländern zeigen müssen, und man wird insbeson­
dere Aufgeschlossenheit zeigen müssen für die 
Probleme, die dort herrschen. Das ist auf der ei­
nen Seite die Massenarmut durch eine ungerechte 
Landverteilung, die es dort gibt, das ist die Bevöl-
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kerungsexplosion, die einen gewaltigen Druck 
auch auf die sensiblen ökologischen Regionen 
entfaltet, und das ist die hohe Auslandsverschul­
dung. 

Da wird man sich seitens der Industriestaaten 
zwangsläufig dazu entschließen müssen, Projekte 
stärker zu forcieren, wie es sie ja heute schon gibt, 
sozusagen Schulden gegen "Naturschutzwechsel" . 
Wir erlassen euch Schulden, wenn ihr in diesem 
Zusammenhang Naturschutzprojekte vorantreibt. 
(Beifall beim Liberalen Forum.) 

Darüber hinaus, meine Damen und Herren: 
Eine umfassende Produktinformation für Konsu­
menten kann nicht der falsche Weg sein, denn 
erst mit einer umfassenden Information wird die 
Möglichkeit gegeben, daß sich jeder einzelne 
Konsument entscheiden kann. 

Das wäre nach unserem Dafürhalten der richti­
ge Weg, das wird auch zu machen sein. Nur, mei­
ne Damen und Herren, das werden wir im Vor­
wärtsgang machen müssen, nicht immer im Re­
tourgang, wie wir ihn jetzt eingeschlagen haben. 
- Danke schön. (Beifall beim LiberaLen Forum.) 
/9.32 

Präsident Dr. Lichal: Der soeben eingebrachte 
Entschließungsantrag der Abgeordneten Mag. 
Barmüller, Motter, Moser, Dr. Frischenschlager 
und Dr. Schmidt ist genügend unterstützt und 
steht daher mit in Behandlung. 

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Bundesmini­
sterin Rauch-Kallat. Bitte, Frau Bundesministe­
rin. 

19.32 

Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Fa­
milie Maria Rauch-Kallat: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Die­
ses Gesetz, das wir heute ändern, ist der vorläufi­
ge Schlußpunkt österreichischer Bemühungen, 
einen Beitrag zum Schutz des Regenwaldes anzu­
bieten. Die letzten Monate haben gezeigt, daß 
dieses Gesetz leider ineffizient war, weil damit si­
cher - dem muß ich recht geben - kein einziger 
Baum des Regenwaldes gerettet werden konnte. 

Trotzdem, meine Damen und Herren, ist dieses 
Gesetz ein Symbol geworden, ein Symbol insbe­
sondere für die Jugend dieses Landes und für die 
Jugend der Welt, die sich sehr wohl identifiziert 
mit den Anliegen des Naturschutzes, des Umwelt­
schutzes und damit des Schutzes aller Grundla­
gen, die uns das Leben auf dieser Erde auch in 
Zukunft ermöglichen werden. Gerade deshalb ist 
es traurig. Aber für mich kann es nur ein vorläufi­
ger Schlußpunkt dieser Bemühungen sein, denn 
die Wälder dieser Erde und insbesondere die Tro­
penwälder können nicht warten. 

Ich werde daher als Umwelt- und Jugendmini­
sterin versuchen, eine Regelung zu finden - und 
ich werde nicht ruhen in diesen Bemühungen -, 
die die Wälder, und zwar alle Wälder dieser Erde, 
wirklich schützen kann und schützen wird. Ich 
werde versuchen, eine Regelung zu finden, die 
den Konsumenten informiert über das, was er 
kauft, und zwar umfassend informiert, und ich 
werde versuchen, eine Regelung zu finden, die in­
ternational abgestimmt ist und Österreich da­
durch nicht erpreßbar macht. Und letztendlich 
werde ich versuchen, eine Regelung zu finden, die 
nicht einzelne Länder diskriminiert, sondern für 
alle Länder dieser Erde. die Wälder haben, gültig 
sein muß. 

All diese Ziele sind weder mit dem alten Gesetz 
noch mit dem neuen Gesetz realisierbar. Ich wer­
de daher versuchen. gemeinsam mit den Gutwilli­
gen dieses Landes konkrete Projekte zum Schutz 
der indigenen Völker und ihrer Länder und ihrer 
Wälder zu finden und diese zu unterstützen. Ich 
werde versuchen, intensiv weiterzuarbeiten an 
Kriterien für die Nachhaltigkeit, und zwar sowohl 
für die Tropenwälder als auch für alle anderen 
Wälder auf dieser Erde. Ich werde versuchen, mit 
diesem Beirat, dem vormaligen Tropenholzbeirat, 
der jetzt nur mehr "Beirat" heißen wird, in Ab­
stimmung mit anderen europäischen Ländern 
diese Kriterien festzulegen. 

Und letztendlich - und ich hoffe, daß das die 
wirksamsten Bemühungen sein werden - werde 
ich versuchen, in intensiver Zusammenarbeit mit 
allen einschlägig Interessierten und Aktivisten, 
internationalen und international tätigen U m­
weltschutzorganisationen zu erreichen, daß wir 
zu international abgestimmten Regelungen kom­
men. 

Ich werde im nächsten Monat bereits eine 
USA-Reise unmittelbar dafür nützen und hoffe, 
einen Termin mit Al Gore zu bekommen, vor al­
lem werde ich aber auch die Umweltministerkon­
ferenz, die Ende April in Luzern stattfinden wird, 
dazu benützen, dieses Thema zu problematisieren 
und gemeinsame Maßnahmen zu finden. 

Meine Damen und Herren! Ich werde nicht ru­
hen, eine Lösung zur Rettung der Wälder dieser 
Erde zu finden. (Beifall bei der ÖVP.) /9.36 

Präsident Dr. Lichal: Der nächste auf der Red­
nerliste ist Herr Abgeordneter Mag. Schlögl. Bitte 
schön, Herr Abgeordneter. 

19.36 
Abgeordneter Mag. Schlögl (SPÖ): Sehr geehr­

te Frau Ministerin! Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich war 
einer derjenigen, die im Juni des vergangenen 
Jahres mit großem Engagement und mit großer 
Begeisterung die Bestrebungen unterstützt haben, 
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eine Kennzeichnungspflicht für tropische Hölzer 
einzuführen, ein Gütezeichen, und die Zollerhö­
hung durchzusetzen. 

Was hat uns und mich damals bewogen, mit 
großer Vehemenz für dieses Gesetz zu sein? 
Rund um den Äquator, jeweils zwischen dem 
23. Breitengrad Nord und Süd angesiedelt, gibt es 
den immergrünen tropischen Regenwald. Dieser 
Gürtel bedeckt zirka 10 Prozent der Erdoberflä­
che, beherbergt aber 90 Prozent aller auf dieser 
Erde vorkommenden Tier- und Pflanzenarten. 
Und allein diese Tatsache zeigt schon die große 
Bedeutung des Regenwaldes. 

Dieser Regenwald mit seinem 10-Prozent-An­
teil an der Oberfläche der Erde bestimmt auch 
ganz wesentlich unser Weltklima. Dieser Regen­
wald ist in den letzten Jahren, in den letzten Jahr­
zehnten, durch Profitgier, durch die Unvernunft 
der Menschen extrem gefährdet. Pro Minute ge­
hen tropische Regenwälder in der Größe von 
rund zwei Fußballfeldern verloren - durch 
Brandrodung für Agrargewinnung, durch den 
Verkauf von tropischen Hölzern, durch Goldsu­
cher und durch viele andere Dinge. Unsere Auf­
gabe muß es daher sein, diesen tropischen Regen­
wald zu schützen. (Beifall des Abg. Fischt.) 

Der zweite Grund war, daß Österreich sehr be­
wußt eine umweltpolitische Initiative setzen woll­
te, eine Initiative vor der Konferenz von Rio. Wir 
wollten mit dieser Initiative eine weltweite Vor­
reiterrolle einnehmen und ein sowohl politisches 
wie auch emotionelles Signal setzen - weniger 
ein Signal für unser eigenes Land, denn hier gibt 
und gab es bereits ein großes Problembewußtsein; 
das zeigt schon allein die Tatsache, daß allein in 
den letzten drei, vier Jahren der Import von Tro­
penholz von rund 56 000 Tonnen auf 
16 000 Tonnen zurückgegangen ist -, wir woll­
ten ein Problembewußtsein bei der internationa­
len Staatengemeinschaft schaffen. 

Und was ist aus diesen beiden Vorhaben gewor­
den? Seide Vorhaben - das hat die heutige De­
batte schon beantwortet - wurden nicht erfüllt. 

Es ist uns in keinster Weise gelungen, mit unse­
rem richtigen Vorstoß andere Länder zu gewin­
nen. Lediglich die Niederlande haben eine vage 
Absichtserklärung für das Jahr 1995 bekanntge­
geben. Aber das war auch nur eine vage Absichts­
erklärung. Wir sind also wirklich international al­
leingelassen worden, wir sind im Regen stehenge­
lassen worden. 

Dafür hat es aber in den südostasiatischen Län­
dern, Länder, die für uns große Exporthoffnun­
gen sind, schwerwiegende wirtschaftliche Reak­
tionen gegeben. In diesen Ländern herrschte über 
unsere einseitig diskriminierende Maßnahme -
und das war eine einseitig diskriminierende Maß-

nahme, die wir gesetzt hatten; dessen waren wir 
uns. dessen war ich mir bei der Beschlußfassung 
nicht bewußt - große Verärgerung. 

Viele Aufträge sind gefährdet. Obwohl sie aus­
verhandelt und unterschrieben sind, sind sie noch 
nicht ratifiziert worden. Und deshalb haben wir 
im wesentlichen nur zwei Möglichkeiten: Die eine 
Möglichkeit ist, auf unserem Standpunkt zu be­
harren, ein wichtiges innenpolitisches symboli­
sches Signal zu setzen, aber in der Kennzeich­
nungspflicht international isoliert zu bleiben und 
damit große Nachteile für die österreich ische 
Wirtschaft, für einige österreichische Firmen -
Dr. Bartenstein hat schon eine Reihe erwähnt -
und vor allem für die österreichischen Arbeitneh­
mer in Kauf zu nehmen. Die andere Möglichkeit 
ist, dem Druck teilweise und vorläufig nachzuge­
ben und zu versuchen, durch eine gemeinsame 
internationale Vorgangsweise zu einer neuen 
Kennzeichnungspflicht, die von den wichtigsten 
Industriestaaten, hier vor allem von der EG, die 
über 5,5 Millionen Tonnen Tropenhölzer im Jahr 
importiert, von den USA und Japan unterstützt 
wird, zu kommen und vor allem den Dialog mit 
den Tropenstaaten zu erreichen. 

Zugegeben: Diese zwei Alternativen sind sehr 
schwierig, und die Entscheidung für ein Nachge­
ben, für ein Zurückgehen ist eine solche, die ohne 
Zweifel einen politischen Schritt zurück bedeutet. 
Eine solche Entscheidung könnte als Aufgabe 
von ökologischen Standpunkten und Prinzipien 
verurteilt werden. Ich bin aber, wie es die Frau 
Bundesminister vorhin sehr treffend gesagt hat, 
davon überzeugt, daß wir, wenn wir auf unserem 
Standpunkt beharrt hätten, prinzipientreu geblie­
ben wären und das Symbolgesetz weiter belassen 
hätten, keinen einzigen Saum gerettet hätten, daß 
wir aber sehr viele Aufträge und Arbeitsplätze ge­
fährdet hätten, daß wir uns bewußt aus dem inter­
nationalen Dialog und aus dem Gespräch mit den 
Tropenholz exportierenden Ländern ausgegrenzt 
und damit keine Chance gehabt hätten, dem tro­
pischen Regenwald zu helfen und zu nützen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
glaube, es ist richtig, daß wir diese Rolle nicht 
beibehalten, sondern umgedacht haben, daß wir 
eingesehen haben, daß die von uns beabsichtigte 
Signalwirkung, unser sogenannter österreichi­
scher Vorstoß begrenzt war, ein Vorstoß, der lei­
der allein geblieben ist, der von niemandem nach­
vollzogen worden ist. Und ohne eine internatio­
nale Unterstützung hat meiner Meinung nach das 
Vorpreschen eines kleinen Landes kaum Wirkung 
und kaum Schlagkraft. 

Eine Änderung der Kennzeichnung von Tro­
penholz hat sich geradezu angeboten, und ein Ju­
stamentstandpunkt wäre meiner Meinung nach 
nicht sinnvoll gewesen, sondern wäre uns wirt­
schaftlich ziemlich teuer zu stehen gekommen 
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und hätte ökologisch nichts bewirkt. Das heißt, 
unsere heutige Entscheidung ist eine Entschei­
dung, die manche mit Bauchweh treffen, die viel­
leicht von der Symbolhaftigkeit her nicht richtig 
ist, die aber sowohl wirtschaftlich als auch ökolo­
gisch für die Zukunft eine neue Basis bilden 
könnte. Wir machen zwar jetzt einen Schritt zu­
rück, aber mit diesem Schritt zurück können wir 
vielleicht eine neue Entwicklung für eine allge­
meine internationale Kennzeichnungspflicht ein­
leiten. 

Ich glaube, daß wir, wenn wir heute gegen die 
Kennzeichnungspflicht stimmen, trotzdem weiter 
die Verantwortung und die Verpflichtung haben, 
alles für den Schutz des tropischen Regenwaldes 
zu tun. Ich nehme daher gerne den Appell der 
Frau Bundesminister auf und möchte sehr gerne 
mit allen Wohlmeinenden dieses Landes und mit 
allen Umweltschutzorganisationen ein Bündnis­
partner in diesem Bestreben sein, den tropischen 
Regenwald zu schützen. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 19.44 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Gabrielle Traxler. Bitte schön. 

19..15 
Abgeordnete Gabrielle Traxler (keinem Klub 

angehörend): Herr Präsident! Herr Minister! Ho­
hes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Herr Abgeordneter Schlögl, ich frage Sie, 
wenn Sie ein Bündnispartner aller Umweltorgani­
sationen sein möchten, warum Sie das nicht schon 
vorher in der Diskussion im Ausschuß gewußt 
haben - das gilt für beide Regierungsparteien -
und warum Sie hier anläGlich einer Beschlußfas­
sung, von der Sie selbst sagen, daß Sie Bauchweh 
haben und daß es eine falsche Symbolwirkung ist. 
von Fortschritten reden und zu dieser Beschluß­
fassung ja sagen. Ich kann Ihrer Argumentation 
nicht folgen, und ich fürchte, dies können viele 
Österreicherinnen und Österreicher ebensowe­
nig. 

Meine Damen und Herren! Ich habe vor 14 Ta­
gen zufällig diese Serviertasse gekauft (die Redne­
rin weist eine solche vor), um den Staatsbürgern 
- nicht jenen draußen vor den Toren, sondern 
denen, die zu mir ins Parlament kommen - et­
was servieren zu können. Diese Serviertasse - sie 
hat mir gefallen; ich hoffe, sie gefällt Ihnen auch 
- stellt den Regenwald dar, den Regenwald, so 
wie wir ihn uns vorstellen, so wie wir ihn uns 
wünschen. Und um diesen Regenwald, um die Er­
haltung dieser einzigartigen Landschaft, um die 
Grundlage von Lebensbedingungen für Tausende 
von Familien, für Kinder, die man in diesen Län­
dern der Armut preisgibt, geht es heute. Es geht 
um den Schutz der Umwelt, der gesamten Welt, 
und damit der Menschen, der Tiere und aller Le­
bewesen, und es geht auch ums Klima, um welt­
weite wirtschaftliche Zusammenhänge. 

Wir alle haben vor einem dreiviertel Jahr ein 
Gesetz beschlossen, weil wir zur Rettung der tro­
pischen Regenwälder, zur Vermeidung von Um­
weltkatastrophen einen wertvollen Beitrag leisten 
wollten. Schon im Oktober 1992 bei der ersten 
Diskussion um die Zollbestimmungen im GATT 
sind unsere Vertreter isoliert geblieben. Nicht nur 
Malaysia und Indonesien protestierten - das 
wurde heute schon gesagt -, praktisch alle Län­
der haben uns die Unterstützung versagt, und wir 
haben, aus diesen Fehlern lernend, eine Korrek­
tur beschlossen. 

Nur, meine Damen und Herren, heute geht es 
um die Kennzeichnungspflicht, und wir müssen 
zur Kenntnis nehmen, daß wir nur dann auf Zu­
stimmung stoßen können, wenn wir vorher mit 
den Betroffenen reden. Und hier liegt unser 
Hauptfehler, ein Fehler, den man den reichen In­
dustriestaaten immer wieder zu Recht ankreidet: 
Wir reden zuwenig mit den betroffenen Ländern. 
Die Holländer machen das anders: Sie reden vor­
her, und sie werden, glaube ich, auch Erfolg da­
mit haben. 

Meine Damen und Herren! In grundsätzlichen 
Überlegungen - auch das ist schon gesagt wor­
den - sind wir uns einig. Ich kann daher nicht 
verstehen - und bitte, Herr Abgeordneter Bar­
tenstein und Herr Abgeordneter Schlögl, erklären 
Sie mir das -, warum es nicht richtig gewesen 
wäre, vorher die allgemeine Kennzeichnungs­
pflicht einzuführen, warum die allgemeine Kenn­
zeichnungspflicht die Gefahr des Verlustes öster­
reichiseher Arbeitsplätze mit sich bringen sollte, 
warum die allgemeine Kennzeichnungspflicht 
österreichische Arbeitsplätze gefährden sollte. 
Das haben Sie uns alles nicht erklärt. Im Gegen­
teil! Die Frau Umweltministerin hat heute diesen 
Weg als richtig bezeichnet. Und wenn dieser Weg 
heute als richtig gesehen wird, auch in den FPÖ­
Anträgen so zum Tragen kommt, ebenso im An­
trag des Liberalen Forums und in den Diskus­
sionsbeiträgen der Grünen, kann ich nicht verste­
hen, daß man heute so schnell und nach einer 
sehr kurzen Diskussion im Ausschuß einen sol­
chen Beschluß faßt. 

Meine Damen und Herren! Alle, auch die Re­
gierungsparteien, reden von einem Rückschritt. 
Ich möchte gerne der Frau Umweltministerin 
glauben, ich möchte hoffen, daß der Beitrag, den 
die Grünen hier geleistet haben, daß die Anträge, 
die hier von den Oppositionsparteien eingebracht 
wurden, wirklich zu einer allgemeinen Kenn­
zeichnungspflicht auf internationaler Ebene füh­
ren werden. 

Die fortschrittlichen Wege sind schwierig. Wir 
haben etwas Neues begonnen, und wir sind da­
durch auf Widerstand gestoßen. Aber, meine Da­
men und Herren, diese Landschaft für unsere 
Kinder zu erhalten, wäre es wert gewesen, diesen 
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Weg weiterzuverfolgen. Und ich bin überzeugt, 
wir hätten alle zusammen im Sinne der Erhaltung 
der österreichischen Arbeitsplätze, im Sinne der 
Umweltdiskussion, wie sie jetzt stundenlang hier 
geführt wurde, auch einen gemeinsamen Weg be­
schließen können. 

Ich bedaure, daß es statt zu einem gemeinsa­
men Weg zu Eskalationen gekommen ist. Ich 
kann nur hoffen, daß sie dazu führen, daß das 
Umdenken in Österreich noch rascher vor sich 
geht. - Danke. (Beifall der Abg. Klara Molter.) 
/9.50 

Präsident Dr. Lichal: Nächste Wortmeldung: 
Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Kaiser. Bitte schön. 

/9.5/ .. 
Abgeordneter Dipl.-Ing. Kaiser (OVP): Herr 

Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Ich bin einer jener 
vier, die sich der Mühe unterzogen haben, sich 
die Situation an Ort und Stelle anzusehen, und 
ich kann nur bestätigen, daß die Verbitterung 
über unsere Haltung beachtlich war. 

Wir sind beim Parlamentsvizepräsidenten ge­
wesen, bei drei Ministern, beim Forstminister, 
beim Handelsminister, beim Informationsmini­
ster , und wir haben dort mehr oder minder Rede 
und Antwort stehen müssen für unsere Vorgangs­
weise, weil wir einfach von den anderen Ländern 
im Stich gelassen wurden. 

Und dort sind harte Worte gefallen. Da hat es 
geheißen: der Geist der ignoranten Arroganz der 
Industriestaaten! Das sind Slogans, die uns massiv 
vorgeworfen wurden. Oder: Staaten, die den Ent­
wicklungsländern ihren Willen aufzwingen wol­
len und sich dabei aufführen wie Neokoloniali­
sten. - Das weckt bei diesen Leuten, wie sie sag­
ten, schlimme Erinnerungen. 

Sie meinten, solange die Kolonialherren das 
Holz exportiert haben, war alles in Ordnung. 
Jetzt, wo die Kolonialherren weg sind, wo sie 
selbst Eigentümer ihres Landes sind, jetzt plötz­
lich sei es schlecht. Ich glaube, das ist auch ein 
Aspekt, den man sehen muß. 

Sie haben auch in ihrer Reaktion auf die diskri­
minierende, GATT-widrige Kennzeichnung hin­
gewiesen und diese als Aggression dargestellt. Die 
Retorsionsmaßnahmen, nämlich das Auf-Eis-Le­
gen österreichischer Aufträge, sind, so glaube ich, 
doch in einem etwas anderen Licht zu sehen. 

Insgesamt ging es um 15-Milliarden-Schilling­
Aufträge, die in Gefahr waren, wobei anläßlich 
unserer Reise einige Firmenvertreter bei uns vor­
gesprochen haben, nämlich von Elin, EMCO, 
VOEST und Rosenbauer, bei denen es kurzfristig 
um Lieferverträge in Höhe von über 4 Milliarden 
Schilling gegangen ist, wovon Elin allein mit 

1,5 Milliarden Schilling betroffen war, und wie 
man uns gesagt hat, hat man dort einen Folgeauf­
trag in Höhe von 10 Milliarden Schilling erwartet. 
Also die Dimension ist beachtlich, und das waren 
nur einige von mehr als 200 österreichischen Fir­
men, die dort tätig sind. 

Von uns wurde seitens der Firmen erwartet, 
daß wir dort große Erklärungen abgeben, daß 
dieses Gesetz zurückgenommen wird. Davon 
konnte keine Rede sein, und der Vorwurf, der 
dem Kollegen Jankowitsch gemacht wurde, ist 
mehr als ungeheuerlich, denn es gab keine Zusa­
gen. Wir haben es uns dort nicht leichtgemacht, 
insbesondere nicht beim Handelsminister, der mit 
den diplomatischen Ausführungen, die Ihnen, 
Herr Kollege, hier vorgeworfen wurden, gar nicht 
zufrieden war und nach längerer Debatte gesagt 
hat: Jetzt möchte ich einmal hören, was Sie tun, 
wenn Sie nach Hause kommen. - Das war also 
eine relativ harte Debatte. Ich habe mich darauf­
hin gemeldet und habe gesagt: Hier können wir 
überhaupt keine Äußerung machen, wir hören 
uns Ihre Meinung an, wir schauen uns die Situa­
tion an, und wir gehen in den nächsten Tagen -
und es waren etliche Tage - direkt an Ort und 
Stelle und schauen uns im Tropenwald an, was Sie 
in Richtung nachhaltige Nutzung tun, und daraus 
werden wir unsere Schlüsse ziehen. 

Und weil meine Aussagen gegenüber der "Dja­
karta-Post" heute schon einige Male zitiert wur­
den: Die haben uns natürlich fast stündlich ge­
fragt, was wir zu den einzelnen Dingen sagen. 
Aber ich kann Ihnen eines schon sagen: Es gibt 
etwa 100 Lizenznehmer. (Abg. Anna Elisabeth 
A u m a y r: Bei Lizenzen kennen Sie sich gut aus.') 
Die Eigentumsstruktur ist für unsere Verhältnisse 
nicht zufriedenstellend, das, glaube ich, muß man 
zugeben. Es gibt also 100 Lizenznehmer, und von 
diesen 100 Lizenznehmern haben wir uns einen 
näher angesehen, und wir haben aufgrund unse­
rer Besichtigung von 600 000 Hektar einen ge­
wissen Eindruck bekommen. Dieser Lizenz­
nehmer bewirtschaftet daneben weitere 
800 000 Hektar. Ich glaube, daß der Betreffende 
sehr wohl sehr viel tut, sehr nachhaltig arbeitet. 
Und ich muß noch einmal sagen - zu dem, was 
in der "Djakarta-Post" steht -: Ich bin in der 
Überzeugung hingefahren, daß man den Leuten 
Forstspezialisten bringen muß, die ihnen zeigen, 
wie man nachhaltig wirtschaftet. Ich sage Ihnen: 
Die brauchen das nicht, die können das wirklich. 
Und das hat mich beeindruckt, und das ist für 
mich auch eine Überlegung, weshalb ich mich 
heute zu dieser Änderung des Gesetzes bekenne. 

Ich möchte Ihnen nun noch berichten, was ge­
nau dort gemacht wird. Es werden dort mehrere 
Dinge gemacht. Uns hat man das Selective Cut­
ting vorgeführt, also die Einzelbaum-Schläge­
rung. Manche meinen, daß hierbei riesige Schä-
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den entstehen. Wir haben uns davon überzeugen 
können, daß der Schaden wirklich minimal ist 
und daß nach kurzer Zeit in diesem tropischen 
Klima ... (Abg. Mag. Marijana G r a n d i t s: Da 
haben Sie aber weggeschallt.') - Sie waren doch 
nicht dort, Frau Kollegin. Sie sind zehn Jahre äl­
ter geworden in dieser Nacht, das tut mir eigent­
lich leid. (Abg. Mag. Marijana G r a n d i I s: Das 
Alter ist etwas Ehrenhaftes.') Das hat Ihnen sehr 
zugesetzt. Nur, bitte. verschonen Sie mich, wenn 
es leicht geht. 

Wir haben uns auch das Agro-Foresting ange­
sehen. Da geht es darum, daß Bäume auf Endab­
stand gepflanzt werden und zwischendurch eine 
zwei- bis vierjährige landwirtschaftliche Nutzung 
möglich ist, wobei pro Waldbauer 10 Ar betreut 
werden. Die Bauern haben dort 30 Ar Nutzfläche 
- nur damit man hier auch einmal eine Dimen­
sion bekommt -, von der sie leben müssen. 
60 Prozent der Gesamtbevölkerung von derzeit 
185 Millionen Menschen sind Selbstversorger, le­
ben also von dem kleinen Stück Land, das ihnen 
zur Verfügung steht und ihnen gehört. 

Es gibt ein weiteres Projekt. und zwar gegen die 
Erosionen. Im Hochland wurden ganze Täler ter­
rassiert - das hat man uns gezeigt -, in Meter­
Stufen, Eineinhalb-Meter-Stufen, überall an der 
Kante ein Baum. und dazwischen ist eine tempo­
räre Nutzung für die dort ansässige Bevölkerung 
möglich, die dieser einen gewissen Wohlstand 
bringt. 

Wir haben auch das Darunterpflanzen, wie wir 
sagen, von Anlagen gesehen, wir haben in einer 
Anlage achtjährige Bäume und in einer anderen 
Anlage fünfzehnjährige Bäume gesehen. Also bit­
te: Wer gestern oder heute beginnt, Bäume zu 
pflanzen, um uns zu täuschen, der kann uns nicht 
achtjährige oder fünfzehnjährige Bäume zeigen. 
Ich glaube, das sollte man auch der Korrektheit 
halber festhalten. 

Wir haben dort eine ganze Reihe internationa­
ler Experten mitgehabt. es war ein ganzer Auto­
bus von Leuten, die man hintransportiert hat -
zu diesen gehörten auch wir -. die sich alle 
durchwegs positiv geäußert haben, vielleicht mit 
einer Einschränkung: Sie meinten, daß das nicht 
der richtige Weg sei, wenn man da und dort mit 
Monokulturen beginne. Ich glaube, das haben die 
Herrschaften dort auch zur Kenntnis genommen. 

Und noch eines: Es gibt eine Forsthochschule, 
die bereits 6 000 Forstexperten hervorgebracht 
hat, die dort tätig sind. 

Vielleicht noch ein Gedanke - ich hätte auch 
noch einiges andere zu sagen, möchte dies aber 
weglassen -: Es gibt in Hallein derzeit das Pro­
blem mit der Papierfabrik, wo durch den Aus­
gleich zahlreiche Arbeitsplätze eingespart wer-

den. Es gibt in Hallein auch die EMCO, und es 
gibt in Hallein einen Professor namens Mag. 
Hickmann, der sicher auch allen anderen einen 
offenen Brief geschickt hat. Das Traurige ist nur. 
daß dieser Mann an einer HTL arbeitet. denn 
wenn jemand an einer HTL beschäftigt ist, müßte 
er sich gelegentlich auch Gedanken darüber ma­
chen, was die jungen Absolventen nach dem 
Schulabschluß arbeiten sollen. Wenn er meint, 
daß die Einstellung der HolzfäHerei - nur die 
Einstellung der Holzfällerei! - dem Regenwald 
hilft, und es diesem Herrn völlig egal ist, ob wir in 
Zukunft noch nach Fernost - da geht es nicht 
nur um Indonesien, da geht es um die gesamte 
Region - exportieren können, dann kann ich 
mich nur wundern. 

Die Frau Kollegin Langthaler, meine ich, hat 
sich auch deklariert. In Wahrheit haben wir uns 
dieses Manöver hier anhören müssen, weil sie be­
leidigt ist, nicht - so wie nach Brasilien - auch 
nach Indonesien mitgenommen worden zu sein. 
Vielleicht war sie in Brasilien nicht so erfolgreich, 
denn noch heute wird dort Wald niedergebrannt. 
(Beifall bei der ÖVP.) 19.59 

Präsident Dr. Lichal: Nächste Wortmeldung: 
Herr Abgeordneter Alois Huber. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

2 ().()() 
Abgeordneter Huber (FPÖ): Hohes Haus! Herr 

Präsident! Herr Bundesminister! Die Frau Um­
weltministerin ist zwar nicht hier, aber mir genügt 
ja auch der Wirtschaftsminister. Meine geschätz­
ten Damen und Herren! Wohl selten einmal hat 
eine Angelegenheit soviel Aufregung, soviel Auf­
sehen, soviel Widerspruch, ich kann ruhig sagen, 
so viele Emotionen von vielen Gruppen und Be­
troffenen, auch hier im Hohes Hause, hervorge­
rufen wie das Bundesgesetz zur Kennzeichnung 
von Tropenhölzern und natürlich die daraus re­
sultierende Novelle, die heute zur Debatte steht. 
- Soviel zur Einleitung. 

Nun aber zu den delikaten Details: Als im Juni 
des Jahres 1992 in Rio die große UN-Umwelt­
und Entwicklungskonferenz abgehalten wurde, 
war für das Reisepäck der damaligen Umweltmi­
nisterin Dkfm. Feldgrill-Zankel ein Umweltge­
setz mit weltweiter Vorbildwirkung, um dement­
sprechend selbstbewußt auftreten zu können, un­
bedingt notwendig! SPÖ, ÖVP, aber auch die 
Grünen - und das möchte ich ganz dezidiert 
feststellen - wetteiferten bei der Beschlußfas­
sung miteinander. Lediglich die FPÖ ging einen 
anderen Weg - und die FPÖ tut dies auch heute 
noch. 

Man hat wieder einmal, wie schon so oft, zu 
große Schuhe angezogen, die reiben. Und wie uns 
bekannt ist, haben Sie davon sogar wunde Füße 
bekommen! (Abg. Sc h war zen b erg e r: Sie-
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benmeilenstiefel!J Der Triumph von Rio hat aber 
nur kurze Zeit gedauert. Selbst der Herr Bundes­
kanzler hat sich damals nach Rio aufgemacht. um 
bei der Verkündigung dieses großen Werkes da­
beizusein. (Abg. G ra b n e r: Der Herr Haider!) 
Der ist aber gleich wieder weitergefahren nach 
Argentinien. 

Meine geschätzten Damen und Herren! 
30 000 Experten! - Aber im nachhinein kann 
man ruhig sagen: Außer Spesen nichts gewesen 
(Beifall bei der FPÖ), denn die Wirtschaft war 
wieder einmal stärker. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Ich be­
finde mich schon seit dem Jahre 1984 hier im Ho­
hen Haus, und, nur um ein Beispiel zu nennen, 
schon damals war davon die Rede, daß das Treib­
gas verschwinden muß. weil es schädlich ist we­
gen des Ozons und, und, und. Und wie wir wis­
sen, haben wir es zum Teil heute noch, und wo 
wir es nicht mehr haben. hat man es weiterge­
schickt in die dritte Welt. So schaut unsere Um­
weltgesinnung aus! Das möchte ich heute hier 
einmal feststellen. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Festge­
stellt sei auch, daß die Art und Weise, wie man 
die Kennzeichnungspflicht für Tropenhölzer vor­
geschrieben hat, in dieser Form - und da treffe 
ich mich mit meinem Vorredner Kaiser - eine 
Zumutung für die betroffenen Länder ist - nicht 
in der Sache. sehr wohl aber in der Art und Weise 
der Durchführung. Schutz der Umwelt in Ehren 
- auch wir von der FPÖ bekennen uns vorbe­
haltlos dazu -, aber alles muß seine Ordnung 
haben, und es muß den davon Betroffenen auch 
zumutbar sein. 

Und genau an dieser Stelle möchte ich den An­
trag 365/ A der Abgeordneten lng. Murer und Ge­
nossen betreffend ein Bundesgesetz zum weltwei­
ten Schutz der Wälder. ihrer nachhaltigen Nut­
zung beziehungsweise zum Schutz der indigenen 
Volksgruppen - Welt-, Waldschutz- und Le­
bensraumschutz-Gesetz - erwähnen. Hätten wir 
dieses Gesetz beschlossen und hätten im 
Juni 1992 die Frau Bundesministerin Dr. Feld­
grill-Zankel, aber auch der Herr Bundeskanzler 
dieses Gesetz in Rio vorgestellt, dann wären uns 
viele Schwierigkeiten, viele Peinlichkeiten, viele 
Unannehmlichkeiten erspart geblieben. (Beifall 
bei der FPÖ.) Nicht immer sind die Mehreren 
auch die Gescheiteren. Auch das soll einmal hier 
festgestellt sein. 

Es kann einfach nicht angehen, daß wir beim 
Regenwald in den Tropen mit Argusaugen auf­
passen und überwachen, daß ja kein Frevel pas­
siert, aber in anderen Gegenden drücken wir 
nicht nur die Augen, sondern auch die Hühnerau­
gen zu. Es ist den Staaten in den Tropen einfach 
unzumutbar, daß wir ihren Handel mit Tropen-

hölzern durch Kennzeichnung diskriminieren be­
ziehungsweise einschränken wollen, um - und 
das ist der Kern der Sache - im Gegenzug in 
verschiedenen Staaten - ich erwähne die USA, 
ich erwähne Kanada, Rußland, hier vor allem Si­
birien - die Wälder umso hemmungsloser auszu­
beuten, wenn nicht überhaupt zu ruinieren. -
Das kann einfach nicht der Weg sein! (Beifall bei 
der FPÖ.J 

Hohes Haus! Frau Umweltministerin! Das ist 
absolut der falsche Weg. Es kann einfach nicht so 
gehen: Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht 
naß! 

Frau Bundesminister! Es ist schon richtig, daß 
der Regenwald nicht warten kann, wie Sie es in 
Ihrer Presseaussendung vom 10. März des Jahres 
festgestellt haben, aber Erfolg werden Sie in Ih­
ren Bemühungen wohl nur haben, wenn Sie Ihr 
Augenmerk weltweit auf die nachhaltige Wald­
nutzung und auch auf die Waldschonung legen 
werden. Dann erst werden Sie glaubwürdig sein, 
und erst dann wird man mit den Ländern in den 
Tropen in zielführende Verhandlungen treten 
können. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Nicht 
nur Kollege lankowitsch oder Kollege Lukesch 
oder Kollege Kaiser waren in Malaysia und in In­
donesien, auch wir waren im September in Indo­
nesien, aber auf eigene Kosten - damit wir das 
gleich klarstellen -, nicht auf Staatskosten! (Abg. 
Par n i gon i: Das ist doch nicht zu fassen.') Wir 
haben unseren Aufenthalt selbst bezahlt! (Beifall 
bei der FPÖ.) Wir wollten uns einfach einmal an 
Ort und Stelle ein dementsprechendes Bild ma­
chen. (Präsidentin Dr. Heide 5 c h m i d t über­
nimmt den Vorsitz.) 

Und es gereicht uns doch zur Ehre. daß die 
verantwortlichen Minister nicht nur mit Ihnen 
Gespräche geführt haben, sondern sie haben diese 
Gespräche sehr wohl auch mit uns geführt. Und 
so betrachtet wissen wir wenigstens nicht nur, wie 
der Regenwald aussieht, sondern auch in etwa, 
worüber wir sprechen. 

Bei unserem Besuch in Malaysia konnten wir 
feststellen, daß man sich sehr wohl bemüht, eine 
nachhaltige Waldnutzung zu betreiben, sofern es 
sich um Wirtschaftswälder handelt - und hier 
stimme ich wieder mit Kollegen Kaiser überein 
-, aber daß man sich letztlich auch über die Ein­
maligkeit des Regenwaldes im klaren ist. Aller~ 
dings kann die Unter-Schutz-Stellung keine Ein~ 
bahn sein, sie kann sich nicht lediglich auf den 
Regenwald beschränken, sondern es muß ein 
weltweites System sein. 

Verehrte Frau Bundesministerin! Wenn Sie 
sich in dieser Richtung einsetzen, dann haben Sie 
gute Aussichten, bei der Wahl zur "Frau des lah-
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res" nicht nur an die 13. Stelle (Abg. Sc h war -
zen b erg e r: An zweiter Stelle.' - Abg. S t ein -
ball e r: Die Schmidt ist nicht mehr bei euch.' Der 
Huber hat vergessen. daß die Schmidt nichc mehr 
bei euch ist.'). sondern vielleicht doch weiter vorne 
gereiht zu werden. Aber ich glaube, wenn Sie sich 
bemühen, so könnten Sie diesen Titel demnächst 
doch erreichen - für das Jahr 1994 ist vielleicht 
die Frau Traxler vorgesehen. (Abg. Sc h war -
zen b erg e r: Arbeitslose Frauen "vI/erden nicht 
vorgeschlagen.') 

Meine geschätzten Damen und Herren! Ich 
hätte in dieser Richtung noch einen anderen Vor­
schlag, denn ich glaube, daß eigentlich die Jour­
nalisten oder die Jury sich einmal darüber Gedan­
ken machen sollten, ob man nicht jene Frau in 
Schärding, die sechs Jahre lang ihren Mann auf­
opferungsvoll gepflegt hat und wieder ins Leben 
zurückgerufen hat. vielleicht zur Frau des Jahres 
erklären sollte. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. 
Ve t t e r: In 14 Tagen hat er einen anderen Vor­
schlag!) 

Es bleibt aber unbestritten: Dohnal, Schmidt, 
Kallat und Traxler - ein Kleeblatt. Das ist unbe­
stritten! Das möchte ich noch erwähnt haben, 
aber letztlich sind das Titel ohne Mittel. (Ruf bei 
der SPÖ: Das ist doch kein Frauenwahlkampf') 
Man kann damit wohl Boulevard-Blätter seiten­
füllend versorgen, aber der Umwelt, glaube ich, 
erweist man damit keinen Dienst, denn dieses 
Thema wäre, glaube ich, eigentlich doch viel 
wichtiger. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Frau 
Umweltministerin! Zu einer brauchbaren Demo­
kratie gehört auch eine brauchbare Opposition. 
Es gehört die Regierung dazu mit den Regie­
rungsparteien ÖVP, SPÖ oder SPÖ, ÖVP - das 
können Sie nehmen, wie Sie wollen -, aber, mei­
ne geschätzten Damen und Herren, es gehört 
auch eine brauchbare Opposition dazu. (Abg. 
S c h war zen b erg e r: Die Betonung liegt auf 
brauchbar! ) 

Ich bin mir eigentlich in diesen neun Jahren 
hier in diesem Hohen Haus nie überflüssig vorge­
kommen, aber ich mache heute trotzdem einen 
Einwand: Was die grüne Fraktion in diesen Tagen 
hier im Hohen Hause aufgeführt hat, das ist für 
mich eine Katastrophe. Und ich habe mich ei­
gentlich zum ersten Mal geschämt, Abgeordneter 
im österreichischen Parlament zu sein. - Das 
möchte ich wirklich aus ehrlicher Überzeugung 
heute hier feststellen. Denn was denkt sich eigent­
lich der Bürger draußen, der sich einen solchen 
Sitzungsablauf hier ansehen muß, wenn neun 
Stunden lang über einen Jutesack oder über Jute 
diskutiert wird. (Abg. Hofer: 16 Stunden!) Und 
wenn dann noch weitere 24 Stunden vergehen, 
um sich letztlich eigentlich immer im Kreis zu 
drehen, ist das, glaube ich, ein Schauspiel, das uns 

der Bürger draußen einfach nicht abnimmt. (Bei­
fall bei der FPÖ.) 

Meine geschätzten Damen und Herren! Bei 
diesem Punkt aber auch eine Kritik an das Präsi­
dium~ ich wage es, auch dies heute auszusprechen. 
Es kann einfach nicht Sinn der Sache sein, daß 
man, weil man nicht entscheidungsfreudig ist 
oder weil man sich nicht traut, zuläßt, daß das 
Hohe Haus förmlich zu einer Bühne, zu einem 
Kasperltheater verunstaltet wird. Das kann ein­
fach kein Dauerzustand sein! (Beifall bei der 
FPÖ.) 

Ich glaube, daß wir versuchen müssen, diese 
Probleme mit der neuen Geschäftsordnung ent­
sprechend in den Griff zu bekommen. Aber ich 
glaube auch, daß es nur recht und billig ist, ein­
mal auch den Bediensteten des Parlaments, die 
diese Mehrbelastung auf sich nehmen müssen, ei­
nen herzlichen Dank zu übermitteln. Auch das, 
glaube ich, gehört dazu. (Beifall bei FPÖ und 
ÖVP. - Abg. S lei nb aue r: Das ist gelebter 
Parlamentarismus.' - Den Bediensteten danke.') 

Meine geschätzten Damen und Herren der Re­
gierungsparteien! Ihre Geringschätzung der Op­
position gegenüber bringt Sie eigentlich ständig 
weiter in Schwierigkeiten. Sie bringt sie in 
Schwierigkeiten beim Umweltproblem, bei der 
EG-Frage, bringt sie in Schwierigkeiten beim 
Problem Landwirtschaft. Wann werden Sie end­
lich beginnen, zu begreifen, daß bei ganz wichti­
gen Themen, wie soeben von mir aufgezeigt, zu­
mindest versucht werden sollte, auch mit der Op­
position einen Konsens herbeizuführen? Gerade 
in Umweltfragen kann es nur ein gemeinsames 
Vorgehen geben, wie etwa bei den Umweltproble­
men. die heute zur Debatte stehen, vor allem weil 
wir wissen, daß die Umweltschadstoffe nicht vor 
Staatsgrenzen, ja nicht einmal vor Kontinentgren­
zen haltmachen. Deshalb ist für die Bewältigung 
dieser Probleme, bei denen es letztlich um das 
Überleben der Menschheit geht, die Zusammen­
arbeit aller eine Grundvoraussetzung. 

Wir von der FPÖ bleiben bei unserer Linie und 
werden daher der beabsichtigten Novelle, weil Sie 
uns eben als Opposition niemals in die Entschei­
dungen einbeziehen. unsere Zustimmung nicht 
geben. (Beifall bei der FPÖ.) 20.12 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Dietrich. Ich erteile es ihm. 

20.13 
Abgeordneter Dietrich (SPÖ): Frau Präsiden­

tin! Herr Bundesminister! Geschätzte Damen und 
Herren im Hohen Haus! Ich werde - und das 
wird niemanden, der mein Engagement in dieser 
Frage kennt, überraschen - dieser Novelle zur 
Kennzeichnungspflicht des Tropenholzes auch 

108. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)46 von 83

www.parlament.gv.at



12760 Nationalrat XVIII. GP - 108. Sitzung - 12. März 1993 

Dietrich 

nicht meine Zustimmung erteilen, wenngleich 
meine Beweggründe ganz andere sind als jene, die 
vorhin Kollege Huber dargelegt hat. 

Ich bin nach wie vor der festen Überzeugung, 
daß das Maßnahmenpaket zum Schutz tropischer 
Regenwälder, das wir am 3. Juni des vergangenen 
Jahres beschlossen haben, sehr wohl ein taugli­
ches und auch ein ausbaufähiges, verbesserungs­
fähiges Instrument war, um einen österreichi­
schen Beitrag zum Schutz der tropischen Regen­
wälder zu leisten. 

Ich meine, und das ist auch unbestritten, daß 
damit Österreich eine Vorreiterrolle eingenom­
men hat. Und ich meine - das ist nicht so unbe­
stritten -, daß damit auch internationale Signal­
wirkung erzielt werden konnte, und zwar dahin 
gehend, daß damit bewiesen werden kann, daß 
gerade betroffene Länder wie Malaysia und Indo­
nesien mit solcher Vehemenz diese österreichi­
sche Regelung bekämpft haben, obwohl der öster­
reichische Tropenholzimport überhaupt keine 
wesentliche Auswirkung auf deren Exporterlöse 
hat. Aber es war bewußt, bekannt und auch ge­
fürchtet, daß diese österreichische Regelung 
Nachahmer bei anderen westlichen Industriestaa­
ten finden könnte, und es gab auch eine Reihe 
von Ansätzen in dieser Richtung, die zweifels­
ohne durch den Beschluß, der hier heute gefaßt 
werden wird, wieder einen Rückschlag erleiden 
werden. 

Wenn wir wissen, daß sich das österreichische 
Parlament nunmehr zwei Legislaturperioden hin­
durch mit dieser Thematik auseinandergesetzt hat 
und nach vierjähriger Beratung zu einem Be­
schluß gelangt ist, dann kann man nicht ganz ein­
fach sagen, wir seien im Regen stehen gelassen 
worden, wenn wir kurz vor der Sommerpause ein 
Gesetz beschließen und unmittelbar nach der 
Sommerpause beginnen, dieses Gesetz wieder zu 
demolieren. Wer kann uns dann folgen? Ja im 
Gegenteil, das ist ein abschreckendes Beispiel für 
andere. 

Wenn Herr Abgeordneter Bartenstein gemeint 
hat, er sei stolz auf die rasche Lösung, die hier 
getroffen wurde. so muß ich sagen, ich bin be­
schämt über die Rolle des österrreichischen Parla­
ments und die Rolle österreichischer Parlamenta­
rier in diesem Zusammenhang. (Beifall bei den 
Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben es auch 
verabsäumt, im westeuropäischen Raum Bünd­
nispartner für eine aktive Politik zum Schutz der 
Tropenwälder zu suchen. Wir haben uns aus­
schließlich auf die Länder Malaysia und Indone­
sien konzentriert. Wir haben es aber auch verab­
säumt, in Rio unser Gesetz entsprechend vorzu­
stellen, und es hat sich auch Wirtschaftsminister 
Schüssel in der ganzen Gesetzwerdung jeweils 

durch Beamte oder durch seine geschätzte Staats­
sekretärin vertreten lassen und nicht selbst daran 
teilgenommen. Initiativ ist der Wirtschaftsmini­
ster erst zu jenem Zeitpunkt geworden, als es da­
rum ging, dieses Gesetz stufenweise wieder zu­
rückzunehmen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben es aber 
auch verabsäumt, den betroffenen Ländern Kom­
pensationen, Hilfen anzubieten, ihnen Schulden 
nachzulassen, unser Wissen zur Verfügung zu 
stellen oder auch unsere Grenzen zu öffnen, da­
mit von dort Fertigprodukte und nicht nur Roh­
waren importiert werden können. 

In der Diskussion hier und auch früher schon 
ist immer wieder der Begriff Kolonialismus, Öko­
Imperialismus und dergleichen als Beweggrund 
für die Rücknahme, auch vom Kollegen Barten­
stein, in den Mund genommen worden. Seien wir 
uns doch dessen bewußt, Kollege Bartenstein: 
Jene Regierungen, mit denen wir es hier zu tun 
haben, betreiben eine Politik, die nicht auf die 
Bedürfnisse der Bevölkerung abgestimmt ist, und 
deren Wirtschaftssysteme dienen nicht der Selbst­
versorgung der dortigen Bevölkerung, ebenso 
nicht der dortigen Volkswirtschaft, sondern nur 
einer kleinen Elite. Und wenn Sie in diesem Zu­
sammenhang von Kolonialismus sprechen, so ist 
es meines Erachtens auch ein interner Kolonialis­
mus, der in diesen Ländern betrieben wird. 

Ich habe auch sehr aufmerksam die Ausführun­
gen des Kollegen Kaiser verfolgt, als er sagte, er 
habe die Mühe auf sich genommen, nach Indone­
sien zu reisen, und es seien dort sehr harte Worte, 
wie eben Kolonialismus und Einmischung, gefal­
len. Ich habe auch gehört, Kollege Kaiser, Sie hät­
ten das alles, auch jeden Händedruck, auf Video 
festhalten lassen. Vielleicht zeigen Sie uns das, 
vielleicht führen Sie uns das einmal vor. 

Sie sagten auch, Sie seien mit der Überzeugung 
hingefahren, man müsse dort Forstwirte, Forst­
techniker hinbringen, um zu zeigen, wie man das 
machen muß. Und hier genau setzt bei mir das 
In-Frage-Stellen an: Wenn ich in ein Land der 
dritten Welt fahre, dann fahre ich nicht mit einer 
Überzeugung hin, was man dort machen muß, 
sondern ich fahre mit der Voraussetzung hin, daß 
ich mir dort die Situation vor Ort anschauen will, 
und fahre mit der Überzeugung hin, daß ich auch 
bereit bin, von dort zu lernen und Erfahrungen 
zu sammeln und dann eben eine Zusammenarbeit 
zu finden. 

Wenn Sie sagten, daß ein ganzer Autobus voll 
Experten mit in den Urwald gefahren ist, um dort 
die nachhaltige Nutzung zu beobachten und zu 
bestätigen, dann muß ich dem entgegenhalten: 
Kollege Kaiser! Ich war auch schon wiederholt im 
tropischen Regenwald unterwegs. Es war aber 
mühsam, ich war zu Fuß, mit kleinen Einbäu-
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men, wenn es gut ging, zu Pferd unterwegs, aber 
mit einem Reiseautobus bin ich noch nie in den 
tropischen Regenwald gekommen. Dann ist es 
nämlich keiner mehr. (Beifall bei den Grünen.) 

Ich würde gerne, aber ich bin um Zeitökono­
mie sehr bemüht, auch die Frage der Menschen­
rechte anschneiden. N ur ganz kurz: Das nächste 
Problem, das uns mit diesen Ländern in Ostasien 
ins Haus steht, ist die große Menschenrechtskon­
ferenz, die im Juni dieses Jahres hier in Wien 
stattfinden wird. Denn in einem Workshop zur 
Vorbereitung dieser Menschenrechtskonferenz 
Ende Januar in Jakarta hat der dortige Präsident 
zum Ausdruck gebracht, das Verständnis der 
Menschenrechte sei zu stark von westlichen Frei­
heitswerten geprägt und daher würden die ost­
asiatischen Staaten den individuellen Ansatz bei 
den Menschenrechten ablehnen. Und Indonesien 
Malaysia und Singapur sind übereingekommen: 
daß sie das geltende internationale Menschen­
rechtsprogramm der UNO nicht unterstützen 
können, die gängigen Definitionen würden nicht 
den asiatischen Werten und der asiatischen Kul­
tur entsprechen. Sie seien allein von westlichen 
Vorstellungen geprägt. Ich mag durchaus die 
Wertigkeit fremder Kulturen gelten lassen. Aber 
auf der einen Seite im ökonomischen Bereich den 
Standard westlicher Industriestaaten anzustreben, 
andererseits im Bereich der Menschenrechte sich 
eben genau diesem Standard zu entziehen, das 
scheint mir nicht der richtige Weg zu sein. 

Nächstes Argument: Man kann die Nutzung 
der natürlichen Ressourcen diesen Ländern nicht 
vorschreiben. Wir machen dies tagtäglich, daß wir 
auf die Nutzung der natürlichen Ressourcen in 
den Ländern der Dritten Welt Einfluß nehmen. 
Wenn wir die Zielvorstellung haben, im 
Jahr 2000 ein Kraftfahrzeug entwickelt zu haben, 
das nur noch 3 Liter Benzin verbraucht, so be­
deutet dies, daß auch Länder der Dritten Welt 
wie Venezuela, Nigeria oder andere, dadurch we~ 
niger Erdöl werden produzieren und verkaufen 
können. - Also auch eine Einflußnahme auf die 
Nutzung natürlicher Ressourcen. 

Wenn gesprochen wird von Tabakwerbeverbot, 
Rauchverbot et cetera, so hat das auch eine Aus­
wirkung auf die Nutzung natürlicher Ressourcen 
in der Dritten Welt. Oder wenn wir strenge tech­
nische Vorschriften bei der Zulassung von Gerä­
ten haben, so hat das auch Auswirkungen auf 
Länder im ostasiatischen Raum. 

Typisches und und aktuellstes Beispiel ist der 
Beschluß der EG über die Importbeschränkung 
bei den Bananen mit entsprechend hohen Straf­
zöllen, nämlich nicht nur von 70, sondern von 
170 Prozent. 

Und Experten sagen, daß alleine durch diese 
dirigistischen Maßnahmen den Ländern Latein-

amerikas und der Karibik jährlich ein Einnahme­
verlust von einer Milliarde US-Dollar ins Haus 
stehen wird. Und wenn man weiß, daß einzelne 
Inselstaaten in der Karibik 60 Prozent ihrer Devi­
seneinnahmen aus den Bananenexporten erlösen, 
erkennt man, welche Einflußnahme dies bedeu­
tet. Doch hier habe ich kein einziges Wort der 
Kritik gehört, hier wird in die Nutzung natürli­
cher Ressourcen Eingriff genommen. 

Der Unterschied ist: Die Bananen können 
zwei- bis dreimal jährlich geerntet werden, der 
tropische Regenwald ist endgültig zerstört und 
wird in dieser Form uns nicht mehr zur Verfü­
gung stehen. 

Thema Arbeitsplätze, ein sehr ernstes Thema, 
das ich nicht leichtfertig übergehen möchte und 
mit dem man sich auseinandersetzen muß. Wir 
müssen uns auch in diesem Bereich überlegen, 
wie wir einen ökologischen Umbau unsrer Indu­
striegesellschaft im Norden vornehmen können, 
und zwar im Sinne der Erhaltung der Arbeitsplät­
ze im Rahmen auch einer ökologischen Entwick­
lung. Und es geht nicht darum, irgend etwas ir­
gendwohin zu exportieren, sondern es geht um 
wirklich intelligente neue Produkte im Sinne ei­
ner ökologischen Entwicklung. Und diese techni­
sche Erneuerung muß für uns eine große Heraus­
forderung sein, einerseits unseren Lebensstan­
dard möglichst zu erhalten, andererseits jenen der 
Menschen in den Ländern des Südens zu verbes­
sern, gleichzeitig aber die Umwelt nur so weit zu 
belasten, daß es nicht zum globalen Kollaps führt. 
(Beifall bei den Grünen und Beifall der Abg. 
Dkfm. llona Graenitz.) 

In der vergangenen Woche war ein interessan­
ter Vortrag von Dennis Meadows hier in Wien, 
wo er auch auf diese Problematik des Umden­
kens, des anderen wirtschaftlichen Handeins ein­
drucksvoll eingegangen ist und wo er auch zum 
Schluß sagte, nicht zu unterschätzen sei die Bei­
spielswirkung eines kleinen Landes wie Öster­
reich. - Wörtliches Zitat: "Gerade in Zeiten wie 
diesen, in denen sich die Welt von einer Periode 
in die nächste bewegt und unter chaotischen Be­
dingungen ihren Weg sucht, kann ein kleines 
Land. das mit klarem Verstand und einem konse­
quenten Programm auftritt, großen Einfluß aus­
üben", so Meadows. 

Zuerst haben wir in der Frage "Maßnahmen 
zum Schutz tropischer Regenwälder" diesen Weg 
versucht. Nun verlassen wir diesen Weg wieder. 
Wenn ich dieser Novelle nicht zustimme, so be­
deutet dieses Nein, daß ich davon überzeugt bin, 
daß wir sehr wohl ein taugliches, ausbaufähiges 
Instrument zur Hand gehabt hätten, so bedeutet 
dieses Nein aber auch, daß ich sehr wohl Proble­
me habe, wenn ausländische Eliten, unterstützt 
durch eine österreichische Lobby, so stark, so in­
tensiv in das Geschehen des österreichischen Par-
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laments eingreifen. Dieses Nein, das ich zum Aus­
druck bringen werde, bedeutet aber nicht, daß ich 
mich identifiziere mit der Vorgangsweise, mit der 
Aktion und mit der Wortwahl der grün-alternati­
ven Fraktion. 

Wenn ich jedoch die inhaltlichen Argumente, 
die hier von der grün-alternativen Fraktion vor­
gebracht wurden, abwäge und mit jenen verglei­
che, die Sie, Kollege Bartenstein oder Kollege 
Kaiser, vorg~bracht haben, dann finde ich wesent­
lich mehr Ubereinstimmung mit den Argumen­
ten, nicht bei der Wortwahl, nicht bei der Aktion, 
aber sehr wohl mit den Argumenten der grünen 
Fraktion. 

Mein Nein bedeutet aber auch nicht, um das 
auch klar zu sagen, weil es zufällig das gleiche 
Nein ist. daß ich mich mit einer von Herrn Haider 
geführten Politik identifiziere, weil seine Frak­
tion auch mit Nein stimmt. Dieses Nein bedeutet 
aber sehr wohl, daß ich mich mit den Betroffe­
nen, mit den indigenen Völkern, die um ihre Le­
bensgrundlage fürchten, sehr wohl identifiziere. 
Und dieses Nein, meine Damen und Herren, ist 
ein Ausdruck meiner festen persönlichen Über­
zeugung und gleichzeitig auch ein persönliches Ja 
zum Schutz der tropischen Regenwälder. (Beifall 
bei den Grünen sowie den Abgeordneten Dkfm. 
Ilona Graenüz und Steinbauer. ) 20.29 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste zu 
Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Grandits. 
Ich erteile es ihr. 

20.29 
Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (Grüne): 

Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wissen Sie, 
was ich in diesen mehr als 24 Stunden gelernt 
habe? - Daß es vor allem den beiden Großpar­
teien mit der Tropenholzgeschichte, wie sie da­
mals von uns beschlossen wurde, in Wirklichkeit 
überhaupt nicht ernst war. Denn etliche Wort­
meldungen haben ganz deutlich gezeigt, daß es 
anscheinend nur darum gegangen ist, daß die 
Frau Bundesministerin und der Herr Kanzler in 
Rio etwas Vorbildliches vorweisen können. (Abg. 
Sv i h aLe k: Darauf habe ich 24 Stunden gewar­
tet!) 

Wenn das die Hauptmotivation war, daß man 
zugestimmt hat, ein Gesetz in diesem Haus zu 
verabschieden, das wirklich nicht nur Symbolik, 
sondern auch eine neue Politik im Bereich des 
Schutzes der tropischen Regenwälder bedeutet 
hätte, dann heißt das für mich, daß das eine Kurz­
sichtigkeit ist, die ja wieder nur beweist, daß das, 
was jetzt geschieht, die Konsequenz davon sein 
mußte. Wir haben seit Jahren mit Umweltorgani­
sationen zusammengerarbeitet, an verschiedenen 
Modellen herumgebastelt, die vielleicht mehr­
heitsfähig wären, um wirksame Maßnahmen, um 

wirksame Gesetze auch bei uns zum Schutz dieser 
tropischen Regenwälder zu verabschieden. 

Und jetzt stellt sich heraus, nicht einmal ein 
Jahr nach dieser ganzen Aktion, daß das ja in 
Wirklichkeit nicht so ernst gemeint war. Man hat 
halt nur irgend etwas gebraucht für das Gepäck 
für Rio. Dann hat aber die Praxis gezeigt, daß es 
viele Menschen gibt, die das sehr wohl ernst neh­
men, und daß die Wirksamkeit dieses Gesetzes 
sehr wohl praktische Konsequenzen gehabt hätte, 
denn sonst wären ja die Proteste aus Malaysia und 
Indonesien nicht zu erklären. 

Und das ist für mich der Punkt, der mich sehr 
bedenklich stimmt, denn es zeigt doch nur, daß 
der gesamte Zugang zu Umweltpolitik, zu den 
globalen Themen ein sehr, sehr seichter ist. Und 
wenn Sie sich dann heute der Reihe nach von der 
einen und der anderen Großpartei da herausstel­
len und die hehren Ziele der großkoalitionären 
Umweltpolitik darstellen und verteidigen wollen 
und uns auch noch weismachen wollen, daß es 
beispielweise nachhaltige Nutzung der Primär­
wälder gibt, dann kann ich das nur noch als den 
Gipfel der Verlogenheit bezeichnen. So viel 
Scheinheiligkeit in dem Bereich ökologisches En­
gagement, wie Sie in dieser Sache an den Tag ge­
legt haben, muß man sonst wirklich suchen. 

Und ich möchte nur ein paar Bemerkungen vor 
allem zu den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Kaiser machen bezüglich dieser irren Vorstellung, 
daß es eine nachhaltige Nutzung der tropischen 
Regenwälder gibt. Ja, es gibt sie, aber die einzige 
Form der nachhaltigen Nutzung der tropischen 
Regenwälder ist die, daß die Eingeborenen, die in 
den tropischen Regenwäldern und um sie herum 
leben, diesen Lebensraum so gestalten, daß es kei­
ne gravierenden Eingriffe gibt. Das heißt, daß sie 
in den verschiedenen Saisonen eine Fruchtabfol­
ge anbauen, die sie für ihren Lebensbedarf in An­
spruch nehmen können, ohne daß das wirklich 
einschneidende Veränderungen für die Vegeta­
tion, für die Artenvielfalt und für den Wald in 
seiner Gesamtheit bedeutet. 

Und jetzt kommen Sie und sagen: Na ja, wir 
haben das ja alles gesehen, da gibt es ein paar 
Techniker, die uns aufgeklärt haben, wie das 
läuft. Und ich frage Sie wirklich noch einmal, ob 
Sie mit verbundenen Augen durch diesen tropi­
schen Regenwald gefahren sind, denn das ist für 
mich die einzige Erklärung. Jeder, der schon ein­
mal dort war und gesehen hat, wie eine Schneise 
geschlagen wird, nur um einen einzigen Baum 
herauszuholen - ich spreche jetzt noch nicht von 
der Brandrodung und von den wüsten Zerstörun­
gen der gesamten Flächen des Regenwaldes, ich 
spreche davon, daß einzelne Bäume, und zwar für 
die Nutzung von Edelhölzern, ganz gezielt aus 
dem Regenwald herausgeholt werden, und zwar 
angeblich mit einer schonenden Methode 
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weiß, daß das meterbreite Schneisen sind, weil es 
anders nicht möglich ist, und allein hier ist der 
Grad der Zerstörung schon äußerst bedenklich. 
Und die Folge davon - das haben alle Studien 
bewiesen - ist, daß dann, in den nächsten Jahren, 
je nachdem, das ist ganz verschieden, in welchem 
Zeitraum, der Rest des Regenwaldes auch gerodet 
und in Ackerland umgewandelt wird, vielleicht, 
wie Sie meinen, auch mit anderen Holzarten wie­
derbepflanzt wird. Aber dann dürfen Sie wirklich 
nicht wieder so scheinheilig vom Regenwald, vom 
tropischen Regenwald, von den Primärwäldern 
sprechen. Denn das sind dann entweder ange­
pflanzte Plantagen, oder es werden Wälder ähn­
lich wie bei uns wieder aufgeforstet. 

Aber es ist eindeutig klar, daß man Primärwäl­
der nicht nachhaltig bewirtschaften kann, also das 
möchte ich noch einmal festgehalten haben (Bei­
fall bei den Grünen), es sei denn, Sie wären end­
lich bereit, zu akzeptieren, daß es die indigenen 
Völker können und daß man daher auch ihren 
Lebensraum schützen muß, anstatt einer moder­
nistischen Entwicklungstheorie anzuhängen, die 
sagt, na ja, da gibt es halt ein paar tausend indige­
ne Völker, das ist zwar recht schön, wie sie da 
leben, und eigentlich gefällt uns das, aber in 
Wirklichkeit ist doch die Frage: Wie soll man Mil­
lionen von Menschen in Indonesien und Malaysia 
ernähren? 

Es stimmt schon, daß sich diese Frage stellt, 
aber man kann doch auch dort nicht die Interes­
sengruppen gegeneinander ausspielen. Man kann 
dort auch nicht die Slumbewohner in den Groß­
städten, die es aufgrund der wirtschaftlichen, so­
zialen und politischen Struktur gibt, gegen die in­
digene Bevölkerung im Regenwald ausspielen 
und dann sagen: Da das halt nicht anders geht, 
müssen wir denen den Lebensraum wegnehmen, 
und dann werden die anderen mehr haben. Denn 
- das weiß man nämlich in der Zwischenzeit 
ganz genau - das hat Auswirkungen, die uns alle 
betreffen, jetzt schon, und diese werden uns in 
einem viel, viel größeren Ausmaß in Zukunft be­
treffen. 

Und auch eines ist ganz klar: Wir haben nie 
diesen neokolonialistischen Standpunkt vertre­
ten, indem wir gesagt haben: Wir kommen jetzt 
und sagen, wie das geht, wir wissen, wie das Auf­
forsten geht, wir wissen, wie die Projekte ausse­
hen sollen. Wir versuchen, die Interessen jener 
Gruppen und Bevölkerungsschichten zu vertre­
ten, die in diesen Ländern leben und keine Stim­
me haben. Das sind die schon erwähnten indige­
nen Völker, das sind aber auch Umweltschutz­
gruppen, engagierte Konsumentenschutzgrup­
pen, die schon längst darauf aufmerksam machen, 
was es heißt. wenn dieser Wahnsinn fortgesetzt 
wird. Und wir versuchen nur, hineinzuhören, 
welche die Vorschläge von diesen Menschen, die 

sich damit befassen, sind. Wie wollen sie ihren 
Lebensraum gestaltet haben? Welche Art der 
Nutzung und Bewirtschaftung schlagen sie vor? 
Es geht ja nicht darum, daß man sagt, das soU 
total unberührt bleiben. Und es gibt Formen, wie 
ich schon gesagt habe, die vor allem lokal organi­
siert sein sollten, eine lokale Wirtschaft forcieren 
sollten. 

Aber es geht nicht, daß man kommt und sagt: 
Na ja, ihr braucht mehr Industrialisierung, des­
halb muß halt der Wald zuerst abgeholzt werden, 
dann verkaufen wir das Holz, übrig bleiben wer­
den riesige Flächen, die man dann für Rinder­
zucht oder ähnliches verwenden kann. Wir wissen 
alle, daß das in ein paar Jahren zuerst Verstep­
pung und dann quasi Verwüstung bedeutet. Die 
Folgen wie etwa Bodenerosion sind ja hinlänglich 
bekannt. 

Daher glauben wir, daß wir in den letzten zwei 
Tagen auch die richtige Methode gewählt haben, 
obwohl es Ihnen enorm schwergefallen ist, einen 
Tag und eine Nacht für. die grundlegenden Inter­
essen, die heute das Uberleben für viele Men­
schen und das Überleben der Erde von morgen 
bedeuten können, zu opfern. Dafür haben Sie 
vielleicht einen Tag und eine Nacht opfern müs­
sen, und das ist Ihnen so schwergefallen, daß Sie 
uns vorwerfen, daß wir die Demokratie in Frage 
stellen. Also das ist ja wohl wirklich das Lächer­
lichste. (Beifall bei den Grünen. - Abg. Dr. Bar -
te n s t ein: Lächerlich machen, nicht in Frage 
stellen.') Nein, nein, Herr Kollege, genau das ist 
der Punkt. 

Wir nehmen diese Frage und auch diese Men­
schen sehr ernst - tagtäglich vesuchen wir, mit 
ihnen in Kontakt zu treten und mit ihnen zu spre­
chen. Und die Tatsache, daß Herr Bischof Kräut­
ler heute gekommen ist, um uns auch wieder zu 
zeigen, wie wichtig es ist, mit der indigenen Be­
völkerung in Verbindung zu sein, mit ihr gemein­
sam zu arbeiten, Projekte zu ersinnen und sie 
dann auch durchzuführen, das ist doch nur ein 
Beweis dafür, daß der Weg, den uns diese Grup­
pen gewiesen haben und den wir bei uns zu gehen 
versuchen, der richtige ist, und nichts anderes. 
(BeifaLL bei den Grünen.) 

Wenn Sie sagen, wir würden so die Demokratie 
lächerlich machen, finde ich das schon etwas son­
derbar! Wir haben von Anfang an gesagt: Unser 
Ziel ist es, diesen Antrag neu zu verhandeln, alle 
Gegebenheiten noch einmal zu prüfen. Natürlich 
wäre es unser Wunsch, daß dieses Gesetz nicht 
zustande käme, aber uns ist natürlich klar, daß 
Sie die Mehrheit hier in diesem Hause haben und 
selbstverständlich dieses Gesetz beschließen kön­
nen, wenn Sie wollen. So wird es halt ein bißchen 
später dazu kommen, und wir wollten darauf auf­
merksam machen und nicht mehr. 
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Wenn Sie jetzt von Demokratie spechen und 
sagen, eine Minderheit versucht der Mehrheit et­
was zu diktieren, so ist das doch wirklich lächer­
lich. Das ist nicht der Sinn dieser Vorgangsweise! 

Meine Damen und Herren! ich meine auch. 
daß diese unsere Mittel wirklich angemessen wa­
ren. Bedenken Sie doch: Es gibt immer mehr und 
mehr Menschen, die die Dimension dieses Pro­
blems erkennen. Leider Gottes fehlt jedoch dieser 
Weitblick noch immer den meisten Mitgliedern 
dieses Hauses. Das tut mir wirklich weh, weil ich 
mir sage: Eine politisch verantwortliche Gruppe, 
die so kurzsichtig bei der Gesetzgebung handelt. 
kann nicht dem Wohle der eigenen Bevölkerung 
auch nicht dem Wohle des globalen Anspruches, 
der heutzutage auf dieser Erde eine ganz wichtige 
Rolle spielt, dienen. (Abg. Dr. K e pp e I -
m ii I L e r: Das heißt, ihr werdet nicht aufhören zu 
unterstellen.' ) 

Wir haben auch die Stimmen jener Menschen 
in diesen zwei Tagen vertreten, die nicht nur 
draußen vor dem Parlamentsgebäude demon­
striert haben, sondern die in ganz Österreich ihre 
Solidarität mit dem Regenwald und mit den be­
troffenen Menschen dieser Länder zum Ausdruck 
gebracht haben. Nicht sosehr mit uns haben sie 
ihre Solidarität gezeigt, denn wir betrachten uns 
nur als Vermittler. 

Wir betrachten es als unsere Verpflichtung, 
dieses Problembewußtsein, diese Betrachtungs­
weise in dieses Haus hereinzutragen. Wir werden 
nicht aufhören (Abg. Dr. K e pp e l m ü L l e r: Zu 
unterstellen!), in einer konsequenten Weise dafür 
einzutreten, daß man dieses Problem aus dem 
richtigen Blickwinkel betrachtet, daß dieser glo­
bale Ansatz nicht verlorengeht. Und wir werden 
nicht aufhören, uns dagegen zu verwahren, daß 
man Eigeninteressen - teilweise auch nationale 
Interessen - gegen globale und internationale In­
teressen auszuspielen versucht. (Beifall bei den 
Grünen. - NeuerLicher Zwischenruf des Abg. Dr. 
K e p p e L m ü L L e r.) 

Herr Kollege, Sie haben einmal schon geglaubt, 
und zwar in dieser ganzen Sache rund um die 
Hainburger Au, daß Ihr Weg der richtige Weg sei, 
so nach dem Motto: Man muß halt nur so lange 
betonieren, bis die Au zubetoniert ist. - Sie ha­
ben jedoch gesehen, was die Folge davon war: daß 
nämlich wir Grünen ins Parlament gewählt wur­
den. - Und ich hoffe, daß sich das auch in Zu­
kunft so auswirken wird. (Beifall bei den Grü­
nen.) 

In Wirklichkeit ist es ja Ihr Problem, daß Sie in 
der Zwischenzeit bemerken mußten, wie viele 
Menschen in Österreich diese unsere Betrach­
tungsweise für die richtige halten, und Sie haben 
auch gemerkt, daß Ihnen die Felle davonschwim­
men. Es ist auch wirklich schwer, verständlich zu 

machen, warum Sie dieses Gesetz so schnell ver­
abschiedet haben. Man halt sich halt geirrt, sagen 
Sie. - Also ich finde, das ist ja schon ein Einge­
ständnis einer Oberflächlichkeit und eines Unver­
ständnisses gerade in dieser Problematik. Und da­
her müssen Sie das jetzt zurücknehmen, weil das 
halt alles viel komplizierter ist, als man zunächst 
dachte. 

Das hat man ja in unserem Lande schon öfters 
von Politikern gehört, daß etwas "sehr kompli­
ziert" ist und daß man das nicht gleich erkennen 
konnte. - Aber jetzt hat man es erkannt, und 
jetzt wollen Sie das schnell "korrigieren", und da­
mit, so glauben Sie, sind einige Gemüter zufrie­
dengestellt. - So einfach ist das jedoch - leider 
Gottes - nicht. Sie werden sich noch darüber 
wundern, wie wenig einfach das ist. 

In unserem Selbständigen Antrag, den wir ein­
gebracht haben, treten wir für diese Kennzeich­
nungspflicht ein, eine Kennzeichnungspflicht. zu 
der wir mittlerweile in vielen Bereichen stehen, 
weil wir glauben. daß es für die Konsumentin und 
für den Konsumenten in Zukunft ganz, ganz 
wichtig sein wird, unterscheiden zu können, wo­
her ein Produkt kommt, wie es erzeugt worden 
ist, unter welchen sozialen, unter welchen politi­
schen Bedingungen, ob es in diesen Ländern 
Menschenrechtsverletzungen gibt oder nicht, und 
ähnliche Fragen. 

Dies alles sollte durch eine Kennzeichnungs­
pflicht bei vielen, vielen Produkten in Zukunft 
zum Ausdruck kommen, und dafür setzen wir uns 
ein. Daher glauben wir, daß es der richtige Weg 
ist - das wird uns sicherlich noch einige Male 
hier in diesem Hause beschäftigen -, diese Kenn­
zeichnungspflicht auszuweiten. 

Herr Kollege Jankowitsch, das halte ich über­
haupt für das Ärgste: Sie sind von Ihrer letzten 
Mission zurückgekommen und haben ein ganz 
groß angelegtes Interview im österreichischen 
Fernsehen gegeben, bei dem Sie für die Auswei­
tung der Kennzeichnungspflicht auf alle Holzar­
ten eingetreten sind. (Abg. Dr. Ja n k 0 w i t sc h: 
Leider war es nicht groß angelegt! Das ist Ihnen 
nur so vorgekommen.' - Abg. Dr. Ren 0 l d n e r: 
Er glaubt noch immer, daß er Staatssekretär ist.') 

Sie, Herr Abgeordneter Jankowisch, haben 
vielleicht gedacht, das ist wieder eine Methode, 
mit der man "Vorbildwirkung" in der EG oder 
sonstwo erzielen könne - vielleicht gibt es dann 
dort irgendwelche Privilegien oder Zugeständnis­
se. - Jedenfalls haben Sie auch da die falsche 
Methode angewendet, denn Sie dürften sich wie­
der nicht mit den Leuten aus Ihren eigenen Rei­
hen abgesprochen haben, denn zwei Tage oder 
eine Woche später war davon keine Rede mehr. 
Ich habe nichts mehr von diesem Ihren Vorschlag 
gehört, der allerdings jetzt von uns in Form eines 
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Antrages niedergeschrieben wurde und mit dem 
wir sicherlich auch in den nächsten Monaten ar­
gumentieren werden. 

Wir werden weiterhin in dieser Richtung aktiv 
sein, daß es nämlich zu einer Ausweitung der 
Kennzeichnungspflicht kommt: einerseits als 
Konsumenteninformation und andererseits zum 
Schutz von Produkten sowohl bei uns als auch in 
den Ländern Indonesien, Malaysia, Sibirien und 
so weiter. (Abg. Dr. J a n k 0 w i t s c h: Frau Abge­
ordnete, darf ich Sie etwas fragen: Was wäre, wenn 
man darüber verhandeln h'ürde mit anderen Staa­
[en? ) 

Selbstverständlich, Herr Kollege Jankowitsch! 
Vielleicht haben Sie heute nicht zugehört, aber 
ich habe ja den Vorschlag gemacht. Eine Reise in 
die Schweiz oder auch nach Holland wäre sogar 
billiger gekommen als Ihre Reise nach Indonesien 
und Malaysia. - Es sei denn, Sie wurden dort von 
der einheimischen Regierung eingeladen, und es 
ist das nicht auf Kosten der österreich ischen Steu­
erzahler gegangen. Das hätte dann wiederum eine 
andere Dimension. 

Es wäre wesentlich billiger gewesen, in die 
Schweiz zu fahren und mit Ihren Kollegen aus der 
Sozialdemokratie darüber zu beraten, mit denen 
ich übrigens im November vorigen Jahres eine 
sehr interessante Diskussion darüber geführt 
habe, wie die Schweiz eine ähnliche Regelung, 
wie wir sie damals bereits verabschiedet hatten, 
einführen könnte. Es gab dazu schon die Zustim­
mung von einem Drittel der Schweizer Abgeord­
neten. (Abg. Res c h: Aber.') 

Ich glaube nicht, daß es meine Aufgabe ist, die 
Sozialdemokraten in der Schweiz zu missionie­
ren. Das ist wohl, glaube ich, höchstens Ihre Auf­
gabe. Die Grünen in der Schweiz haben jedenfalls 
eine eindeutige Position hiezu bezogen; ich be­
trachte mich diesen viel näher als Ihren Kollegen 
in der Schweiz. (Beifall bei den Grünen.) 

Es geht ja aber um etwas ganz anderes, und das 
wollen Sie nicht wahrhaben, daß Sie nämlich die 
falsche Richtung eingeschlagen haben; wie üblich 
übrigens. Aufgrund einer Panikreaktion infolge 
des Drucks, der seitens der Holzwirtschaft, dann 
von angeblichen Partnern in Indonesien und Ma­
laysia gekommen ist, haben Sie gesagt: Jessas na, 
was passiert jetzt? Wir müssen sofort einen Knie­
fall machen! Das haben Sie auch getan - anstatt 
konsequent in einigen europäischen Ländern 
Lobbying zu betreiben, ein Lobbying, das späte­
stens nach einem Jahr zu Resultaten geführt hät­
te, das spätestens nach einem Jahr eine ähnliche 
Regelung in den Parlamenten der Schweiz, Hol­
lands und ähnlichen kleineren Staaten Europas 
zur Folge gehabt hätte. Das wäre möglich gewe­
sen! (Abg. Dr. Ja n k 0 w i t s c h: Auf Kosten der 
Arbeimehmerschaft wollen Sie Konfrontation be-

treiben.' Ohne Rücksicht auf Verluste! Das ist rei­
ner grüner Fundamentalismus!) Sie haben das 
nicht einmal probiert, Herr Kollege Jankowitsch. 
Tun Sie doch jetzt nicht so! Sie haben gesagt: Wir 
haben ein Gesetz verabschiedet, und irgendwer 
wird uns schon folgen. 

So einfach ist das nicht! Natürlich ist das eine 
schwierige Materie. Es gibt eine Vernetzung von 
österreichischen Umweltorganisationen, aber 
auch eine Vernetzung von Umweltorganisationen 
in ganz Europa. Es gibt ein Netz von engagierten 
Menschen in dieser Frage, die ähnlich denken 
und die ähnlich vorgehen. 

Natürlich ist es einfacher, eine Idee durchzuset­
zen beziehungsweise eine Idee an verschiedenen 
Orten zum selben Zeitpunkt sozusagen zur Wir­
kung zu bringen. Aber das kennen Sie doch nicht 
mehr! Vernetztes internationales solidarisches 
Denken ist der Sozialdemokratie in Österreich in 
den letzten 20 Jahren längst abhanden gekom­
men! Das ist ja Ihr Problem! (Beifall bei den Grü­
nen. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Erlauben Sie mir, zu diesem Irrglauben, daß 
ein Gütesiegel jetzt plötzlich alles aufwiegen kön­
ne, folgendes zu sagen: Wenn Sie jetzt wenigstens 
so ehrlich wären, zu sagen: Okay, wir sind in die 
Knie gegangen - nicht zum ersten- und wahr­
scheinlich nicht zum letztenmal -, wir haben ei­
ner Erpressung nachgegeben. das ist halt so bei 
uns in der österreichischen offiziellen Politik, und 
daher werden wir diese Regelung jetzt ersatzlos 
streichen. - Das wäre wenigstens ehrlich und 
konsequent gewesen, aber nein: Jetzt versuchen 
Sie, mit einem "Gütesiegel-Pickerl" den Leuten 
weiszumachen, daß das ja sozusagen ohnehin das 
gleiche ist, daß das sozusagen etwas ist, was ohne­
hin alles aufwiegen wird. - Das ist doch wieder 
Ausdruck einer Verlogenheit, die nie und nimmer 
von jenen Leuten, die mit dieser Sache zu tun 
haben, akzeptiert werden kann! Und dafür wer­
den Sie meiner Ansicht nach bestimmt die Rech­
nung präsentiert bekommen! 

Die Frage Menschenrechte wurde heute schon 
einige Male angesprochen; mein Vorredner hat 
von der Menschenrechtskonferenz, die in Wien 
stattfinden wird, gesprochen. (Abg. Dr. J a n k 0 -

w i 1 S eh: Was schlagen Sie vor? Vielleicht finden 
wir noch gemeinsames Terrain?) Ich frage mich, 
Herr Kollege Jankowitsch, welche Spiralen Sie 
drehen, welche Slalom läufe Sie wieder veranstal­
ten werden, um sich dort als "vorbildlich" in be­
zug auf die österreichische Menschenrechtspolitik 
präsentieren zu können. 

Das, was Sie heute verabschieden wollen, wi­
derspricht ja der Art von Menschenrechtspolitik, 
die eine konsequente sein sollte in Solidarität mit 
Unterdrückten, die eine konsequente sein sollte 
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den gefolterten und bedrohten Menschen gegen­
über. 

Sie werden wirklich Schwierigkeiten haben, bei 
der Menschenrechtskonferenz in Wien eine Au­
ßenpolitik, eine Außenhandelspolitik zu vertre­
ten, die solche Gesetzentwürfe beziehungsweise 
solche Gesetzesbeschlüsse zur Folge hat. 

Es wird Ihnen wahrscheinlich schwerfallen. vor 
allem den Vertreterinnen und Vertretern gerade 
dieser Völker, die auch nach Wien kommen wer­
den, den verschiedenen NGOs aus aller Welt ge­
genüber, zu erklären, wo das österreichische En­
gagement in dieser Frage bleibt. (Abg. Dr. Ja f1 -

k 0 w i t sc h: !eh habe Ihnen schon hundertmal er­
klärt, man kann Ilur in einem Dialog etwas errei­
chen.') 

Herr Kollege! Ich werde mich auch weiterhin 
konsequent für eine klare Linie in der Menschen­
rechtsfrage einsetzen, wenn es um Länder wie 
etwa Malaysia oder Indonesien geht, denn nur 
durch eine konsequente Haltung kann die Glaub­
würdigkeit eines kleinen Landes wie Österreich 
aufrechterhalten werden. (Abg. Dr. Ja n k 0 -

w i I S c h: Nur in einem Dialog auch mit unange­
nehmen Regierungen können Sie etwas erreichen!) 
Richtig, Herr Kollege lankowitsch! Wir haben 
auch überhaupt nichts gegen einen Dialog mit der 
indonesischen Regierung, wir haben auch nichts 
gegen einen Dialog mit der malaysischen Regie­
rung. 

Es ist jedoch kein Dialog, wenn jemand sagt: 
Wir zitieren sie zu uns, denn sonst gibt es über­
haupt keine Beziehungen mehr. - Sagen Sie 
doch gleich: Wir haben einer Erpressung nachge­
ben müssen, nichts anderes war möglich! 

Außerdem haben Sie überhaupt nicht versucht, 
vor her mit diesen Staaten Regelungen zu tref­
fen, sie darauf aufmerksam zu machen, daß das 
nicht gegen deren Politik gerichtet ist. (Abg. Dr. 
Ja n k 0 w i t sc h: Ich habe genug von Ihren Un­
terstellungen! Das ist eine wirklich niederträchtige 
An') 

Ich habe schon betont, Herr Kollege Janko­
witsch, daß man versuchen muß, Kompensations­
zahlungen zu leisten, daß man versuchen muß, 
alternative Projekte zu finanzieren, damit eben 
die Regenwälder nie h t abgeholzt werden. 
Selbstverständlich! Es ist klar, daß es nur so ge­
hen kann, daß der Norden einen großen finan­
ziellen Beitrag dazu leistet, damit diese Wälder 
erhalten bleiben! (Beifall bei den Grünen. - Abg. 
Dr. K e p p e l m Li LL e r: Reines GeschwafeL!) 

Jedoch zu sagen: Wir haben bestimmte Interes­
sen, und daher ist uns das alles Wurscht, was dort 
passiert!, ist schlimm. Ich brauche Ihnen hoffent­
lich nicht die Zahlen dazu zitieren, denn ich hof-

fe, daß Ihr Wissensstand in der Zwischenzeit we­
nigstens so ist, daß Sie wissen, daß pro Sekunde 
etliche Quadratkilometer Regenwald zerstört 
werden. (Abg. Dr. K e p pe Im ü LI er: Pro Minu­
te ein Fußballfeid!) 

Sehr gut! Eine Minute hat 60 Sekunden, also 
kommen wir auf die Größe eines Fußballfeldes. 
Sie wissen wohl besser als ich, wie groß das ist. 
(Abg. Dr. K e pp el müLL e r: Rechnen kann sie 
auch nicht!) 

Das Problem ist, daß das tagtäglich fortgesetzt 
wird, daß der Moment, in dem das gesamte Öko­
system kippen wird, nicht vorauszusehen ist; das 
kann schon in einigen Jahren der Fall sein. Das ist 
auch der Grund, warum man nicht warten und 
sagen kann: Wir werden diplomatische Beziehun­
gen aufnehmen, und wir werden schauen, ob wir 
die dort Regierenden, die massive Eigeninteres­
sen haben, nicht doch zur Einsicht bringen kön­
nen, und die werden dann vielleicht eine nachhal­
tige Bewirtschaftung durchsetzen, wobei wir ja 
bereits etliche Male hier dargelegt haben, daß es 
eine solche nicht geben kann, daß das nicht funk­
tionieren wird, wie Sie das den Leuten hier weis­
machen wollen. 

Meine Damen und Herren! Das ist auch der 
Grund, warum wir Grünen uns wenigstens einen 
Tag und eine Nacht lang hier sozusagen veraus­
gabt haben. Das ist selbstverständlich auch der 
Grund, warum wir diesem Antrag nicht unsere 
Zustimmung geben können, aber wir werden 
ganz sicher weiterarbeiten in diesem Bereich, und 
wir werden alles unternehmen, damit es wieder zu 
einer Änderung dieser Regelung kommt und wir 
vielleicht doch noch gemeinsam eine Ausweitung 
der Kennzeichnungspflicht erreichen. - Danke. 
(Beifall bei den Grünen.) 20.58 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Steinbauer. Ich erteile es ihm. 

20.59 

Abgeordneter Steinbauer (ÖVP): Frau Präsi­
dentin! Frau Bundesministerin! Herr Bundesmi­
nister! Meine Damen und Herren! Ich wollte 
mich eigentlich nicht mehr zu Wort melden, denn 
alle hier im Hause sind müde, es gab so "ermun­
ternde" Aufrufe wie, ich solle mich kurz fassen, 
der "Dampf" sei ohnehin heraußen, und so wei­
ter. Aber dann habe ich mir gedacht, ich bin es 
meinen Kollegen in den Regierungsfraktionen, 
ich bin es dem Herrn Bundesminister, den ich 
sehr schätze, doch schuldig, hier persönlich zu er­
klären, warum ich gegen dieses Gesetz stimme. 

Es war dies für mich kein einfacher Weg, es ist 
das etwas, was ich zunächst einmal mit dem Wort 
"Betroffenheit" bezeichnen möchte. Ich glaube, 
wir haben heute den Weg einer richtigen Um-
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weltpolitik verlassen, wir haben zweitens einen 
Handelskrieg verloren, und wir haben drittens 
viel Vertrauen bei vielen jungen Menschen ver­
spielt. Ich glaube, daß dies in den letzten zwei 
Tagen geschehen ist. (Beifall bei den Grünen.) 

Ich will hier keine schöne Rede halten, denn 
einiges hat mich in den letzten Wochen - rück­
blickend, wenn man in alte Akten schaut - fast 
angewidert: Angewidert hat mich der Schön­
schwätz, der zur Umweltpolitik, zur globalen 
Umweltpolitik, zu Menschenrechten, zur Ent­
wicklungspolitik und zu vielen damit verbunde­
nen Fragen in unseren Dokumenten und Reden 
"herausgedreht" wird - kilometerweise. Das ist 
nämlich der Punkt, warum wir bei vielen jungen 
Menschen Vertrauen verspielen, und das ist der 
Punkt, warum die Jungen uns hier im Parlament 
zunehmend mit großer Skepsis ansehen. 

Sie müssen sich einmal ansehen, was alles zu 
diesem Thema an Versprechungen, an schönen 
Sätzen, an wunderbaren Erklärungen von Öster­
reich, von führenden Politikern, von weniger füh­
renden Politikern gesagt wurde, vorgetragen wur­
de, versprochen wurde und noch in den letzten 
Wochen immer wieder versprochen wurde. 

Mir wurde vorige Woche bei einem Ausschuß 
über Entwicklungspolitik ein" Waldpapier" über­
reicht. Da stand gleich auf der ersten Seite der 
wunderbare Satz von der Harmonie von Mensch 
und Natur im Regenwald, im tropischen Wald. 
Bitte, solche Sätze können wir ganz einfach ver­
gessen! Sie entsprechen weder der Wirklichkeit 
noch unseren Absichten, unseren politischen Ab­
sichten. (Beifall bei den Grünen und Beifall des 
Abg. Mag. Gudenus.) Und ich glaube, daß viel von 
der Erbitterung, viel von der Emotion, die die 
letzten zwei Tage die Rednerinnen und Redner 
der Grünen zum Ausdruck gebracht haben, sei­
nen Sitz in diesem Schönschwätz hat, seinen Sitz 
in diesen Versprechungen hat. Denn was ist denn, 
auch für mich als Betroffenen, geschehen? 

Wir haben uns vor Rio groß und fein herausge­
putzt. Wir haben vor Rio in großer Eilfertigkeit 
und mit großer Energie Beschlüsse gefaßt. Wir 
haben dann, nach Rio, schon weniger zur Ver­
wirklichung gemacht, und wir haben vor allem 
noch im letzten Herbst, bitte, alle jene jungen 
Leute, die hier angefragt haben, gleichgültig, bei 
wem, getröstet, ihnen versichert, geschworen -
was immer Sie sich vorstellen können -, daß es 
so bleiben wird. Wir haben sie noch vor wenigen 
Wochen bei der Ansicht gelassen, daß es so wei­
tergehen wird und daß es nicht in Frage gestellt 
wird, und mir selbst hat man noch vor kurzem 
versichert: Am Kennzeichen wird nicht gerüttelt! 

Da taucht natürlich dann bei einem jungen 
Menschen die Frage auf: Welchen Stellenwert hat 
Politik, wenn fast 183 Abgeordnete vorigen Juli 

sagen, so geht's (Abg. Ingrid Ti c h y -
Sc h red er: Nicht alle 183!), und wenn dann auf 
einmal der Weg in die verkehrte Richtung genau­
so selbstverständlich eingeschlagen wird? (Beifall 
bei den Grünen und BeifaLL des Abg. Mag. Gude­
/ws. ) 

Ich frage mich: Was für eine Antwort geben wir 
den jungen Leuten? Ich bin in den letzten Wo­
chen selbst häufig anargumentiert und angelogen 
worden, von den veschiedensten Leuten, die mir 
versichert haben, es wäre GATT -widrig. Ich habe 
dann mühsam recherchiert. Es ist nicht GATT­
widrig! Eine Studie der niederländischen Regie­
rung, im Europaparlament publiziert, zählt genau 
die Artikel 3, Artikel 20 auf, die einschränkende 
Maßnahmen durchaus einseitig zulassen, wenn 
natürliche Ressourcen gefährdet sind. Sie lassen 
sogar nationale Maßnahmen zu. Der Artikel 36 
des EG-Vertrages, der Artikel 21, die EG-Ver­
ordnung 288, aufgezählt in der Studie der nieder­
ländischen Regierung, machen handelsbeschrän­
kende Maßnahmen zum Schutz der tropischen 
Regenwälder möglich. 

Man hat dann immer wieder auf die ITTO ver­
wiesen, man hat nur vergessen, dazuzusagen, daß 
die ITTO ja keine Organisation zum Schutz des 
Waldes ist, sondern eine Handelsorganisation, in 
erster Linie gegründet zum Verhökern des Stoffes 
Holz, eine Rohstofforganisation. 

Dann kamen die ersten Reisenden zurück und 
haben mir versichert, die rechtlichen Strukturen 
in den Ländern Malaysias seien so stabil, man 
könne sich darauf verlassen. Also bitte, wie im­
mer in Malaysia die rechtlichen Strukturen sein 
mögen, die Vorfälle in Sarawak sind bekannt. Die 
Weltbank hat 1991 Malaysia aufgefordert, die 
überdimensionierten Schlägerungen zurückzu­
nehmen, und noch im Dezember 1992 konnte 
man - das für alle jene, die in die rechtliche Sta­
bilität Malaysias so viel Vertrauen haben - lesen, 
wieviel Mühe es kostet, die Umtriebe der Sultane, 
ihrer Söhne, ihrer Familienmitglieder, "abzudre­
hen", denn es ging doch zu weit, als ein Golf junge 
beinahe erschlagen wurde, als man vom Helikop­
ter aus Leute gejagt hat und als man einen Chauf­
feur umgebracht hat. Das waren zumindest die 
Vorwürfe im Parlament von Malaysia. (Beifall bei 
den Grünen.) 

Auch wenn man das im Jänner im malaysischen 
Parlament zurechtgerückt hat (Abg. Dr. Re­
no l d n e r: Das ist dem Bartenstein egal!), ich fra­
ge mich, welche Rechtsstruktur ist in einem Lan­
de tatsächlich in Geltung gegenüber einem Holz­
stamm, wenn man einen Golf jungen beinahe tot­
schlagen kann? Da muß ja das Verhältnis zum 
Holz ein wesentlich lockereres sein als zu dem 
Mitmenschen, den gewisse privilegierte Schichten 
noch bis vor kurzem in Malaysia so behandeln 
konnten. 
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Man hat mir dann versichert, auch in Indone­
sien sei die Rechtsstruktur erträglich. Man hat na­
türlich bei den großen Besichtigungsfahrten man­
ches nicht gezeigt, nicht gezeigt etwa die Situation 
in Osttimor, nicht hingewiesen auf die Debatte, 
die in Deutschland geführt wird, die Entwick­
lungshilfe für Indonesien einzustellen, weil in 
Osttimor so konsequent Menschenrechtsverlet­
zungen begangen wurden. 

Mit anderen Worten: Ich bin beschwichtigt, be­
ruhigt und angelogen worden, und vielleicht ma­
che ich mir heute den Vorwurf, daß ich mich zu­
wenig dagegen gewehrt habe. 

Ein Zweites: Wir haben aber auch einen Han­
delskrieg verloren. Ich sage all jenen, die heute 
meinen, daß dies eine gute Entscheidung war, sie 
haben gleichzeitig einen Präzedenzfall ge.~chaffen 
(BeifaLL bei den Grünen). daß man den Osterrei­
chern nur mit dem entsprechenden "Bodycheck" 
kommen muß, und sie nehmen ihre nationalen 
Gesetze innerhalb von neun Monaten zurück. 
Man muß es nur massiv angehen! (Beifall bei den 
Grünen. - Abg. Ing. M ade r t h a n e r: Weil wir 
Arbeitsplätze brauchen.' Weil wir Arbeitsplätze ab­
sichern müssen!) Ich fürchte, daß der Präzedenz­
fall dieses Handelskrieges noch manche ermun­
tern wird. Es ist eine Einladung gewesen. 

Ich nenne ein Gegenbeispiel: Die Niederlande 
haben einen Importstopp verfügt, also bitte etwas 
wesentlich Massiveres als ein Kennzeichen, das 
nicht nur für indonesisches Tropenholz, sondern 
allgemein für Tropenholz gilt, und sie haben in 
Verhandlungen daraufhin eine bilaterale Kom­
mission erreicht, in der die Beziehungen in dieser 
Frage viel besser geregelt werden, verglichen mit 
dem, wie wir behandelt wurden. (Abg. Ing. M a -
der t h an e r: Wir brauchen sichere Arbeitsplät­
ze!) 

Ich fürchte nur - und ich bin vielleicht heute 
allein, ich bin vielleicht dumm, und man wird mir 
alles widerlegen -, daß unsere Delegation natür­
lich auch mit weißer Fahne "eingeritten" ist (Abg. 
Ing. M ade r t h an e r: Ihr hättet ja mitfahren 
können!) und dadurch den "Bodycheck" gegen­
über den Österreichern ermöglicht beziehungs­
weise zu diesem ermuntert hat. (Beifall bei den 
Grünen und Beifall des Abg. Mag. Gudenus.) 

Wir haben einen Handelskrieg verloren, aber 
- ein Letztes - wir haben auch viel vom Ver­
trauen bei der Jugend verspielt. Ich bitte Sie, mit 
jüngeren Leuten zu reden (Zwischenruf des Abg. 
EI m eck er), und Sie werden auf einmal mer­
ken, daß die Jüngeren eine hohe Sensibilität ge­
genüber dieser sich abzeichnenden globalen Ent­
wicklung haben. (Abg. 5 c h mi d t me i er: Hast 
du geglaubt, mit dem Pickerl retten wir den Regen­
wald?) Schmidtmeier, laß mich ausreden! Schau, 
ich bin ohnehin allein! Schmidtmeier, ich bin oh-

nehin allein, laß mich wenigstens ausreden! (Abg. 
5 c h m i d tm eie r: Ja!) 

Die Menschenrechte der Ureinwohner seien, 
wie einer mir eher von oben herab sagte, für 
Menschen mit "niederer Zivilisationsstufe" . Und 
diesem, der mir das sagte von den eingeborenen 
Ureinwohnern, von den Menschen der "niederen 
Zivilisationsstufe" , will ich nur ein einfaches Bei­
spiel aus "Business Week" vor drei Wochen ent­
gegenhalten: Ein amerikanischer Pharmakonzern 
- nicht einmal ein Konzern, eine Firma - hat 
eine überdimensionierte Trefferquote. Sie be­
schränken sich auf 75 Fälle pro Jahr und nehmen 
zu gewissen Krankheiten zuerst Analysen in ih­
rem Labor vor, was chemisch fehlen würde. Sie 
setzen sich dann in Kontakt mit Wunderdokto­
ren, Medizinmännern oder mit, wie man von 
oben herab sagt, Menschen der "niederen Zivili­
sationsstufe" und schildern diesen das Krank­
heitsbild. Nach einiger Zeit kommen diese Medi­
zinmänner aus dem Wald zurück mit Pflanzen, 
die in der Firma wiederum analysiert werden. Die 
Trefferquote der Firma ist überdimensioniert, 
denn auf einmal passen die chemische Analyse 
ihrer Labors und das, was der Medizinmann zu­
rückbringt, zusammen und bewirken diese hohe 
Trefferquote. 

Ich sage nur: Die Menschen der "niederen Zivi­
lisationsstufe" wissen vielleicht mehr vom Leben 
als jene, die sich gerade als Europäer in Bosnien 
und Herzegowina aufführen, als ob dort die nie­
derste Zivilisationsstufe erreicht worden wäre. 
(Beifall bei den Grünen sowie den Abgeordneten 
Mag. Posch und Mag. Gudenus) In meinen Augen 
sind diese Ureinwohner weitaus zukunftsträchti­
ger als die "guten" Europäer, die gerade im ehe­
maligen Jugoslawien Dörfer und Städte zertrüm­
mern. (Beifall bei den Grünen sowie den Abgeord­
neten Mag. Posch und Mag. Gudenus.J Ich weiß 
nicht, ob hier nicht doch die höhere Zivilisations­
form bei jenen zu finden ist, die angeblich als Ur­
einwohner mehr oder weniger eine quantite negli­
geable sind. 

Ich glaube, daß wir - und deswegen ärgert es 
mich - auf dem richtigen Weg waren. Natürlich 
ist dieses Österreich ein kleines Land, aber es ist 
gleichzeitig auch ein großes Industrieland in der 
Reihe der Industrieländer. Und vielleicht hätte 
man, wie in vielen Fragen der Umweltpolitik, mit 
ein bißchen Geduld, mit ein bißchen Gelassenheit 
nicht nach einem halben Jahr aufgeben sollen, 
sondern noch ein bißchen Investition in einen zu­
kunftssicheren Weg versuchen sollen. 

Denn eines hat mich betroffen gemacht: die in­
ternationale Debatte über den Regenwald. Ich 
habe das als Städter vor einigen Jahren gar nicht 
so dramatisch gesehen, aber diese internationale 
Debatte über den Regenwald stellt die Frage, ob 
der Regenwald im Jahr 2040 oder 2050 ver-
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schwunden sein wird. Es geht nur mehr um die 
nächsten 45 oder 55 Jahre, und dann ist es soweit, 
daß wir in die Lunge dieses Globus. daß wir die 
Biovielfalt dieser Welt, daß wir ein wesentliches 
Urstück dieses Globus nicht mehr finden und nur 
Restbestände in den botanischen Gärten ausstel­
len können. 

Und da frage ich mich, ob wir nicht mit ein 
bißchen Anstrengung heute. ob wir nicht mit ein 
bißchen Gelassenheit und Mut im Verfolgen der 
Ziele vom vorigen Juni einen wirklich vernünfti­
gen Beitrag - nicht nur für Österreich. nicht nur 
für nächste Generationen, sondern auch für viele 
Linder der dritten Welt - geleistet hätten, ob 
uns hier nicht im Juni ein erster Schritt gelungen 
ist, den wir heute leider wieder rückgängig ma­
chen. 

Und deswegen muß ich - und ich bitte meine 
Freunde um Verständnis (Abg. Dr. Bar t e n -
sie in: Du hast es!) - dagegen stimmen. (Abg. 
5 c h m i d t me i er: Wir werden es aushalten.') 
Ich glaube wirklich, wir waren auf dem richtigen 
Weg, und wir haben uns abschrecken lassen. Der 
Schmidtmeier wird es aushalten, ob es seine En­
kel noch aushalten, ist eine offene Frage. - Das 
ist eine offene Frage! (Beifall bei den Grünen und 
Beifall des Abg. Mag. Gudenus.J 21.15 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Herr Bundes­
minister Schüssel hat sich zu Wort gemeldet. Ich 
erteile es ihm. 

21.15 
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen­

heiten Dr. Schüssel: Hohes Parlament! Frau Prä­
sidentin! Ich habe mich absichtlich nach meinem 
ParteikolLegen Heribert Steinbauer zu Wort ge­
meldet, weil ich glaube, daß ich auch einiges zu 
diesem Thema sagen sollte, und weil mich eigent­
lich auch manches gestört hat an seiner Argumen­
tation. Ich will das überhaupt nicht verschweigen. 

Ich finde es eigentlich merkwürdig, daß jemand 
hierherkommt und andere des Heuchlerturns 
zichtigt, die in einer Regierungsdelegation mitge­
fahren sind, nämlich die Kollegen Jankowitsch, 
Lukesch, Svihalek und Kaiser, und die sich dort 
die Sache, glaube ich, nicht einfach gemacht ha­
ben. Er wirft ihnen mehr oder weniger vor, weg­
geschaut zu haben - der gleiche Heribert Stein­
bauer, der gebeten wurde, an dieser Delegation 
teilzunehmen. Das empfinde ich wirklich als un­
fair, Herr Abgeordneter! (Rufe bei der SPÖ: Oh.') 
Ich muß das hit:.r deutlich sagen! (B..eifall bei Ab­
geordneten der OVP und bei der 5PO.) 

Jede Kritik ist zulässig, aber zuerst ablehnen, 
dabei zu sein, und dann die Kollegen mehr oder 
weniger zu bezichtigen, weggeschaut zu haben, ist 
einfach Ihres Formats nicht wert! (Zwischenrufe 
bei den Grünen.) 

Ein zweiter Untergriff - und ich möchte das 
hier auch sehr deutlich sagen . .. (Anhaltende 
Zwischenrufe bei den Grünen.) Ist es erlaubt, wei­
terzureden, Frau Abgeordnete? - Danke schön! 
Ich bin genauso frei, meine Meinung hier sagen 
zu dürfen, Frau Abgeordnete. Oder gilt das Rede­
recht nicht auch für Regierungsmitglieder? (Bei­
fall bei ÖVP und 5PÖ. - Abg. Dr. K e pp e l -
müLL e r: Nur für die Grünen!) 

Ich möchte hier etwas ganz deutlich sagen: Ich 
empfinde es als einen ungeheuren Untergriff, den 
Eindruck zu erwecken, als ob diejenigen Parla­
mentarier, die heute für die Abschaffung des Tro­
penholzpickerls stimmen, die gleichen sind oder 
inhaltlich, gedanklich diejenigen sind, die in Bos­
nien für einen Schießbefehl auf Menschen eintre­
ten! (Beifall bei ÖVP und 5PÖ. - Abg. 5 t ein­
bau e r: Das habe ich auch nicht gesagt.') Nein? 
Der Eindruck wurde vermittelt, Herr Abgeordne­
ter! Ganz sicher! (Abg. Mag. Marijana 
G ra nd i 1 s: 50 etwas von unfair! - Abg. 
5 t ein ball e r: Das habe ich nicht gesagt.' Tat­
sächliche Berichtigung.') Das ist, bitte, überhaupt 
keine Parallelität, die zulässig ist. Ich möchte das 
hier deutlich sagen. 

Diejenigen, die sich heute der Frage stellen, ob 
der Weg, der vor neun Monaten eingeschlagen 
worden ist, richtig ist, meinen es genau so ehrlich 
wie die Kritiker dieses Wegs und dieses Beschlus­
ses. Ich möchte daher ganz deutlich etwas außer 
Streit stellen: Alle, die heute hier im Haus sind 
und ihre Worte wählen, sind ganz sicher dafür, 
daß der Regenwald erhalten bleibt (Abg. Monika 
La n g l hai er: Das ist überhaupt nicht wahr!), 
soweit es geht. Die Frage ist, ob das vor neun 
Monaten gewählte Instrument richtig gewesen ist. 
Die Frage muß doch zulässig sein. 

Und es ist nachweislich so, daß durch dieses 
Gesetz kein einziger Baum gerettet wurde, daß 
aber eine ganze Reihe von schweren wirtschaftli­
chen Schäden für Österreich befürchtet werden 
mußte. Es ist ganz klar, daß seither kein Land 
unserem Beispiel gefolgt ist, und es ist ebenso 
klar, daß Tausende österreichische Arbeitsplätze 
ohne Notwendigkeit gefahrdet worden sind. -
Das ist der Punkt. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. -
Zwischenrufe bei den Grünen.) 

Ich stehe auch gar nicht an, zu bekennen, daß 
vor neun Monaten - obwohl ich, das weiß jeder 
hier, diesbezüglich immer eine andere Meinung 
vertreten habe - die Sache vielleicht etwas an­
ders ausgesehen hat. Da bestand vor dem Gipfel 
in Rio tatsächlich die Chance, daß andere Länder 
diesem Beispiel folgen, daß es zu einer multilate­
ralen Lösung kommt. Nur, bitte, heute muß man 
doch ganz klar einbekennen: Diese Hoffnung war 
eben trügerisch. 
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Und ich sage auch ganz trocken: Das Tropen­
holzpickerl war ein Fehlerl Und es ist nicht wahr, 
lieber Heribert Steinbauer , daß es GATT -kon­
form ist und daß es nicht problematisch in der 
Sache gewesen ist. Ich habe die Protokolle noch 
einmal nachgelesen. Die damaligen Befürworter 
- und es waren vor allem die Grünen, die das 
ganz offen ausgesprochen haben - haben dezi­
diert erklärt, ein 70prozentiger Zoll komme de 
facto einem Importstopp gleich. 

Die Frau Abgeordnete Petrovic hat wörtlich er­
klärt, daß in Hinkunft davon ausgegangen werden 
muß, daß Umweltschutzorganisationen und an­
dere natürlich zu einem Kaufboykott aufrufen 
werden. Und es ist doch vollkommen klar, daß 
betroffene Länder das nicht einfach zur Kenntnis 
nehmen, daß sie sich auch dagegen wehren. Es 
waren ja nicht sie, die angefangen haben mit der­
artigen einseitigen Maßnahmen, wir waren es, die 
im Gegensatz zur Erklärung von Rio, wo sich alle 
Teilnehmerstaaten verpflichtet haben, bis zum 
Jahr 2000 einen Stand-still einzuhalten, also kei­
ne einseitigen Maßnahmen zu ergreifen, stehen. 

Wir können uns doch nicht darüber aufregen, 
wenn die betroffenen Länder sich jetzt dagegen 
wehren. (Abg. Dr. Ren 0 I d ne r: Die Länder 
oder ihre Diktatoren. Herr Kollege?) Herr Abge­
ordneter! Sind Indien, Thailand, Singapur, Philip­
pinen, Indonesien, Malaysia, südamerikanische 
Staaten alles Diktaturen? Mit welchem Recht ma­
ßen Sie sich denn eine derart pauschalierende 
Stellungnahme an? (Abg. Monika La n g -
t h aLe r: Lesen Sie die Amnesly-International-Be­
richte!) 

Ein weiterer Punkt: Es ist so, daß die Maßnah­
me, die wir gesetzt haben, von den Ländern als 
diskriminierend empfunden wurde. (Abg. Dr. 
Ren 0 L d n er: Das ist eine Unverschämtheit und 
eine Unterstellung.') Also bitte, das ist eine Fak­
tenfeststellung, Herr Abgeordneter. Die betroffe­
nen Länder haben sie als Diskriminierung emp­
funden, und Sie haben es ja selbst auch in Ihren 
Reden vor neun Monaten erklärt, was das eigent­
liche Ziel ist: nämlich administrativ einen Import­
stopp herbeizuführen. Das muß man doch einbe­
kennen. Die betroffenen Länder haben sich dage­
gen gewehrt und Gegenmaßnahmen ergriffen, 
und diese Gegenmaßnahmen hätten uns enorm 
getroffen. (Zwischenruf der Abg. Monika L an g -
t ha L e r.) 

Nächster Punkt: Ich möchte Ihnen etwas ganz 
deutlich sagen, meine Damen und Herren: Ich 
habe meine Meinung hier niemals geändert und 
auch nicht ändern müssen. Ich habe zu einer Zeit 
- das werden Sie durchaus zugeben -, zu der es 
nicht sehr populär gewesen ist, gegen diese Maß­
nahmen plädiert, weil ich glaubte, daß man damit 
keine positive ökologische Wirkung erreichen 

kann und man damit der Sache selbst keinen gu­
ten Dienst erweist. 

Ich habe aber immerhin mit einer freiwilligen 
Selbstbeschränkung gemeinsam mit der österrei­
chischen Holzwirtschaft erreicht, daß wir von 
über 50 000 t Jahresimportmenge auf ein Drittel 
heruntergekommen sind. Das hat viel besser ge­
wirkt als alle verbalen Bekundungen. Das hat tat­
sächlich, ohne daß es eine große Aufregung gege­
ben hat, etwas bewirkt, nämlich daß unsere Im­
porte zurückgegangen sind. 

Was jetzt allerdings notwendig ist - ich gebe 
offen zu, daß das natürlich eine unschöne Optik 
ist -, ist, daß wir einen Schritt zurückgehen müs­
sen von einem Alleingang, der ökologisch und 
wirtschaftlich nichts gebracht hat, damit wir wie­
der einen Schritt nach vorne gehen können zu 
einer Gesamtlösung mit anderen Ländern, mit 
den betroffenen Ländern. damit es wirklich eine 
Lösung geben kann. 

Noch ein Satz zum Schluß: Eine Lehre sollte 
für uns aber auch daraus zu ziehen sein: daß wir 
Lösungen anstreben sollten und nicht reine Sym­
bolhandlungen. Das Tropenholzpickerl war eine 
- vielleicht gutgemeinte - symbolische Haltung 
beziehungsweise Handlung. Ich glaube, wir soll­
ten lieber echte Lösungen anpeilen. Das Gütesie­
gel und die Bemühungen, bei der internationalen 
Tropenholzorganisation die nachhaltige Nutzung 
und die Waldschutzprojekte zu fördern, sind, 
glaube ich, echte Lösungen, und denen sollten wir 
verpflichtet sein. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.J 21.22 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu einer tat­
sächlichen Berichtigung hat sich Herr Abgeord­
neter Steinbauer gemeldet. Ich erteile ihm das 
Wort. 

21.23 
Abgeordneter Steinbauer (ÖVP): Herr Bun­

desminister! Du verstehst, daß ich dieses Mißver­
ständnis nicht im Raum stehenlassen möchte. Ich 
habe sicher nicht gesagt, daß hier jemand Schieß­
befehl und indigenous people verglichen hat, son­
dern ich habe gesagt, es wurde - und das ge­
schieht ja leider sehr häufig - hinsichtlich der 
Ureinwohner das Wort von Menschen niederster 
Zivilisationsstufe verwendet. 

Ich meinerseits habe gesagt, solange Europäer 
nicht unweit von uns einander umbringen, ist für 
mich die niederste Zivilisationsstufe doch woan­
ders angesiedelt und wir sollen es uns mit diesen 
indigenous people - Indianer, Pygmäen - mit 
scheinbar niederster Zivilisationsstufe nicht zu 
einfach machen, und habe auf die Medizinmän­
ner, Wundermänner verwiesen. Ich habe also den 
Vergleich, den du mir vorgeworfen hast, über­
haupt nicht im Sinn gehabt und auch nicht ausge­
sprochen, wie man es im Protokoll wird nachlesen 
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können. (Beifall bei Abgeordneten der ÖVP. bei 
den Grünen sowie den Abgeordneten Mag. Posch 
und Moser.) 21.24 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Keppelmüller. Ich erteile es ihm. 

21.24 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Keppelmüller 
(SPÖ): Frau Bundesministerin! Herr Bundesmi­
nister! Frau Präsidentin! Meine Damen und Her­
ren! In der heutigen Diskussion waren auch sei­
tens der Opposition einige Beispiele enthalten, 
wie man sich, auch wenn man eine andere Mei­
nung hat, durchaus sachlich mit einem Thema 
auseinandersetzen kann. Ich meine insbesondere 
die Wortmeldung des Kollegen Bartenstein, aber 
auch jene - sozusagen vom Koalitionspartner -
des Kollegen Steinbauer. Mich hat sie nicht so 
sehr betroffen gemacht, weil ich bei ihm doch den 
Eindruck gehabt habe, daß dahinter sehr viel 
Herz und Nachdenken und Engagement stehen, 
und ich habe auch nicht den Eindruck gehabt, 
daß er auf die, die eine andere Meinung haben, 
Schmutzkübel ausgießt oder daß er sie verurteilt, 
weil sie nicht seiner Meinung sind. 

Genau das haben wir aber bei allen Wortmel­
dungen der Grünen gehabt. Nicht nur, daß sie 
hier vom Pult aus die Schmutzkübel über uns 
ausgießen und bei Presseaussendungen und 
grundsätzlich der Meinung sind, daß sie die Weis­
heit gepachtet haben, kommt noch dazu, daß sie 
auch hier im Haus immer wieder eine ganz beson­
dere Diskussionskultur zeigen. Zwischenrufe sind 
etwas Würziges, werden immer wieder gemacht, 
aber die Grünen hängen immer wie in der Mup­
pet-Show über ihren Bänken und plärren in 
Gruppe auf den jeweiligen Redner herunter. 
(Heiterkeit und Beifall bei SPÖ und ÖVP. - Abg. 
Hai ger m 0 s e r: Von der Seite habe ich sie noch 
nie betrachtet.') Sie selbst verlangen, daß man ih­
nen zuhört, aber sie sind enorm empfindlich, 
wenn sie selbst betroffen sind. Es fällt einem 
schwer, den ersten Preis zu vergeben. Ich meine 
aber doch, daß man ihn dem Kollegen Voggenhu­
ber mit knappem Abstand zuerkennen müßte. 

Meine Damen und Herren! Es gab jetzt im 
Grunde genommen - Gott sei Dank - nach den 
vielen Stunden Rede über Jute eine, glaube ich, 
zumindest von Teilen recht hochstehend geführte 
und auch recht interessante Diskussion. Es hat 
etwa Kollege Kaiser, der natürlich von den Grü­
nen wieder als Lobbyist der Landwirtschaft ver­
teufelt werden wird, sehr Interessantes berichtet. 
Wenn man sich mit den Delegationsberichten 
und darüber hinaus mit verschiedenen Informa­
tionen beschäftigt oder, so wie ich. selbst privat 
vier Wochen dort war, dann merkt man eben, daß 
die Situation bei weitem nicht so schwarzweißge-

malt werden kann, wie uns das die Grünen dar­
stellen. 

Das wird mit unterschiedlicher Intelligenz ge­
macht. Wir haben die Palette vom Kollegen Re­
noldner bis zur Kollegin Langthaler, die das si­
cherlich mit einer ganz ausgezeichneten Perfidie 
macht. Ich möchte an einem Beispiel zeigen - sie 
macht das immer wieder -, wie man durch Weg­
lassen oder durch Bringen von Teilsätzen etwas 
ganz anders darstellen kann. 

Sie hat Herrn Elliot vom World Wildlife Fund 
zitiert, hat aber vergessen, dazuzusagen, daß EI­
liot zwar - vielleicht irrt er da, ich schätze das 
anders ein. man kann aber darüber diskutieren -
gemeint hat, daß das Gesetz bleiben sollte, daß er 
aber dann in einer Presseaussendung davon 
spricht, daß man es auf ein Jahr sistieren sollte. 
Das hat die Kollegin Langthaler vergessen. Elliot 
hat also auch Bauchweh gehabt. 

Da die Grünen auch Indonesien so rundweg als 
Verbrecherland mit niedersten Instinkten abqua­
lifizieren, möchte ich darauf hinweisen, daß im 
selben Papier - das zitiert die Kollegin Langtha­
ler natürlich auch nicht - geschrieben wird: 

"Das Argument, daß Österreich mit diesem 
Gesetz den internationalen Handel einseitig tor­
pediert, ist schlichtweg falsch." Und jetzt hören 
Sie bitte zu: "Selbst in Tropenwaldländern wie 
Thailand und Indonesien gibt es entsprechende 
Gesetze." - Das wird natürlich nicht ewähnt, 
aber das ist doch ein Unterschied. 

Der World Wildlife Fund ist für mich eine 
ernstzunehmende Organisation. Elliot verweist 
sogar darauf, daß er ständige und verhältnismäßig 
gute Kontakte zu den Regierungen von Indone­
sien und Malaysia unterhält. Dieser Mann hat er­
kannt, daß er nur dann etwas bewegen kann, 
wenn eine Gesprächsbasis da ist. Aber unsere 
Grünen meinen, wir sollen diese Gesprächsbasis 
zerstören, wir brauchen das nicht und können 
dann unheimlich viel für den Tropenwald bewe­
gen. 

Symptomatisch für diese Einstellung der Grü­
nen ist auch: Als Kollege Bartenstein berichtet 
hat, daß es bereits sehr deutliche Anzeichen gibt, 
daß die Restriktionen wieder aufgehoben werden, 
da gab es Gelächter bei den Grünen. Verständ­
lich. Arbeitsplätze in Österreich sind offensicht­
lich für die Grünen eher uninteressant. Das sieht 
man auch aus den Anträgen, die die Grünen ge­
steilt haben: Strafen, Exportförderungsverbot für 
die Betriebe, die es gewagt haben, uns gegen die 
Meinung der Grünen Briefe zu schreiben und uns 
ihre zum Teil verzweifelte Situation darzustellen. 
- Völlig uninteressant! Unsere Kolleg~n sind si­
cher der Auffassung, wir werden in Osterreich 
künftig von der Dienstleistung leben. Ich nehme 

108. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)58 von 83

www.parlament.gv.at



12772 Nationalrat XVIII. GP - 108. Sitzung - 12. März 1993 

Dipl.-Ing. Dr. Keppelmüller 

an, daß sie alle zum Großteil in relativ gesicher­
ten Positionen sind, in die sie nach einem Aufent­
halt hier im Parlament wieder zurückkehren kön­
nen. (Abg. Dr. Bar t e n s te i n: Diese Annahme 
dürfte stimmen.') Da kann man dann leicht so et­
was sagen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 
ja schon deutlich gesagt worden: Auch wenn uns 
unterstellt wird - wieder von einer Seite -, daß 
wir böswillig sind - ich glaube, ich bin sogar als 
"Tropenwaldkiller" bezeichnet worden -: Neh­
men Sie zur Kenntnis. daß wir uns genauso schon 
seit vielen Jahren Gedanken machen über diesen 
Tropenwald - nicht nur um diesen - und daß 
wir uns bemühen und nach Lösungen suchen, daß 
wir aber zugegebenermaßen in der Euhporie vor 
Rio hier einem politischen Trugschluß aufgeses­
sen sind, in den wir auch etwas hineingejagt wor­
den sind. 

Es haben uns verschiedene Informationen ge­
fehlt, während wir andere Informationen in 
Überfülle gehabt haben. Wir sind auch ein biß­
ehen der Euphorie der NGOs unterlegen. Wir ha­
ben keine Berichte gehabt über die Mentalität der 
Völker, die in dieser Region leben, und die sehen 
das eben anders. Es ist auch keine rein wirtschaft­
liche Erpessung gewesen, wie Sie das darzustellen 
versuchen. sondern diese Leute sind zutiefst ver­
ärgert über Österreich wegen dieser einseitigen 
Vorgangsweise. 

Meine Damen und Herren! Man muß sich auch 
ein bißehen die Mühe machen - aber ich weiß, 
das interessiert zehn Abgeordnete einer bestimm­
ten Fraktion hier herinnen nicht -, sich auch 
Konferenzprotokolle anzuschauen, um zu wissen, 
was sich auf den ITTO-Tagungen abspielt. Dort 
sind wir nicht nur von den Tropenholzländern 
immer wieder mit der Begründung, daß wir als 
einzige ohne Rücksprache vorgegangen sind, be­
schimpft worden, sondern interessanterweise 
ebenso von westlichen Industriestaaten, die in 
dieser Organisation sitzen. Auch Belgien, auch 
Holland zeigten nur Unverständnis für die öster­
reichische Haltung. 

Ich möchte auch wieder einmal mit der Mär 
aufräumen, die da von den Grünen verbreitet 
wird: Na hätten wir noch ein bißchen gewartet, es 
wären uns ja so viele nachgefolgt! Ich glaube, eine 
Kollegin hat gesagt, mindestens fünf Staaten seien 
es. (Zwischenruf der Abg. Mag. Marijana G r a n -
d i l s.) - Frau Grandits! Sie haben überhaupt die 
lichtvollsten Äußerungen hier von diesem Red­
nerpult aus gemacht; ich möchte gar nicht darauf 
eingehen. - Ich sage Ihnen: Niemand wäre uns 
nachgefolgt! Denn dieselben Holländer - da irrt 
Kollege Steinbauer -, die den Beschluß gefaßt 
haben, daß sie 1995 den Import verbieten möch­
ten, sitzen in den Hotels in Indonesien und 
schwärzen unsere Firmen an und wollen uns die 

Aufträge wegnehmen. Niemand - das garantiere 
ich Ihnen - wäre uns im nächsten Jahr nachge­
folgt, und wir Österreicher wären - wir sind es 
auch - im Regen gestanden. 

4 000 Arbeitsplätze wären dadurch gefährdet 
gewesen. Das mag den Grünen nicht viel erschei­
nen, aber 4 000 Arbeitsplätze bedeuten in der 
heutigen Situation sehr viel. 150 Arbeitsplätze da­
von wären allein in meinem Bezirk, in Vöckla­
bruck, betroffen gewesen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 
mag für Sie alles keine Rolle spielen. (Abg. E I -
me c k e r: Für die Grünen.') Sie unterstellen uns 
- dem Kollegen Bartenstein und mir - dann so­
fort, wir kämen wieder mit dem alten Hut: Um­
weltschutz vernichtet Arbeitsplätze! (Zwischenruf 
des Abg. Dr. Ren 0 l d n e r.) Das ist genau die 
Perfidie, die auch unser gelernter Theologe hier 
anwendet. Ich weiß übrigens jetzt - ich habe im­
mer geglaubt, Theologen sind moralisch beson­
ders hochstehend -, es gibt offensichtlich auch in 
diesem Beruf den gleichen Durchschnitt wie in 
allen anderen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP sowie 
Beifall des Abg. Meisinger.) 

Meine Damen und Herren! Wir haben eine 
Pressekonferenz gemacht - der Industrie~pre­
eher der OVP, der Umweltsprecher der SPO -
und haben dort auch an Beispielen exerziert, was 
wir meinen. Und da ist die Kollegin Langthaler 
wie ein Mäuschen im Hintergrund gesessen und 
hat mitgeschrieben und dann eine Presseaussen­
dung gemacht, in der sie erklärt hat: Bartenstein 
und Keppelmüller sind gegen den Umweltschutz! 
Sie verlangen, der Umweltschutz müsse wieder 
weg, er habe wieder keinen Stellenwert. 

Wissen Sie, was wir gesagt haben und wozu wir 
uns bekennen? - Zum Umweltschutz mit Au­
genmaß. Als konkretes Beispiel hat Bartenstein 
angeführt, daß es unsinnig sei, für eine Kläranla­
ge, die 97 Prozent herausholt und eine Milliarde 
gekostet hat, den Wirkungsgrad auf 99 Prozent 
zu steigern und eine weitere Milliarde auszuge­
ben. Er hat gesagt, man solle lieber das Geld neh­
men und damit bei Kraftwerken im Osten eine 
Entschwefelung von 0 auf 75 Prozent erreichen. 
Das meinen wir! Aber das wollen die Grünen 
nicht hören, das interessiert sie nicht, damit kön­
nen sie nicht punkten. 

Das, was hier im Parlament aufgeführt wurde 
- sagen wir es doch einmal ganz klar; die Reak­
tionen der Zeitungen und des ORF zeigen das ja 
auch -, war sozusagen ein Beleidigtsein, eine 
Überreaktion, weil das nicht geklappt hat. Sie ha­
ben geglaubt, Sie können da wieder ein zweites 
Hainburg machen (Abg. E I m eck e r: Ja!) mit 
Ihren Demonstranten. Das war ein armseliges 
Häuflein von Aktivisten (Abg. E l m eck e r: 15!), 
deren Beweggründe ich durchaus achte und 
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schätze, aber es ist den Grünen damit nicht gelun­
gen, spektakuläre Aktionen zu starten, und daher 
greifen sie zur persönlichen Diffamierung. Da 
steht der Keppelmüller eben wieder als rückgrat­
los auf einem Plakat, muß sich das sagen lassen 
von Kolleginnen und Kollegen, die offensichtlich 
im "Umweltschutz verbal" nichts weitergebracht 
haben. Aber ich habe es immerhin mitbewirkt, 
daß in Lenzing Gewaltiges im Bereich des Um­
weltschutzes geschehen ist und daß wir heute von 
1,2 Millionen Einwohnergleichwerten auf un­
ter 1 0 000 sind. Nehmen Sie das auch einmal zur 
Kenntnis, bevor Sie immer nur reden und etwas 
fordern. (Beifall bei SPÖ wut ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir nehmen heute 
mit Bedauern, aber aus der Notwendigkeit und 
einer Zwangslage heraus einen Beschluß zurück, 
der, nachträglich betrachtet - da hat Kollege 
Schüssel recht -, nicht glücklich war. Wir neh­
men ihn zurück und haben damit vielleicht, Kol­
lege Steinbauer, ein Scharmützel, wenn Sie wol­
len, verloren, aber ich glaube, wenn wir gewillt 
sind - und ich glaube, wir nehmen die Problema­
tik des Tropenwaldes ernst -, dann werden wir 
jetzt dieses Problem nicht in der Schublade ver­
senken - dazu ist es auch viel zuviel diskutiert 
worden, dazu haben sich auch viel zu viele Kolle­
ginnen und Kollegen damit beschäftigt -, son­
dern werden uns neue Strategien überlegen, Stra­
tegien im Einklang mit anderen europäischen 
Staaten, aber durchaus auch im Einklang mit gu­
ten Ansätzen in den betroffenen Ländern. Es ist 
ja nicht so, daß dort gar nichts geschieht, sondern 
es sind ganz beachtliche Ansätze vorhanden, die 
man sich einmal anschauen muß, die man verstär­
ken muß. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang - in 
manchen Dingen haben die Freiheitlichen recht 
- doch auch noch ein paar Worte zum freiheitli­
chen Antrag sagen, über den man durchaus reden 
kann, der im Grund genommen ja ganz gut aufge­
baut ist, der aber dennoch kontraproduktiv wäre. 
Es schreibt etwa Schweitzer in einer Presseaus­
sendung: Wir dürfen uns die Gesprächsbasis mit 
diesen Staaten nicht zerstören. Gleichzeitig - ich 
habe den Antrag wirklich gelesen; es ist immer 
wieder gesagt worden, wir sollen das lesen; ich 
habe ihn tatsächlich gelesen - wird darin ein 
glattes Importverbot gefordert. Das ist schriftlich 
festgehalten. Dort steht: "Staaten, die nachweis­
lich ab 1980 noch immer wild gerodet haben". 
Oder dor~. steht: "die sich nicht verpflichtend ge­
genüber Osterreich bereit erklären, diese wilden 
Rodungen einzustellen". Na das ist doch massiv. 
Bitte, die hätten wir damit genauso oder noch viel 
mehr vor den Kopf gestoßen wie mit unserem 
Pickerl, und die Gesprächsbasis wäre auch weg 
gewesen, von der auch die Freiheitlichen oder zu­
mindest ihr Umweltsprecher Schweitzer einse­
hen, daß wir sie brauchen. 

Mit allen Fraktionen, meine Damen und Her­
ren, werden wir in dieser Sache konstruktiv reden 
können, etwas weiterbringen können - mit den 
Grünen nicht! Diese Hoffnung habe ich aufgege­
ben. 

Ich bringe jetzt einen Entschließungsantrag 
ein, weil es mir ein Anliegen ist, nicht immer nur 
über den Tropenwald zu reden, sondern den Ge­
samtwald zu sehen und das, was sich da auch in 
anderen Staaten Übles abspielt. Ich bin der Mei­
nung - nach Gesprächen in Rio -, daß es einen 
umfassenden Waldzustandsbericht einer UNO­
Organisation in dem Maß, wie wir uns das vor­
stellen, nicht gibt, nämlich einen Bericht, aus dem 
auch die Waldverwüstungen hervorgehen. 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Keppelmüller, Dr. Bar­
tenslein und Genossen betreffend die Erstellung ei­
nes jährlichen Berichts Zllfn globalen Zustand der 
Wälder 

Der Nationalrat wolle im Rahmen der zweiten 
Lesung des Berichts des Umh'eltausschusses be­
schließen: 

Die Bundesregierung ~t'ird ersucht, im Rahmen 
der Vereinten Nationen beziehungsweise deren 
Spezialorganisationen mit darauf hinzu wirken , 
aufbauend auf den Erkenntnissen der UN-Konfe­
renz von Rio de Janeiro einen jährlichen Bericht 
zum globalen Zustand der Wälder unter besonde­
rer Berücksichtigung der Erfolge der Durchsec­
zllng einer nachhaltigen Waldbewircschaftung zu 
erwirken. 

Das wäre ein Ansatz für eine Diskussion, für 
eine bessere Information, denn es hat sich gezeigt, 
daß uns viele Informationen gefehlt haben. Wir 
werden sie uns besorgen, wir werden uns neue 
Strategien erarbeiten - mit allen, die ernsthaft 
dazu bereit sind. Einige sind es nicht. Wir sind 
aber zum Handeln und Lösen von Problemen da 
und nicht zum Zerreden, zum stundenlangen 
Zerreden von Parlamentssitzungen. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP.) 21.38 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Schöll. Ich 
erteile es ihm. 

2/.39 .. 
Abgeordneter Schöll (FPO): Frau Präsidentin! 

Frau Bundesministerin! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
Bundesgesetz zum Schutz tropischer Waldbestän­
de, welches im Juni hier im Hohen Haus disku­
tiert wurde, wurde gegen die Stimmen der frei­
heitlichen Fraktion beschlossen. Wir waren schon 
damals der Meinung - wir halten verstärkt auch 
heute daran fest -, daß dieses für die Umwelt so 
wichtige Thema nicht durch Restriktionen zu lö-
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sen ist, sondern daß diese Frage nur weltweit 
durch gemeinsames Handeln, durch Zusammen­
wirken bewältigt werden kann. 

So ist auch der Antrag von Ing. Murer betref­
fend ein Bundesgesetz zum weltweiten Schutz der 
Wälder, zu ihrer nachhaltigen Nutzung und zur 
Wahrung der Lebensräume und Nutzungsansprü­
che indigener Volksgruppen zu verstehen: als An- . 
trag für einen Weltwaldschutz, bei dem Öster­
reich international eine Vorreiterrolle spielen 
kann. Im Sinne des Herrn Kollegen Keppelmüller 
sind wir gerne und auch weiterhin bereit, im De­
tail darüber zu diskutieren. 

Auch anläßlich der Debatte im Dezember 1992 
wurde von uns festgestellt, daß Lösungsansätze 
weltweit von allen Ländern mitgetragen werden 
müssen und daß dies die beste Korrektur ist, tro­
pischen Waldbeständen zu helfen. Hier ist eine 
falsche Entscheidung zurückzunehmen und die 
Sache weltweit zu ordnen. Das haben wir damals 
schon gesagt, und wir halten das heute aufrecht. 
Leider wurden wir in den letzten Monaten - zu­
letzt wieder im Umweltausschuß am 3. März die­
ses Jahres - mit unseren Vorschlägen niederge­
stimmt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Jetzt 
ist diese Inkompetenz der österreichischen Bun­
desregierung in dieser heiklen Frage neuerlich 
eskaliert. Was im Juni mehrheitlich hier im Ho­
hen Haus beschlossen wurde, damit sich unsere 
Regierungsvertreter in Rio de Janeiro hervortun 
können, wichtig machen können, ist absolut da­
nebengegangen und als Bumerang zurückgekom­
men. (Beifall bei der FPÖ.) 

Drei Umweltministerinnen - Flemming, Feld­
grill-Zanke I und Rauch-Kallat - haben in dieser 
Frage "internationaler Waldschutz" bisher nichts 
bewegen können, wobei ich allen drei Damen 
nicht unterstellen will, daß sie nicht willens wa­
ren, hier auch etwas Positives zu erreichen. Sie 
konnten sich aber leider einfach nicht durchset­
zen, sie wurden von den Kolleginnen und Kolle­
gen der Regierung im Stich gelassen. Ein glücklo­
ses Trio, ein trauriges Umweltschauspiel in drei 
Akten. 

Wenn heute die Einrichtung eines Umweltbei­
rates, der sich aus Vertretern diverser Ministerien 
zusammensetzen soll, hier diskutiert wird, dann 
muß man feststellen, daß eine solche Zusammen­
arbeit schon längst hätte stattfinden sollen, und 
zwar von den betreffenden Ministern persönlich, 
von den Ministern für Wirtschaft, für Landwirt­
schaft und für Umwelt. 

Umweltsünden spielen sich ja nicht nur in den 
tropischen Wäldern ab, sie finden leider auch 
statt durch Kriege, in der Schiffahrt, durch Flug­
zeuge und durch das internationale Zunehmen 

des Verkehrs. Es ist äußerst bedrückend, wenn 
man in einzelnen Ländern wie zum Beispiel Thai­
land feststellen muß, wie sehr der Verkehr dort 
zugenommen hat und wie wenig Fragen die U m­
welt betreffend dort diskutiert und ernst genom­
men werden. Vor allem in der Hauptstadt Bang­
kok ist es unglaublich, zu sehen, wie sehr der Ver­
kehr dort eskaliert ist, vor allem dadurch eskaliert 
ist, daß den Thailändern die Möglichkeit gegeben 
wurde, sich Autokäufe auf 20 bis 25 Jahre kredi­
tieren zu lassen. Die Familien werden dort an den 
Autos noch bezahlen, wenn diese schon längst 
nicht mehr verkehrstauglich und einsatzfähig 
sind. Sicherlich, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, die japanische Wirtschaft, die japanische 
Autoindustrie hat dort ein gutes Geschäft getä­
tigt. 

Ein Teil der österreichischen Wirtschaft ist 
durch das Eskalieren der Tropenholzfrage in 
schwerste Bedrängnis geraten. Namhafte Firmen 
wie Elin, Simmering-Graz-Pauker, VAMED, 
Emco klagen über bevorstehende Milliardenver­
luste an Umsätzen. Die Firmen haben dies durch 
ihre Experten im Umweltausschuß ja auch doku­
mentiert. Wenn aber jetzt alles zurückgenommen 
wird, auch die Kennzeichnungspflicht, dann wer­
den wir für jedermann erpreßbar, und die jeweili­
ge Lobby der Interessenvertreter wird es noch 
leichter haben. 

Warum soll nicht der Konsument weiterhin -
so wie auch auf anderen Gebieten, zum Beispiel 
bei landwirtschaftlichen Produkten - beim Kauf 
die notwendigen Informationen erhalten? (Abg. 
Helmuth S t 0 c k e r: Sie verstecken sich hinter den 
Regierungspaneien!) Wir sollten eine Kennzeich­
nungspflicht für alle Hölzer der Welt vorschla­
gen. (Zwischenruf des Abg. S v i ha lek.) Damit 
kann die Wirtschaft leben, damit können auch die 
Betriebe leben, und damit würde, wenn es welt­
weit erfolgt, in den einzelnen Ländern niemand 
diskriminiert, Herr Kollege. (Beifall bei der FPÖ. 

Neuerlicher Zwischenruf des Abg. 
Sv i h ale k.) 

Beim Weltwaldschutz und bei allen wesentli­
chen Fragen des Umweltschutzes darf nicht im­
mer nur das Geld im Vordergrund stehen, im 
Vordergrund muß auch der Mensch stehen, der 
Mensch, dessen Gesundheit gefährdet erscheint 
- auch mir ist die Gesundheit ein Anliegen, Herr 
Kollege -, der Mensch, der seinen Lebensraum 
verlieren kann. (Beifall bei der FPÖ.) Und überall 
dort, wo wir darüber hinwegschauen - zum Bei­
spiel auch bei der Novellierung eines Forstgeset­
zes oder im Hinblick auf den Schutz der Tiere -, 
tragen wir mit dazu bei, daß der notwendige Er-. 
holungsraum weiter beeinträchtigt und zerstört 
wird. Wir haben eine Verpflichtung übernommen 
auch für die Generationen, die nach uns kom­
men. Es nützt nichts, wenn wir uns vorrangig nur 
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mit Kinderbeihilfen und Arbeitsplatzsicherungen 
für die Zukunft beschäftigen, wenn wesentliche 
Umweltanliegen nicht ihren gesetzlichen Nieder­
schlag hier im Hohen Haus finden. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch 
in Fragen der EG und eines gemeinsamen Euro­
pas wird vorrangig über Wirtschaft, über Land­
wirtschaft, über Sicherheitsfragen gesprochen. 
Umweltfragen haben hier bis jetzt nur einen äu­
ßerst geringen Stellenwert. Unter diesen Ver­
säumnissen werden wir alle leider schon in naher 
Zukunft noch mehr leiden müssen, wenn wir 
nicht energisch auftreten und richtig handeln. 

Das, was heute in den Anträgen 494/ A 
und 495/A (E) an Maßnahmen noch übrigbleibt, 
geht sicherlich über den Willen eines Großteils 
der österreichischen Bevölkerung hinweg. Die 
Leute wollen ja wissen, was sie kaufen, und es ist 
quasi eine Bankrotterklärung für jede Deklara­
tion in der Zukunft. Wollen Sie die Sache wirk­
lich richtig angehen, dann folgen Sie dem Antrag 
des Abgeordneten Murer - wir sind gerne bereit, 
darüber weiterhin mit Ihnen zu diskutieren -, 
einem Antrag, der geeignete Lösungsansätze für 
den Weltwaldschutz und den Lebensraumschutz 
für indigene Völker vorsieht. 

Ein prominenter Amerikaner, Dr. Kissinger, 
hat gestern in einem Fernsehinterview festge­
stellt, seit dem Zerfall der ehemaligen Sowjet­
union, seit der Beendigung des Kalten Krieges 
habe ein Umdenken eingesetzt, und er hat aus­
drücklich betont, daß alle wesentlichen Fragen, 
besonders auch die Umwelt betreffend, nur welt­
weit lösbar sind, auch wenn dies mühsam ist und 
ein schwieriger Weg ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Unsere Initiative, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, vernichtet keine heimischen Arbeits­
plätze. Sie steht auch einer allgemeinen Deklara­
tionspflicht, vor allem wenn sie weltweit erfolgt, 
keineswegs entgegen. Eine Deklarationspflicht al­
lein ist in keiner Weise ein Handelshemmnis und 
wirkt sich daher auch nicht schädigend auf die 
Wirtschaft aus, vor allem dann nicht, wenn wir es 
durchsetzen können, daß sie weltweit erfolgt. 

Durch Initiativen für einen Weltwaldschutz 
kann auch zusätzlich das etwas angeschlagene 
Image Österreichs, vor allem in allen jenen Län­
dern, wo wir zuletzt Schwierigkeiten hatten, wie­
der entscheidend verbessert werden. (Beifall bei 
der FPÖ. - Zwischenruf des Abg. 5 c h m i d I -
me i er.) 

Sie alle sind aufgefordert, auch Sie, Herr Kolle­
ge, hier entscheidend mitzuhelfen, damit Sie - so 
wie es Ihr Kollege Dr. Jankowitsch hier vorge­
schlagen hat - in Zukunft erhobenen Hauptes 

das Hohe Haus verlassen können. (Beifall bei der 
FPÖ.) 21.50 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Lukesch. Ich erteile es ihm. (Abg. Res c h: Er hat 
auch einen ganzen Regenwald an Papier mit.') 

~1.50 

Abgeordneter Dr. Lukesch (ÖVP): Frau Präsi­
dentin! Frau Bundesminister! Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Lassen Sie mich zuerst 
zum Ausdruck bringen, daß es ein beglückendes 
Gefühl ist, einem Klub anzugehören, in dem so 
große Offenheit und so hohe D.~skussionskultur 
herrschen wie dem Klub der Osterreichischen 
Volkspartei, was ja die Wortmeldung des Kolle­
gen Steinbauer bewiesen hat. (Ironische Heiter­
keit.) Und ich gebe ihm sogar recht: Ein Teil der 
jungen Menschen denkt tatsächlich so, denkt, daß 
an der Tropenholzkennzeichnungsfrage die öko­
logische Glaubwürdigkeit Österreichs hinge. Die 
Grünen benützen dieses Gefühl und stilisieren 
diese Tropenholzkennzeichnungspflicht quasi zur 
Entscheidungsfrage der ökologischen Politik in 
Österreich hoch. 

Dies erinnert mich daran, meine Damen und 
Herren von der grünen Partei, daß wir vor eini­
gen Wochen eine Art Zwischenwahlkampf von 
einer anderen Partei vorgeführt bekommen ha­
ben. Sie wiederholen in diesen Tagen genau den­
selben Weg. (Beifall bei der ÖVP.) 

Erinnern wir uns doch zurück an die Fakten. 
Und da möchte ich die Frau Kollegin Langthaler 
zitieren. Ich sah sie im Fernsehen über die Eu­
ropäische Gemeinschaft sprechen, und sie sagte, 
in EG-Fragen solle man die Bibel zu Hause las­
sen. Abgesehen von der Formulierung meine ich, 
genau der Sinn dieses Ausspruchs ist auf diese 
Frage hier auch dringend anzuwenden: In Um­
weltfragen soll man mit Vernunft und Augenmaß 
das Richtige tun und den Fundamentalismus zu 
Hause lassen, der heute und in diesen Stunden so 
hochgespielt worden ist. Es sind die Fakten, die 
zählen. 

Wie schauen denn diese Fakten aus? - Ich wie­
derhole sie, denn man kann sie nicht oft genug 
erwähnen - auch für den Kollegen Dietrich -: 
4 Prozent des Regenwaldverlustes gehen auf Ex­
porte zurück, 60 Prozent und mehr auf Brandro­
dung und der Rest auf den inländischen Ver­
brauch dieser Völker. Das sind die Daten der 
F AO. Es ist vom Herrn Bundesminister betont 
worden: Unsere Tropenholzimporte sind von 
50 000 Tonnen im Jahre 1988 auf 16 000 Ton­
nen im Jahre 1992 zurückgegangen, und zwar 
aufgrund des Selbstbeschränkungsabkommens, 
aufgrund der Importdisziplin unseres Holzhan­
dels. Ja der Tropenholzimport - und das soll 
man doch auch sehr laut und deutlich sagen, da-
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mit man den Stellenwert dessen, was man hier mit 
einem Label bepickt, kennenlernt - beträgt gan­
ze 0,4 Prozent der gesamten Holzimporte Öster­
reichs. Eine einzige Sperrholzfabrik, die wir im 
Balikpapan in Ost-Kalimantan besucht haben, 
mit etwa 1 000 Beschäftigten produziert pro Jahr 
zehnmal mehr Sperrholz aus Tropenholz als 
Österreich pro Jahr an Tropenholz importiert. 
Das ist der Stellenwert dieser Frage, den unsere 
Tropenholzkennzeichnung, unsere einseitige, un­
differenzierte Tropenholzkennzeichnung im Ge­
samtumfeld hat. 

Und noch eines zählt, glaube ich, was die 
Glaubwürdigkeit der österreichischen Tropen­
holzpolitik anbelangt: Wir heben heute aller Vor­
aussicht nach oder mit Sicherheit die einseitig 
verfügte undifferenzierte Kennzeichnungspflicht 
für Tropenholz auf. Aber es muß auch klar gesagt 
werden: Österreich ist das einzige Land der Welt, 
das ein Gütesiegel für Holz aus nachhaltiger Pro­
duktion, ein Ecolabel, wie es von vielen, vielen 
Organisationen rund um die Welt gefordert wird, 
auf gesetzlicher Basis eingeführt hat. Wir müssen 
es nur umsetzen, um den Produkten aus nachhal­
tiger Nutzung eine bessere Marktchance auch auf 
unseren Märkten zu geben. Ich glaube, das wäre 
eine richtige und eine faire Maßnahme. Und die­
ser Teil des Gesetzes, dieses Ecolabeling, bleibt 
aufrecht, ja es wird sogar noch verstärkt durch 
unsere Entschließungen. 

In diesen Tagen sind die Emotionen sehr hoch­
getrieben worden, besonders von den Grünen, ich 
meine aber, eine gute Umweltpolitik, eine wirksa­
me Politik sollte auch eine vernünftige Politik 
sein. Ich wende mich daher gerade an die jungen 
Menschen in diesem Land, an die jungen Men­
schen, die am Regenwald und dessen Erhaltung 
ein Interesse haben. 

Meine Damen und Herren! Waren es nicht im­
mer die Grünen, die sehr schnell bei U mwelt­
schutzmaßnahmen vom "Ökoschmäh" gespro­
chen haben? Waren es nicht immer die Grünen, 
die die eine oder andere Maßnahme als sehr zwei­
felhaft, nicht ehrlich und nicht wirksam hinge­
stellt haben? Und es ist von diesem Pult aus heute 
von "Schönschwätz" gesprochen worden, und ich 
fürchte, diese einseitige Kennzeichnung von Tro­
penholz gehört genau in diese Kategorie. 

Ich weiß ganz genau, daß gerade junge Men­
schen vernünftig sind und auch ein Gefühl für 
Gerechtigkeit und Fairneß haben, und das paßt 
halt mit der einseitigen Verfügung, mit der unila­
teralen Verfügung unserer Tropenholzkennzeich­
nung ohne jede Rücksprache mit den Tropen­
holzländern nicht zusammen. Es ist daher kein 
Wunder, Kollege Dietrich, daß diese Länder dann 
aufschreien und sich wehren. 

1,5 Millionen Menschen in Indonesien arbeiten 
in den Wäldern bei der Holznutzung, 3,5 Millio­
nen sind es, wenn wir die nachgelagerte Holzwirt­
schaft beziehungsweise die Holzindustrie dort 
mitzählen. Das ist keine Klenigkeit für ein Land, 
auch wenn es so groß ist wie Indonesien, mit 
190 Millionen Einwohnern und einer Fläche wie 
etwa Europa. Diese Länder können einfach nicht 
verstehen, warum wir Tropenholz undifferenziert 
kennzeichnen lassen. Also wir nehmen keine 
Rücksicht darauf - und da möchte ich auch wie­
der auf die Grünen eingehen -, ob dieses Holz 
aus Raubbau stammt, aus geordneter nachhaltiger 
Waldbewirtschaftung, aus Plantagenwirtschaft, 
aus Plenterwirtschaft oder aus dem Social and 
agroforesting system. 

All diese Formen - ich betone das - kommen 
in Indonesien, kommen in Malaysia - wir haben 
das gesehen - durchaus vor, aber wir finden, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, in In­
donesien bei einer Waldbedeckung von etwa 
65 Prozent auch 25 Prozent bis ein Drittel an Na­
turschutzgebieten, in denen die Waldnutzung in 
einem modernen Sinne ausgeschlossen ist, zumin­
dest vom Gesetz her ausgeschlossen ist. Wir aber 
behandeln alles Tropenholz gleich, kennzeichnen 
es negativ, diskriminierend. Und dann brauchen 
wir uns nicht zu wundern, daß wir den Vorwürfen 
des Neokolonialismus ausgesetzt werden, dem 
Vorwurf der protektionistischen HandeIsdiskri­
minierung bis hin zur ganzen Bitternis jenes Sat­
zes, den wir immer wieder dort gehört haben: Vor 
50 Jahren habt ihr Menschen gekennzeichnet, 
jetzt kennzeichnet ihr mit denselben Absichten 
Bäume. 

Soviel auch für Sie, Kollege Dietrich, zu dieser 
Frage: Warum wehren sie sich so? Diese Länder 
haben auch schon so etwas wie einen National­
stolz. Selbstverständlich! Diese Länder haben 
nach 100 Jahren und mehr des Kolonialismus ge­
nug von der Bevormundung durch den industria­
lisierten Westen oder industrialisierten Norden. 
Diese Länder sind sehr sensibel, wenn hier je­
mand kommt und, ohne sie zu fragen - und das 
ist ja geschehen -, einfach Produkte diskrimi­
niert, die für sie eine wirtschaftliche Bedeutung 
haben. 

Ich habe sehr viele Gespräche geführt in den 
letzten Monaten, sehr viele Gespräche mit Exper­
ten, mit NGOs, mit hiesigen NGOs, mit NGOs 
von Indonesien, mit ausländischen Wissenschaf­
tern, und alle sind der gleichen Meinung - alle, 
auch die indonesischen NGOs, die Skephi, lesen 
Sie die Papiere nach -: Es kann nicht so sein, daß 
wir mit einer diskriminatorischen Handelspolitik 
die Wirtschaftschancen dieser Länder verschüt­
ten! Was die wollen, ist eine entsprechende Hilfe 
für nachhaltige Nutzung, für Projekte in ihrer 
Wirtschaft, damit dieser Raubbau tatsächlich auf-
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hört. Und sie wollen auch klarerweise einen 
Druck auf die Regierungen der Länder, die vor­
handenen, durchaus modernen Forstgesetze zu 
kontrollieren, um dem Mißbrauch der tatsächlich 
vorkommt, Einhalt zu gebieten. (Der Prä s i -
den t übernimmt den Vorsitz.) 

Ich war bei Ihrer Veranstaltung, Herr Kollege 
Dietrich, mit Anderson Mutant U rut und habe 
sehr genau hingehört, was er gesagt hat. Kein 
Zweifel, seine Menschenrechte sind verletzt wor­
den. Kein Zweifel daran! Aber er hat auch gesagt, 
die lokale Regierung, diese Regierung des Bun­
deslandes Sarawak baut uns nur Schotterstraßen, 
Sandstraßen, staubige Straßen, baut uns keine 
Teerstraßen. Diese Regierung ist korrupt - das 
hat er auch gesagt -, läßt uns nicht Anteil haben 
an den Erträgnissen der Waldnutzung. Diese Re­
gierung setzt uns unter Druck, indem sie uns von 
der medizinischen Versorgung abschneidet. 

Und auf meine Frage, ob er für eine Nutzung 
der Regenwälder wäre, wenn all diese negativen 
Erscheinungen nicht vorhanden wären, hat er 
eindeutig ja gesagt. Er wäre für eine diversifizier­
te Nutzung dieser Wälder, einschließlich des 
Ökotourismus. All das hat er gesagt. Das heißt 
also, auch die Vertreter der indigenen Bevölke­
rung sind sehr wohl - diesen Schluß ziehe ich 
daraus - an einer nachhaltigen diversifizierten 
Nutzung interessiert. (Zwischenruf des Abg. 
Die l r i c h.J 

Kollege Dietrich! Eine einseitige Kennzeich­
nung von Tropenholz irgendeines Ursprungs 
führt uns doch überhaupt nicht in diese Richtung. 
Machen wir doch unseren jungen Menschen 
nichts vor! Das ist eine Illusion, das ist der falsche 
Weg. Das führt uns genau zum Ökoschmäh und 
zum Tropenwaldgeschwätz, wie es genannt wor­
den ist. (Beifall bei der ÖVP.) Daß dann kein an­
deres Land in Europa unseren Vorschlägen folgt, 
das braucht uns wirklich nicht zu wundern. 

Ich will jetzt die Diskussion nicht mehr in die 
Länge ziehen, aber ich lade die Frau Kollegin 
Langthaler ein: Ich habe eine Liste einer interna­
tional tätigen und, wie ich glaube, sehr großes 
Vertrauen genießenden Organisation, welche 
Maßnahmen in welchen Ländern auf dem Gebie­
te des Tropenholzes geplant sind. Und all diese 
Länder gehen in Richtung der Kennzeichnung 
nach dem Kriterium der NachhaItigkeit, weil das 
Sinn macht und nicht eine einseitig diskriminie­
rende Kennzeichnung von Tropenholz. 

Und wenn Kollege Wabl in der letzten Diskus­
sion um die Integration - das war der erste Ta­
gesordnungspunkt der letzten Sitzung - die EG­
Agrarpolitik gegeißelt und gesagt hat, der EG­
Agrarprotektionismus degradiere die Länder der 
dritten Welt zu bloßen Rohstofflieferanten durch 
die diskriminatorische Handelspolitik, so frage 

ich die Grünen: Bitte, was tun wir, wenn wir Tro­
penholz kennzeichnen, negativ kennzeichnen? 
Was tun wir dann eigentlich? - Wir verschütten 
die Chancen für diese Länder. wir verschütten ih­
nen die Märkte. Wir tun hier mit bei dieser kon­
traproduktiven Politik. 

Und bitte auch ein Wort zu den österreichi­
schen NGOs. Sie haben uns - und wir haben ja 
sehr viele Diskussionen mit ihnen geführt -
letztlich ein Konsenspapier übergeben, in dem sie 
sagen, sie sprechen sich für eine Artbezeichnung 
und für eine Ursprungsbezeichnung für Holz plus 
einen Öko label aus, die auf internationaler Ebene 
seitens der Regierungsparteien zu kommunizie­
ren wären. Gezeichnet: Global 2000, Österreichi­
scher Informationsdienst und so weiter. 

Und genau in diese Richtung geht unser Ent­
schließungsantrag! Alles andere ist bewußt ge­
schürte Emotion, hat nichts mit Vernunft und 
Verständnis für diese Länder zu tun. 

Übrigens ist auch der FPÖ-Antrag, der für die­
ses Weltwaldschutzgesetz votiert, selbstverständ­
lich eine unilaterale Maßnahme. Der Antrag, so 
wie er da steht, ist unilateral und würde uns ganz 
genau dieselben Probleme bringen, aber nicht nur 
mit den tropenholzproduzierenden Ländern, son­
dern mit allen Ländern der Welt. Soviel möchte 
ich schon den Freiheitlichen auch gesagt haben. 
(Beifall bei der Ö VP und bei Abgeordneten der 
SPO.) 

Meine Damen und Herren! So kann es nicht 
gehen! Aber wie könnte es gehen? Einen Schritt 
zurück machen - das ist heute schon gesagt wor­
den - und zu einem umfassenden Schutz der Re­
genwälder zwei Schritte oder drei Schritte vor­
wärts tun: 

Erstens wäre dieses Gütesiegel, das vom Konsu­
menten sicher positiv angenommen wird (Abg. 
Ing. Mur er: Das freiwillige.'L weiterzuentwik­
kein, hier wäre positiv zu diskriminieren. Wenn 
ein Interesse an der Nachhaltigkeit und an der 
Erhaltung besteht, woran ja gar nicht zu zweifeln 
ist. dann wird hier sicherlich aus einer positiven 
Maßnahme auch ein positiver Effekt herauskom­
men. Eine international akkordierte Holzarten­
und Ursprungskennzeichnung als zweiter Schritt 
müßte dem folgen. 

Drittens - und auch davon sind wir heute, das 
mögen die Grünen einmal zur Kenntnis nehmen, 
ausgegrenzt - sollte der Einsatz unserer Förde­
rungsmaßnahmen tatsächlich zur Finanzierung 
von Tropenholzprojekten, von Nachhaltigkeits­
projekten verwendet werden. Soweit sind wir 
nämlich mit unseren Maßnahmen schon, daß 
man nicht einmal mehr unser Geld haben will in 
diesen Ländern. 
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Ich glaube, die Tropenholzkennzeichnungs­
pflicht, wie wir sie jetzt haben, ist nicht der richti­
ge Weg. Kehren wir rechtzeitig um! - Danke 
schön. (Beifall bei der ÖVP und bei Abgeordneten 
der SPO.) 22.08 

Präsident: Der Entschließungsantrag, der vor 
kurzem von den Abgeordneten Keppelmüller, 
Bartenstein und Genossen eingebracht wurde, ist 
genügend unterstützt und steht daher mit in Ver­
handlung. 

Der nächste Redner ist Herr Abgeordneter Dr. 
Renoldner. Er hat das Wort. 

22.U8 

Abgeordneter Dr. Renoldner (Grüne): Meine 
Damen und Herren! Lieber Kollege Lukeseh! Ich 
wollte ein paar ernste Worte sagen zu dieser Dis­
kussion, weil ich glaube, daß sie eine Auswirkung 
hat auf unser Verhältnis zueinander hier im Haus 
und weil mich das sehr bewegt hat, was ich heute 
von mehreren Mitgliedern dieses Hauses während 
dieser Debatte hier zu hören bekommen haben. 
Wäre ich jetzt nicht auf der Rednerliste, hätte ich 
mich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemel­
det und hätte Ihnen dann in dieser Form gesagt, 
daß Sie hier in mehreren Punkten die glatte Un­
wahrheit gesagt haben. Ich beschränke mich auf 
einen. 

Die österreichischen NGOs haben sich ge­
schlossen gegen das Fallenlassen dieser Kenn­
zeichnungspflicht ausgesprochen, und sie haben 
das, damit es nachprüfbar ist, mit Inseraten im 
"Standard" bekundet. Sie wissen das vielleicht 
nicht, aber das gehört zu diesem großen Kübel 
von abgrundtiefem Zynismus, der hier ausge­
schüttet wird über eine Debatte, in der es um ein 
Anliegen geht, ... (Abg. Dr. L Li k e s c h - dem 
Redner ein Informationsblatt überreichend -: Ich 
helfe Ihnen gerne aus.') - Ich brauche diese Pa­
piere nicht, Herr Kollege! Lesen Sie den "Stan­
dard" , dann wissen Sie, wofür sich die österreichi­
schen NGOs eingesetzt haben. 

Sie glauben, mit Ihrer Debatte die Jugend an­
sprechen zu können. Ja, ansprechen können Sie 
sie schon, denn die Tropenholzdebatte ist eine der 
wenigen Debatten unseres Hauses, die nicht die 
Langeweile und die Politikverdrossenheit geför­
dert hat, sondern die Menschen aufgerüttelt hat. 
Und das halten wir uns zugute, und das ist ein 
sehr, sehr wichtiger Teil, wenn das Parlament das 
einmal auch wieder schafft. 

Herr Kollege Schüssel! Die Jugend haben Sie 
längst verloren. Und ich glaube, Herr Kollege Lu­
kesch, es war genau das der Punkt, der vielleicht 
nicht Ihnen, aber bestimmt Ihrem Minister 
Schüssel, der schon fluchtartig den Raum verlas­
sen hat, so weh getan hat. Der Kollege Steinbauer 
hat ihn an einem sehr wunden Punkt getroffen, 

als er von der Verantwortung für die Kinder und 
für die Enkel gesprochen hat. Das ist genau der 
Punkt gewesen, an dem Sie ganz emotional in die­
se Debatte hineingesprungen sind und Herr Bar­
tenstein seine fein geschliffenen ökonomischen 
Argumente plötzlich nicht mehr in der Gewalt 
hatte, sondern ganz emotional, ganz aus dem 
Bauch heraus und ganz ordinär dazwischenfahren 
mußte, weil er ja selber weiß, was das für eine 
unglaubliche Benebelungsaktion ist, die Sie hier 
auf uns herunterschütten. (Beifall bei den Grü­
nen.) 

Es ist nämlich nichts anderes als eine Benebe­
lungsaktion, wenn Bundesminister Schüssel uns 
sagt, jetzt gehen wir einen Schritt zurück - mei­
ne Damen und Herren, wir sind schon viele 
Schritte zurückgegangen in der Umweltpolitik -, 
aber doch nur, um nachher konsequentere und 
bessere Maßnahmen zu beschließen. - Ja welche 
Maßnahmen legen Sie uns denn vor? Was be­
schließen wir denn? Was ist denn die nachhaltig 
genutzte Regenwaldkultur? Was ist denn das für 
ein Regenwald? (Abg. Dr. L II k e s c h: Sie haben 
keine Ahnung.' Sie haben nicht zugehört!) 

Sie wissen doch genau, Herr Kollege Lukesch, 
daß die Wälder, die von diesem absurden Gesetz, 
das heute noch überbleiben wird, betroffen sind, 
gerade keine Regenwälder sind, daß Sie damit ge­
rade nicht die grüne Lunge dieses Planeten vertei­
digt haben. Und wenn Sie sich auch auf ein paar 
Prozent oder Promille und Zehntelpromille aus­
reden, ich glaube nicht, daß diese 16 000 Tonnen 
Tropenholz keine Bedeutung haben. (Abg. Dr. 
L u k e s c h: Alles aus nachhaltiger Nutzung.' Ich 
sage es Ihnen noch einmal/) Und ich glaube nicht, 
daß es keine Bedeutung hat, daß ein Land hier 
Widerstand leistet, wenn es ein Echo gibt in 
Deutschland, in Dänemark, in Holland und wenn 
dieses Echo festgestellt wird von Ihrem Frak­
tionskollegen. 

Und hier hat Ihnen Kollege Steinbauer reinen 
Wein eingeschenkt, und das hat Sie so gewurmt. 
Kollege Steinbauer hat Ihnen gesagt, daß Sie ei­
nen Präzedenzfall schaffen. Im militärischen Be­
reich spricht man dabei von einem Vakuum, von 
einem Bereich des Nichtwiderstandes, der sozusa­
gen ganz von selbst Konflikte anzieht. Und das 
gilt auch in der internationalen Diplomatie, wenn 
bekannt wird, daß sich ein Staat durch ganz pri­
mitive Erpressungsmaßnahmen ausliefern läßt 
und dabei die Gesetzgebung auf den Bauch legt, 
daß er auf ein Fax von der Regierung her Gesetze 
zurücknimmt, Beschlüsse nicht mehr ernst 
nimmt, die er vor einem halben Jahr gefaßt hat. 
Das spricht sich herum, das macht Schule, und 
das hat Auswirkungen zum Beispiel in den Ver­
handlungen über einen Beitritt zu den Europäi­
schen Gemeinschaften. (Beifall bei den Grünen. 
- Abg. S v i haI e k: Natürlich.') 
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Das ist der Punkt, den Kollege Steinbauer hier 
angesprochen hat: daß ein Präzendenzfall ge­
schaffen wird. Und das können weder dieses gute 
Verhandlungsklima mit dem Polizeiminister von 
Indonesien noch diese großartigen Wirtschafts­
aufträge aus Malaysia und Indonesien wettma­
chen, diese Wirtschaftsaufträge, die sich auf grau­
same und ins Kriminelle hineinreichende Projek­
te erstreckt haben, zum Beispiel auf die Lieferung 
von Kampffahrzeugen, die mit Wasserwerfern 
ausgestattet sind. Und solche Fahrzeuge stellt die 
Republik Österreich einem Staat zur Verfügung, 
nämlich Indonesien, das in Osttimor eine Million 
Menschen aus politischen Gründen verfolgt und 
ermordet hat. (ZI-vischenruf des Abg. Dr. Ja 11 -

k 0 w i t s eh.) Und das ist der abgrundtiefe Zynis­
mus des Dr. lankowitsch. Das ist der abgrundtiefe 
Zynismus dieser Form von Diplomatie. (Abg. Dr. 
Ja n k 0 W i t s c h: Die Opfer, die Sie zitieren, hat 
es gegeben beim kommunistischen Putsch in Indo­
nesien im Jahr 1965.') 

Wir beliefern hier einen Polizeistaat, der mit 
solchen Methoden gearbeitet hat. Und meistens, 
Herr Kollege lankowitsch - das dürften die Di­
plomaten wissen -, wenn es in einem Staat einen 
Umsturz gibt, wird das militärische Potential 
nicht reduziert. Die Polizei behält ihre Ausrü­
stung, und bei der nächsten innenpolitischen Kri­
se wird diese Ausrüstung wieder eingesetzt. In 
Osttimor ist es wieder soweit. In Osttimor wurden 
diese Waffen eingesetzt und werden diese Unter­
drückungsmethoden praktiziert. Das verschleiern 
Sie hier (Abg. Dr. L u k e s c h: Es ist ein Wahn­
sinn, den Menschen soLche ILlusionen zu machen.'), 
wenn Sie diesen Konflikt austragen und wenn Sie 
von Fundamentalismus reden, wo es doch nur da­
rum geht, daß es einen ganz kleinen, einen fast 
symbolischen Schritt gegeben hat. Das ist ein in­
ternationaler Rückschlag. 

Ich weiß schon, daß es einige Menschen gibt, 
die dazu lachen, Herr Kollege Bartenstein, ich 
weiß, daß es Gewinner gibt in diesem traurigen 
Spiel. Aber diese Gewinner gibt es nur mehr in 
unserer Generation, die gibt es nicht mehr in der 
Generation unserer Kinder. Dort werden nur 
mehr Verlierer sein! 

Und deswegen hat der Herr Abgeordnete Stein­
bauer zutiefst recht gehabt mit seiner sehr nach­
denklichen und nicht polemischen Wortmeldung, 
in der er gesagt hat, wen es betreffen wird, in der 
er nämlich gesagt hat: Wenn wir heute nicht be­
weisen, daß wir Widerstand leisten können gegen 
diese wirtschaftliche Erpressung, wenn wir heute 
die primitivsten Managerinteressen, die primitiv­
sten diplomatischen Interessen des Personals, das 
sich bei diesen Staatsbesuchen die Türklinken in 
die Hände gibt, mit Arbeitsplätzen tarnen, die 
verteidigt werden müssen, wenn wir bei dieser ge­
ringfügigen Erpressung, die uns gegenüber ausge-

übt wird, in die Knie gehen, wird das in einem 
ganz anderen Ausmaß auf uns zurückkommen. 
Das hat Herr Kollege Steinbauer angesprochen. 
Und er hat weiters gesagt: Wenn wir nicht heute 
lernen, diesem Druck standzuhalten, dann wer­
den wir das morgen umso weniger können. Dann 
wird der Druck zunehmen, und dann wird der 
Druck Dinge umfassen, die uns allen auf den 
Kopf fallen. 

Ich glaube, daran sind Sie in einer zynischen 
und in einer wirklich abgrundtief verletzenden 
Weise vorbeigegangen. Ich wollte das dem Herrn 
Bundesminister sagen, er ist leider nicht mehr 
hier, aber es gilt auch für die Koalitionsfraktionen 
im Haus. Sie haben mit dieser verschleiernden, 
mit dieser durchschaubaren und zutiefst unehrli­
chen Argumentation, mit dieser obszönen Argu­
mentation (der Prä s i den t gibt das Glocken­
zeichen), die Arbeitsplätze vorschützt und krimi­
nelle Geschäfte meint, eine furchtbare Spaltung 
in dieses Haus hineingetragen. 

Ich weiß, daß es dabei Lacher gibt und daß es 
dabei Gewinner gibt, denen es recht ist, daß eine 
aufkommende breitere Allianz für eine maßvolle 
Umweltpolitik, die zwischen den Fraktionen in 
diesem Hause im Entstehen begriffen war, wieder 
zerstört wird, und das ist der entscheidende 
Schritt nach hinten, den Sie heute tun, wenn Sie 
diese Vorlage beschließen, so wie sie daliegt. -
Ich danke Ihnen. (Beifall bei den Grünen. - Abg. 
Dr. C ap: Ein faLscher Pfarrer.') 22./5 

Präsident: Zum Wort gelangt Herr Abgeordne­
ter Svihalek. Ich erteile es ihm. 

22.15 
Abgeordneter Svihalek (SPÖ): Herr Präsident! 

Frau Bundesministerin! Meine sehr geehrten Da­
men und Herren! Wenn diese vielen Stunden der 
Diskussion uns etwas gezeigt haben, dann sind es 
meiner Auffassung nach zwei Erkenntnisse: 

Erstens hat Renoldner dramatisch bestätigt, 
daß wir es hier wirklich mit Schwarzweißmalerei, 
mit Halbinformationen, mit Fehlinformationen 
zu tun haben. Jetzt hat Herr Kollege Renoldner 
noch gezeigt, daß er Ge:;chichte nicht lernt, daß 
er keine Ahnung von Geographie hat. Wir wissen 
daher nach dieser Diskussion ... (Abg. Dr. Re -
n 0 L d ne r: Das ist eure AußenpoLitik.' Eine verlo­
gene Außenpolitik.') Sie haben überhaupt keine 
Ahnung von Außenpolitik; das möchte ich einmal 
hier ganz deutlich sagen. Denn wenn Sie einen 
Putsch von 1965 unter einem anderen Präsiden­
ten mit der heutigen Situation in Osttimor ver­
gleichen, dann ist das peinlich, Herr Kollege. 
(Beifall bei der SPÖ und BeifaLL des Abg. Dr. Lu­
kesch.) Es ist schlichtweg peinlich, wie Sie Au­
ßenpolitik begreifen und was Sie davon wissen. 
Aber das ist Realität! (Zwischenruf des Abg. Dr. 
Ren 0 l d n er.) Herr Kollege, jetzt haben wir Ih-
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nen so lange zugehört, jetzt horcht uns auch ein­
mal zu! 

Das ist übrigens mein nächster Ansatzpunkt. 
Ihre Präpotenz ist unbeschreiblich! (Beifall bei 
SPÖ, ÖVP und FPÖ. - Der Präs i den t gibt 
das Glockenzeichen.) Meine sehr verehrten Da­
men und Herren, ich werde mich mäßigen, aber 
wir werden in Zukunft - um nicht dieses Wort 
zu gebrauchen - unsere Argumente ähnlich 
deutlich vorbringen. Ich möchte das mit aller 
Klarheit sagen. Wir werden diese Schwarzweiß­
malerei inhaltlich aufzeigen. 

Ich möchte Ihnen folgendes sagen: Ich danke 
Ihnen persönlich und auch im Namen meiner 
Fraktion, denn Sie haben bewiesen, daß Sie in 
Wirklichkeit diese Industriegesellschaft nicht ver­
bessern und ökologisieren, sondern zerstören 
wollen. (Zwischenrufe bei den Grünen.) Jetzt wis­
sen wir endlich, wo wir inhaltlich stehen! Jetzt 
wissen wir, welche Diskussion wir mit Ihnen füh­
ren können. Dafür danke ich Ihnen. Sie wollen 
diese Industriegesellschaft zerstören, und wir wol­
len sie ökologisieren und vermenschlichen. Das 
ist der Unterschied, der die Parteien hier im Ho­
hen Haus tren.!lt. Mi~ aller Deutlichkeit gesagt! 
(Beifall bei SPO und 0 VP.) 

Und glauben Sie nicht, meine Damen und Her­
ren von der grünen Partei, daß Sie uns da so -
ich sage das jetzt sehr salopp - als "Depperln" 
hinstellen können, die alle nichts vom Regenwald 
wissen. Sie wissen offensichtlich zuwenig! Ich 
habe mir die Mühe gemacht, ein paar Bemerkun­
gen festzuhalten. Das müssen Sie sich jetzt anhö­
ren, gefallen lassen. 

Erstens bitte ich Sie für die Zukunft, wenn Sie 
schon angeblich so fachlich agieren und dieses 
Thema als so wichtig für sich in Anspruch neh­
men: Trennen Sie einmal zwischen Tieflandre­
genwäldern, Mangroven- und Gezeitenwald und 
Bergregenwäldern, also trennen Sie einmal zwi­
schen den Möglichkeiten und Unterschieden! 

Zweitens - auch mit aller Deutlichkeit -: 
Wenn Sie von den bedrohten Völkern sprechen, 
dann sprechen Sie auch davon, daß diese bedroh­
ten Völker, so schützenswert sie sind, auch fol­
gende Überlegung haben für ein besseres Leben. 
Ich zitiere Sir David Attenborough: Sie wollen 
Holz für ihr Feuer, sie wollen auch Kautschuk, sie 
wollen auch Landwirtschaft, sie wollen auch Städ­
te gründen, sie wollen auch ein wenig Zivilisation, 
sie wollen auch einen Wanderfeldbau, sie wollen 
auch Viehzucht, sie wollen auch eine Holzkohle­
produktion, und es gibt auch andere, die ein bes­
seres Leben wollen. 

Also tun Sie nicht so, als wenn das lauter 
"Tschapperln" im Wald wären, so schützenswert 
sie sind, wo nur die Grünen die Schützer sind! 

Natürlich müssen diese Völker beschützt werden, 
aber sie haben auch das Recht, sich weiterzuent­
wickeln und ein besseres Leben zu führen als je­
nes, das Sie ihnen in Wirklichkeit zusprechen. 
Auch das muß einmal hier in aller Deutlichkeit 
gesagt werden. (Beifall bei SPÖ und Ö VP. - Abg. 
Dr. Ren 0 I d n e r: Zyniker.') 

Und ich sage Ihnen ganz offen, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, was Realität ist. Ich 
wiederhole mich bewußt. (Zahlreiche Zwischen­
rufe bei den Grünen.) - Entschuldigung, wenn 
ich störe, aber ich würde jetzt ganz gern weiterre­
den. Ich sage Ihnen in aller Offenheit ... (Weite­
re Zwischenrufe bei den Grünen.) Herr Präsident! 
Ich bin leider nicht in der Lage, weiterzuspre­
chen. - Ich danke schön. 

Ich glaube, wenn man diesen Weg geht, den ich 
vorher skizziert habe, kann man etwas erreichen, 
und ich glaube, daß alle Parteien hier im Hohen 
Hause diesen Weg gehen wollen, außer Ihnen. Ich 
will nicht die Nuancen verkennen, die es gibt, die 
werden wir ausdiskutieren. Sie von den Grünen 
gehören für mich nach dieser Diskussion nicht zu 
jenen, die ökologisieren und vermenschlichen 
wollen. Die anderen schon - trotz aller Unter­
schiede. 

Und deshalb haben wir uns entschieden, fol­
genden Weg zu wählen: Wir haben gesagt, wir 
wollen mit diesen Ländern, Völkern, Menschen, 
Gemeinschaften wieder ins Gespräch kommen, 
und zwar erstens durch eine Entwicklungshilfe­
politik, die durchaus auch im Sinne Bruno Kreis­
kys zu verstehen ist, die wir aber nur dann durch­
führen können, wenn eine entsprechende Akzep­
tanz vorherrscht, überhaupt mit uns zu reden. 
Der Herr Wabl und der Herr Renoldner können 
nicht bestimmen, wer mit uns spricht, sondern da 
müssen wir die internationale Staatengemein­
schaft anerkennen. So schaut die Welt aus, aber 
nicht so, wie Sie sie sehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und um wieder ein Gesprächspartner in der 
Form zu werden, wie wir das wünschen, nämlich 
ein akzeptierter, informierter und beteiligter Ent­
wicklungshilfegesprächspartner, müssen wir ein 
Signal setzen. Zweitens ,- auch mit aller Deut­
lichkeit gesagt; und ich bin nachträglich sehr froh, 
die Ehre gehabt zu haben, bei dieser Regierungs­
delegation dabei gewesen zu sein -: Wir hätten 
ohne die Veränderung dieser heutigen Situation 
auch ökologisch nichts erreicht. Denn was nützt 
das schönste Wortgefecht im österreichischen 
Parlament, wenn vor Ort, in Indonesien, in Ma­
laysia, unsere ökologische Hilfe nicht akzeptiert 
wird. (Abg. Christine He in d I: Sie haben es nicht 
kapiert, junger Mann!) 

Die Damen und Herren dort haben uns deut­
lich gesagt: Wir brauchen eure Forstarbeiter 
nicht! Wir brauchen euren 200-Millionen-Schil-
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ling-Fonds nicht! Wir wollen das nicht. Also was 
nützt uns daher jede ökologische Initiative, wenn 
sie nicht akzeptiert wird? Wir wollen aber, daß sie 
akzeptiert wird. Wir wollen unsere Forstexperten 
dort zur Rettung der Regenwälder einsetzen. Wir 
wollen unsere 200 Millionen Schilling einsetzen, 
damit Regenwälder gerettet werden. Wir wollen, 
daß unser Wissen und unser Know-how in der 
Forstarbeit angenommen werden. Und damit das 
geschieht, müssen wir Gesprächspartner sein, und 
daher müssen wir diese Veränderungen durch­
führen. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) Auch das 
muß einmal in aller Deutlichkeit gesagt werden. 

Drittes und letztes Argument, und dann bin ich 
schon fertig mit dieser konkreten Überlegung. Ei­
nes ist auch klar geworden, meine Damen und 
Herren von den Grünen: Eine internationale 
Vorreiterrolle, wie wir sie angestrebt haben, ist 
nur dann eine Vorreiterrolle, wenn sie ernsthaft 
angenommen wird. Und ich sage Ihnen jetzt et­
was sehr Polemisches - vielleicht wurde das in 
dieser kritischen Form hier auch noch nicht ge­
sagt -: Für mich gibt es auch für die anderen 
Länder keine Entschuldigung. Wenn andere eu­
ropäische Länder, aber auch andere Staaten der 
Welt neun Monate nach Rio noch immer nicht 
unserem Schritt gefolgt sind, dann sind das auch 
nur Ausreden, denn solche Diskussionen, wie wir 
sie geführt haben in Österreich, wurden auch in 
vielen anderen Ländern geführt. Ich sage daher 
mit aller Klarheit: Wenn neun Monate nach Rio 
kein anderes Land diesen Schritt vollzogen hat, 
dann wollen sie es auch nicht. Es gibt neun Mona­
te nach Rio keine Ausrede. 

Daher: Theoretisieren wir hier nicht, nehmen 
wir nicht irgendwelche Briefe von Oppositionen, 
nehmen wir die Fakten! Es gibt keine Regierung 
und kein Parlament, das einen Beschluß hat, und 
es gibt vor allem neun Monate nach Rio keine 
Ausrede, das nicht getan zu haben! Nehmen Sie 
zur Kenntnis, daß das eine Realität ist und nicht 
eine Diskussion, die in die Zukunft und in die 
Ferne führt. Das muß gesagt werden. (BeifaLL bei 
SPÖ und ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
ist es halt, was uns trennt, und deswegen bin ich 
gar nicht so unfroh über diese Debatte, denn da­
mit sind die Fronten klarer. Wir wollen eine Öko­
logisierung der Wirtschaft, wir wollen Beschäfti­
gungspolitk durch Umweltschutz, wir sehen die 
Probleme in Osteuropa und in der Umweltbewe­
gung, und wir haben die globalen Probleme er­
kannt. Das trennt uns, und daher gibt es in Zu­
kunft eine inhaltliche Diskussion, die sehr deut­
lich sein wird, die sehr stark sein wird und die Sie 
sehr fordern wird. Sie werden sehr aufpassen 
müssen, daß Sie mit Ihrer Oberflächlichkeit in 
dieser Diskussion mit uns bestehen. (Beifall bei 
SPÖ und ÖVP. - Abg. Dr. Ren 0 l d n e r: Sviha-

lek. geh Würstel essen!) Mit "uns" meine ich hier 
alle anderen Fraktionen im Haus. trotz aller U n­
terschiede. 

Ich möchte Ihnen abschließend, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren der Grünen, fünf 
Schwerpunkte, die nicht von mir sind, sondern 
von verschiedenen internationalen Organisatio­
nen, für einen "Tropenwaldaktionsplan" vorlesen 
und damit begründen, warum wir das Gesetz ge­
ändert haben. Diese fünf Punkte zeigen, daß Zu­
sammenarbeit. internationale Kooperation und 
entsprechende Hilfe das Problem lösen, nicht 
aber Maßnahmen. wie wir sie fälschlich versucht 
haben. Ich lese Ihnen das vor, und das ist für mich 
und wahrscheinlich für viele Damen und Herren 
die Antwort, daß wir jetzt den besseren Weg ge­
wählt haben. 

Diese fünf Schwerpunkte des Tropenwaldak­
tionsplanes sind: 

Erstens: Waldnutzung; bessere Nutzung von 
Waldland durch Sicherung der langfristigen Prak­
tiken in Forst- und Landwirtschaft zwecks Ver­
ringerung der Bodenerosion und Steigerung der 
Produktivität. 

Zweitens: Aufbau einer zukunftsträchtigen 
Holzindustrie, Verbesserung der Verwaltungs­
strategien für die Tropenwälder, unter anderem 
durch weniger schädliche Erntemethoden, weni­
ger Verschwendung sowie die Schaffung gerech­
ter und stabilerer Märkte zur Befriedigung der 
Bedürfnisse im In- und Ausland. 

Drittens: Deckung des Brennholzbedarfes; Lö­
sung dieser Krise für die Menschen vor Ort. 

Viertens: Schutz von Waldarten und Ökosyste­
men, bessere Verwaltung von Schutzgebieten in 
Tropenwäldern im Interesse der Erhaltung der 
biologischen Vielfalt, zur Stabilisierung der loka­
len Klimate und Hydrologie wie auch für die Gü­
ter und Dienste des Waldes, auf die seine mensch­
I1chen Bewohner angewiesen sind. 

Fünftens: Aufbau von Wissen und Erfahrun­
gen in der Forstverwaltung; Unterstützung für 
Waldforschungs- und Waldverwaltungseinrich­
tungen mit dem Ziel, den Standard zu heben und 
eine enge Zusammenarbeit zwischen Wissen­
schaftlern, Planem und Entscheidungspersonen 
zu fördern. 

Das ist die Lösung der Probleme, und wenn wir 
Gesprächspartner werden sollen, dann müssen 
wir den heutigen Weg einschlagen. Ich bekenne 
mich dazu, und ich glaube, daß wir damit die tro­
pischen Regenwälder auch in Zukunft als ein 
wichtiges Thema haben und daß wir gemeinsam 
zur Rettun.g dies~r auch beitragen können. (Bei­
fall bei SPO und OVP.) 22.27 
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Präsident 

Präsident: Der nächste Render ist Herr Abge­
ord!:leter Gudenus. Er hat das Wort. (Rufe bei der 
SPO: Zack.' Zack.') 

2L~7 

Abgeordneter Mag. Gudenus (FPÖ): Hohes 
Haus! Frau Bundesminister! (Abg. Dr. Ca p: 
Zack.' Zack.') Das Thema Tropenholz hat uns 
heute schon, die letzten Tage insgesamt, mit sei­
nen Vorlaufdebatten sehr lange beschäftigt. (Abg. 
Dr. Ca p: Zack.' Zack.') Für uns ist erstaulich, daß 
dieses Gesetz heute wieder behandelt werden 
muß. (Abg. Dr. Ca p: Zack.' Zack.') Für uns Frei­
heitliche war es von Anfang an klar ... (Abg. Dr. 
Ca p: Zack! Zack.') - Wenn Sie "zack, zack" sa­
gen wollen, dann können Sie ruhig Hampelmänn­
ehen auch spielen. Das ist mir ganz recht! Machen 
Sie es! Es paßt vielleicht gut zum Klima, das heu­
te hier herrscht. Spielen Sie Hampelmännchen, 
Herr Kollege! Zack! Zack! (BeifaLL bei der FPÖ.) 
Oder ist das die Kurzform für Ihren Namen? 
(Abg. Dkfm. Holger Bau e r: Cap, das ist so ab­
surd! Du bist Zentralsekretär.' Der 
Prä si den I gibt das Glockenzeichen.) Wissen 
Sie, der Fasching ist vorbei. 

Präsident: Herr Kollege Bauer! Ich bitte um 
eine angemessene Ausdrucksweise. - Am Wort 
ist Abgeordneter Gudenus. 

Abgeordneter Mag. Gudenus (fortsetzend): Als 
der Herr Bundeskanzler, verziert mit der damali­
gen Umweltministerin Feldgrill-Zankel, nach Rio 
reiste (Abg. Dr. C a p: Zack.' Zack!), um sich dort 
feiern zu lassen, indem sie ein Gastgeschenk mit­
brachten, welches sie nicht bezahlen konnten, 
konnte man damals noch sagen, es war hochstap­
lerisch. Es sollte das Tropenholz geschützt wer­
den, und in Wirklichkeit wurden in Österreich 
Menschenopfer dargebracht. Und für diese Men­
schenopfer sind wir heute bereit, dieses Gesetz 
abzuändern, um eine Mäßigung der Menschenop­
fer zu erreichen. (Abg. Dr. Ca p: Das stimmt.') 
Wer also ein Geschenk bringt, das er nicht zahlen 
kann, wer also mehr gibt, als er hat, ist, gelinde 
gesagt, ein Schelm (Beifall bei der FPÖ), und wir 
stehen da, um diese Schelmereien wiedergutzu­
machen. (Abg. Dr. Ca p: Entsetzlich.') 

Abgeordneter Steinbauer redete von einem 
Handelskrieg, den wir verloren haben (Abg. Dr. 
Ca p: Zack.' Zack.'), und meinte daß die Schön­
schwätzereien hier in großen Mengen produziert 
worden wären, ebenso vom Kollegen Cap, der nur 
noch "zack, zack" sagen kann, weil es bei ihm zu 
nichts ~ eiterem reicht. (Heiterkeit und Beifall bei 
der FPO.) 

Es ist erfreulich, daß der Herr Bundesminister 
ein offenes Wort fand. Er sagte, das Gesetz war 
ein Fehler. (Abg. Dr. Ca p: Er sagte: Mein Ohr ist 
offen.') Wir meinen auch, daß es ein Fehler war, 
und es ist erfreulich, daß heute sehr lange darüber 

gesprochen wird, wie man und warum man das 
Gesetz ändern soll. Denn nicht nur, daß früher 
die Umwelt den Menschen geprägt hat - heutzu­
tage ist es umgekehrt, Herr Kollege Cap, heute 
prägt der Mensch die Umwelt. Zack! Zack! (All­
gemeine Heiterkeit.) 

Die Frage ist nur: Soll das Ökosystem als Gan­
zes zurechtkommen, so kann das Zentrum der 
Umweltgeschichte nicht der Mensch sein. (Abg. 
Dr. Ca p: Zack! Zack!) Ich glaube. wir erkennen 
jetzt, daß das homozentrische Weltsystem in ein 
Dilemma geraten ist. Zack, zack, Herr Kollege 
Cap! (Allgemeine Heiterkeit. - Abg. Dr. Ca p: 
Zick.' Zack.' Zick! Zack!) 

Mittlerweile befindet sich die Kultur des indu­
striellen Systems in einer kritischen Übergangs­
phase. (Abg. Dr. Ca p: Zack.' Zack.') Falsch im 
Rhythmus; erst das nächste Mal. (Heiterkeit und 
Beifall bei der FPÖ.) 

Es gibt die wenig tröstliche Auffassung, auch 
Umweltzerstörung wäre ein ökologisches Ord­
nungssystem. Mittlerweile befindet sich die Kul­
t.~r des industriellen Systems in einer kritischen 
Ubergangsphase. Sie erzeugt Störungen im Öko­
system. - Jetzt können Sie es wieder sagen. (Hei­
terkeit. - Ruf bei der SPÖ: Sagen Sie es!) 

Was wir brauchen, sind vorbildhafte, globalisie­
rungsfähige Forst:. und Landwirtschaftssysteme 
(Rufe bei der SPO: Zack.' Zack.'), die sich von 
Energie- über Finanz-, Industrie- und Struktur­
politik bis hin in den Bildungs-, Gesundheits- und 
Sozialbereich erstrecken. Und wir meinen, daß 
dieses globalisierungsfähige System vom Kollegen 
Murer in seiner Anregung eines globalen Ret­
tungssystems für den Wald angesprochen wird. 

Der Abgeordnete Keppelmüller wies darauf hin 
- leider Gottes sich des Inhalts dieses Gesetzes 
nicht ganz bewußt seiend -, daß dieser Murer­
Plan eine Globalisierung unserer Vorhaben vor­
hat. Es werden eben nicht spezielle Ländergrup­
pen hervorgehoben, erwähnt und damit diskrimi­
niert, die gesamte Waldmasse unseres Globusses 
wird angesprochen und unter Schutz gestellt. Es 
kann sich hiemit niemand diskriminiert fühlen, 
der diesen bescheidenen Anforderungen des Kol­
legen Murer, die er gemeinsam mit uns ausgear­
beitet hat ... (Zwischenmfe bei der SPÖ.) Es sind 
bescheidene Anforderungen, denn das kann nur 
ein erster Schritt sein, meine Damen und Herren! 
Machen Sie sic~. doch nicht über alles lustig! (Bei­
fall bei der FPO.) Lächerlich sind jene, die Aus­
führungen von Abgeordneten zu später Stund' 
mit "Zack! Zack!" quittieren und einleiten. (Hei­
terkeit und Beifall bei der FPÖ.) 22.35 

Präsident: Zum Wort gelangt Frau Abgeordne­
te Christine Heindl. Ich erteile es ihr. 
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Christine Heind1 

~2.35 

Abgeordnete Christine Heind1 (Grüne): Meine 
Damen und Herren! Auch wenn es möglicherwei­
se durch meinen Vorredner so ausschauen könn­
te, als ob das ein lustiges Thema wäre, muß ich 
sagen, ist es trotzdem eine Trauerstunde, eine 
Trauerstunde deswegen, weil gerade mein Vor­
vorredner, der Kollege Svihalek, gezeigt hat, auf 
welchem Niveau hier in Österreich - leider! -
Entscheidungen gefällt werden, Entscheidungen, 
die zukunftsweisend hätten sein können. (Abg. 
Sc h m i d t m eie r: Wo ist Ihre Chefin. die Frau 
Pelrovic?) 

Kollege Svihalek! Ich möchte Ihre Äußerun­
gen, bevor man sich mit der Thematik "Tropen­
holz" beschäftigt, müsse man sozusagen Lexikon­
experte sein und alle Holzarten herunterrasseln 
können, folgendermaßen beantworten: Es gibt 
bei der Diskussion - und das haben Sie hoffent­
lich in den letzten Stunden in Ansätzen mitbe­
kommen - nicht nur Argumente der Holzwirt­
schaft, sondern es geht hier um Menschenrechte, 
um kulturpolitische Argumente, um ökologische 
Argumente. (Beifall bei den Grünen.) 

Ich zitiere, Herr Kollege Svihalek, einen Satz 
aus dem "Geo", März-Nummer 1990: "Wer bei 
der Nutzung der Regenwälder nur an Holz denkt, 
hat offensichtlich ein Brett vor dem Kopf." -
Herr Kollege Svihalek! Ich glaube, das Brett ist 
ziemlich dick, das Sie vor Ihrem Kopf haben. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube nicht, 
daß wir mit lustigen Argumenten schließen kön­
nen, denn das, was wir hier erlebt haben, war ja 
nicht nur die Verabschiedung von einem Gesetz, 
das zukunftsweisend hätte sein können, wenn 
man es belassen hätte, sondern es war auch die 
Art und Weise, wie mit Abgeordneten umgegan­
gen wurde, die den Mut hatten, zu sagen, zu wei­
chem Ergebnis sie in ihrer Auseinandersetzung, 
in ihrer wirklichen Beschäftigung mit diesem 
Thema gekommen sind. 

Und da der Herr Bundesminister nun endlich 
da ist - wieder da ist -, möchte ich als frei ge­
wählte Abgeordnete dieses Hauses noch einmal 
hier vom Rednerpult aus meinen Protest zu sei­
ner Beantwortung kundtun, meinen Protest, daß 
es nicht angeht, daß ein Minister, der von Anfang 
an bestrebt war, das Gesetz vom Juni wieder 
rückgängig zu machen, jetzt versucht, einen Ab­
geordneten seiner Fraktion - beim anderen hat 
er anscheinend nicht so viel Zugriffsmöglichkei­
ten - hier quasi zu maßregeln und zu sagen: Der 
darf ja gar nicht anderer Meinung sein, denn der 
ist ja damals nicht einmal mitgeflogen! Ach, der 
Böse doch! 

Ich glaube, daß es wichtig war, daß der Kollege 
nicht mitgeflogen ist. (Zwischenrufe.) Ich würde 

Sie ersuchen, seinen Argumenten zu folgen und 
den Bericht von Amnesty International endlich 
einmal genau zu lesen, damit Sie wissen, über 
welche Länder Sie reden, von denen Sie behaup­
ten, daß dort politisch alles in Ordnung sei. 

Frau Umweltministerin! Es ist schade, daß ge­
rade Sie während dieser Phase der Auseinander­
setzung, in der es, wenn Sie das Wort ergriffen 
und hier klar und eindeutig Stellung bezogen hät­
ten, vielleicht noch möglich gewesen wäre, zu­
mindest in der einen Partei, rechts in diesem Saal 
- möglicherweise; man soll ja an Wunder glau­
ben -, doch noch ein Umdenken zu erreichen. 
nur hier gesessen und sich die Ohren zugehalten 
haben, weil Sie nicht miterleben wollten, wie Kol­
lege Schüssel mit Kollegen Steinbauer umgegan­
gen ist. (Bundesministerin Maria Rau c h - K a l -
la t: Nein! Ich bin hier gesessen.') Ja, Sie haben 
sich die Ohren zugehalten (Bundesministerin Ma­
ria Rau c h - KaLi a t: Nein!) und sich leider 
nicht zu Wort gemeldet. Sie haben sich leider 
nicht zu Wort gemeldet, Sie haben nicht Partei 
ergriffen. 

Präsident: Bitte um den Schlußsatz. (Zwischen­
rufe.) 

Abgeordnete Christi ne Heindl (fortsetzend): 
Selbstverständlich. (Weitere Zwischenrufe.) 
Selbstverständlich. Ich habe das Schlußwort. Sie, 
meine Damen und Herren von den Regierungs­
parteien, werden mit der Menge Ihrer Füße heute 
versuchen, zu unterdrücken ... (Rufe bei SPÖ 
und ÖVP: Was?) 

Präsident: Bitte um den Schlußsatz! 

Abgeordnete Christine Heindl (fortsetzend): 
... , und Sie werden sagen: Wir haben die Mehr­
heit, und ihr da, ihr habt bloß die Argumente! 
Heimlich werden Sie sagen: Möglicherweise ha­
ben sie recht, die zehn Grünen und die zwei ande­
ren, die dagegen sind. (Zwischenrufe bei SPÖ und 
Ö VP. - Der Prä si den l gibt das Glockenzei­
chen.) Aber wir sind ... (Beifall bei den Grünen. 
- Lebhafte Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP.) 
22.39 

Präsident: Die Redezeit ist beendet. 

Nächste Wortmeldung: Abgeordneter Dr. 
Fuhrmann. 

22.40 
Abgeordneter Dr. Fuhrmann (SPÖ): Herr Prä­

sident! Geschätzte Mitglieder der Bundesregie­
rung! Die Grünen haben sich im Verlauf dieser 
Debatte schon einige Male geirrt. So hat sich auch 
die Frau Kollegin Heindl geirrt: Sie hat nicht das 
Schlußwort! 

Wir haben in dieser Debatte viel Pathos gehört 
von der grünen Fraktion, wie wichtig ihr dieses 
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Dr. Fuhrmann 

Thema sei. Die grüne Fraktion hat dieses Thema 
als so wichtig dargestellt, daß sie durch Filibu­
stern und all die Aktionen, die sie gestern und 
heute aufgeführt hat, beweisen wollten, wie wich­
tig ihr dieses Thema des Tropenwaldes sei. Die 
Klubvorsitzende der grünen Fraktion (Abg. 
Schmidtmeier: Wo ist sie?) hat in einem 
ORF -Interview behauptet, es sei eine Sternstunde 
des Parlaments gewesen. . 

Meine sehr geehrten Damen und Herren des 
Hohen Hauses! Ich möchte Ihnen gerne sagen, 
daß der Klubvorsitzenden des Klubs der grünen 
Fraktion dieses Thema so unwichtig ist, daß sie 
bei der Schlußdebatte und bei der Abstimmung 
über dieses Thema nicht in diesem Hause ist 
(Abg. Dr. Ren 0 I d ne r: Sie wissen genau. daß 
sie im ORF ist!). sondern beim ORF diskutiert, 
beim "Runden Tisch" des Herrn Oberhauser. 
(Hört!-Hört.'-Rufe bei SPÖ und ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von 
den Grünen! Das ist keine Sternstunde für Ihre 
Fraktion! (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 22.41 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr gemel­
det. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort. 

Wir kommen daher zur A b s tim m u n g. 
(Ruf: Tatsächliche Berichtigung.') - Bitte, eine 
tatsächliche Berichtigung geht nur während der 
Redezeit, aber nicht bei der Abstimmung. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ge­
setzentwurf samt Titel und Eingang in 978 der 
Beilagen. (Unruhe im Saal. - Der Präs i den t 
gibt das Glockenzeichen.) - Ich bitte, daß wir we­
nigstens die Abstimmung so durchführen, wie es 
der Wichtigkeit der Materie entspricht. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die für 
diesen Gesetzentwurf sind, um ein Zeichen der 
Zustimmung. - Das ist mit Mehrheit angenom­
men. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem vor­
liegenden Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung erteilen, um ein diesbezügliches 
Zeichen. - Der Gesetzentwurf ist auch in dritter 
Lesung be s chI 0 s sen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung über 
die dem Ausschußbericht 978 der Beilagen beige­
druckte Entschließung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiefür 
eintreten, um ein Zeichen der Zustimmung. -
Das ist mit M ehr h e i t so b e s chI 0 s sen. 
(E 94.) 

Ich lasse weiters über den Antrag des Ausschus­
ses, seinen Bericht 978 der Beilagen hinsichtlich 
des Antrages 365/A zur Kenntnis zu nehmen. ab­
stimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Antrag des Ausschusses zustimmen, um ein Zei­
chen. - Auch das ist mit M ehr h e i t a n g e -
no m me n. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den Ent­
schließungsantrag der Abgeordneten Mag. Bar­
müller und Genossen betreffend Kennzeichnung 
von Holzprodukten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für den 
Entschließungsantrag Barmüller eintreten, um 
ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist die 
M i n der h e i t. A b gel e h n t. 

Wir gelangen letztens zur Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Keppelmüller, Dr. Bartenstein und Genossen be­
treffend Erstellung eines jährlichen Berichtes 
zum globalen Zustand der Wälder. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Ent­
schließungsantrag Keppelmüller, Bartenstein zu­
stimmen, um ein Zeichen. - Das ist mit 
Me h r h e i t so be sc h los sen. (E 95.) 

Damit ist der 1. Punkt der Tagesordnung erle­
digt. 

2. Punkt: Bericht des Handelsausschusses über 
die Regierungsvorlage (965 der Beilagen): Bun­
desgesetz, mit dem das Bundesgesetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb 1984 geändert wird 
(UWG-Novelle 1993) (980 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesgesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb geändert wird. 

Herr Ing. Schwärzler ist zum Berichterstatter 
gewählt worden, und ich ersuche ihn, die Debatte 
einzuleiten. 

Berichterstatter Ing. Schwärzler: Sehr geehrter 
Herr Präsident! Frau Bundesministerin! Herr 
Bundesminister! Hohes Haus! Der Entwurf sieht 
eine Erweiterung des Zugaben verbotes bei peri­
odischen Druckwerken auf die Fälle des Anbie­
tens, Gewährens sowie auch auf Ankündigungen 
vor, die nicht in öffentlichen Bekanntmachungen 
oder anderen, für einen größeren Personenkreis 
bestimmten Mitteilungen enthalten sind. Der 
Entwurf bestimmt des weiteren, daß § 9a Abs. 2 
Z. 8 UWG nicht auf periodische Druckwerke an­
zuwenden ist. 
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Berichterstatter lug. Schwärzler 

Der Handelsausschuß hat die Regierungsvorla­
ge in seiner Sitzung am 9. März 1993 in Verhand­
lung genommen. 

Die Abgeordneten Dr. Kurt Heindl und Hans 
Hofer brachten einen Abänderungsantrag betref­
fend die Änderung des § 9a Abs. 2 Z. 8 ein. 

Die Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic stellte 
den Antrag, die Beratungen über die gegenständ­
liche Regierungsvorlage zu vertagen und die Her­
ausgeber der "großen" Zeitungen als Experten zu 
laden. 

Der Antrag der Abgeordneten Dr. Madeleine 
Petrovic auf Vertagung erhielt nicht die erforder­
liche Mehrheit. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
in der Fassung des Abänderungsantrages mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Han­
delsausschuß somit den An t rag, der National­
rat wolle dem dem schriftlichen Ausschußbericht 
angeschlossenen Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Weiters hat die Abgeordnete Dr. Madeleine Pe­
trovic eine Abweichende persönliche Stellung­
nahme abgegeben. 

Herr Präsident! Soweit der Bericht. Ich bitte, 
die Debatte fortzusetzen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter für seine Einleitung zur Debatte. 

Redezeitbeschränkung 

Präsident: Bevor ich dem ersten gemeldeten 
Redner das Wort erteile, gebe ich bekannt, daß 
mir ein Antrag der Abgeordneten Dr. Fuhrmann, 
Dr. Neisser, Dr. Haider und Dr. Frischenschlager 
vorliegt, die Redezeit jedes zum Wort gemeldeten 
Abgeordneten für diese Debatte auf 15 Minuten 
zu beschränken. 

Ich lasse sogleich darüber abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die diesem Antrag zu­
stimmen, um ein diesbezügliches Zeichen. - Das 
ist mit M ehr h e i t so b e s chi 0 s sen. 

Erstredner haben 20 Minuten. 

Zu Wort gelangt Herr Abgeordneter Rosen­
stingl. 

22.47 
Abgeordneter Rosenstingl (FPÖ): Meine sehr 

geehrten Damen und Herren! Ich werde die 
20 Minuten nicht ausnützen aufgrund der vorge­
schrittenen Zeit und aufgrund der Verzögerung, 
die leider durch die Grün-Alternativen entstan­
den ist. (Beifall bei FPÖ, SPÖ und ÖVP.) 

Ich möchte aber schon darauf hinweisen, daß in 
den letzten Wochen und Monaten ein übermäßi­
ges Ansteigen von Preisausschreiben in Zeitun­
gen und Zeitschriften mitzuerleben war. Diese 
Preisausschreiben sind natürlich, wenn man sie 
direkt sieht, kein Geschäft für die Zeitungen, son­
dern sie werden deswegen durchgeführt, damit 
die Zeitungen eventuell Auflagensteigerungen er­
zielen, wobei, wenn man einschlägige Statistiken 
beobachtet, diese Auflagensteigerungen meistens 
nur vorübergehend sind. Es ist aber doch so, daß 
in manchen Fällen diese Auflagensteigerungen in 
Medienstatistiken, Medienanalysen oder in die 
Auflagenstatistik einfließen und zumindest in 
Teilbereichen Auswirkungen haben. 

Natürlich können sich aber solche Preisaus­
schreiben nur große Zeitungsunternehmen oder 
Zeitschriftenunternehmen leisten. Kleine sind 
ganz einfach wirtschaftlich nicht in der Lage, so 
etwas durchzuführen. Es entsteht ein intensiver 
Wettbewerb mit solchen Preisausschreiben, und 
es kommt zu enormen Belastungen, die eben klei­
ne Zeitungsunternehmen nicht tragen können. 
Dadurch entsteht für diese kleineren Zeitungsun­
ternehmen ein wesentlicher Wettbewerbsnachteil. 

Das hat auch der Verband der Österreichischen 
Zeitungsherausgeber und Zeitungsverleger er­
kannt und sich massiv dafür eingesetzt, daß mit 
diesem Usus Schluß gemacht wird und daß es zu 
einer Gesetzesänderung kommt. 

Ich möchte schon darauf hinweisen, daß im 
Vorstand des Verbandes der Österreichischen 
Zeitungsherausgeber und Zeitungsverleger alle 
großen östetreichischen Zeitungen vertreten 
sind, also die Zeitungen, die durch das heutige 
Gesetz eigentlich betroffen sind. Und trotzdem 
hat es im Verband eine wesentliche Mehrheit da­
für gegeben, an den Gesetzgeber heranzutreten, 
damit es zu einer Änderung dieses Gesetzes 
kommt. 

Ich möchte aber auch darauf hinweisen, daß 
man in diesem Bereich durchaus verschiedener 
Ansicht sein kann. Auch in unserer Fraktion gibt 
es einige, die der Meinung sind, daß Wettbewerb 
nicht eingeschränkt werden soll und daß Preis­
ausschreiben auch ein Teil des Wettbewerbs sind. 
Ich glaube, daß auch diese Argumentation etwas 
für sich hat, und kann diese Argumentation ver­
stehen. Ich möchte extra erwähnen, daß meine 
Kollegin, Frau Or. Partik-Pable, diese Meinung 
vertritt, aber aus Rücksicht auf die vorgeschritte­
ne Zeit auf eine Wortmeldung verzichtet hat. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) Sie wird aber entspre­
chend abstimmen und auch andere in unserer 
Fraktion, wie zum Beispiel Kollege Scheibner. 

Für mich persönlich darf aber Wettbewerb 
nicht heißen, daß große Unternehmen einen we­
sentlichen Vorteil haben und daß vielleicht im 
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Endeffekt nur mehr große Unternehmen überle­
ben können. Ich glaube daher, daß der heutige 
Beschluß der richtige Weg ist. Es sollen keine 
Preisausschreiben mehr durchgeführt werden. 
Das könnte auch ein Beitrag dazu sein, daß kleine 
Zeitungen erhalten bleiben und daß die Medien­
vielfalt in Österreich gewahrt wird. Wenn das ge­
schieht, haben wir viel erreicht in diesem Hohen 
Haus. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 22.51 

Präsident: Als nächste zu Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Tichy-Schreder. Ich erteile es ihr. 

22.51 

Abgeordnete Ingrid Tichy-Schreder (ÖVP): 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine Da­
men und Herren! Ich bin Kollegen Rosenstingl 
sehr dankbar, denn er hat die wesentlichsten 
Punkte dieser Novelle erläutert. Ich möchte dazu 
noch ergänzen: Es geht darum, daß die Mei­
nungsvielfalt auch für kleine Zeitungen erhalten 
bleibt. Man kann über Wettbewerbsfragen ver­
schiedenster Aufassung sein, aber es ist notwen­
dig, daß der Wettbewerb rechtzeitig in geregelte 
Bahnen kommt. 

Das war - wie schon Herr Kollege Rosenstingl 
angeführt hat - ein starker Wunsch des Zei­
tungsherausgeberverbandes, aber - und das 
möchte ich ergänzen - es bleibt natürlich den 
kleinen regionalen Zeitungen vorbehalten, kleine 
Preisausschreiben mit einer maximalen Höhe von 
300 000 S zu machen und auch Anzeigen dafür 
aufzunehmen, denn dies ist für regionale und spe­
zifische Zeitungen und Zeitschriften oft eine 
Möglichkeit, Kunden anzusprechen. Es war ja sei­
nerzeit auch der Wunsch, diese Gruppe bei der 
letzten UWG-Gesetzesnovelle einzubinden. 

Es wurde aber im Ausschuß ein Abänderungs­
antrag von den Abgeordneten Or. Heindl und 
Hofer eingebracht. Dabei geht es darum, daß es 
dem Versandhandel nicht mehr gestattet sein soll, 
Bestellscheine auszugeben, die gleichzeitig auch 
Teilnehmerkarten für ein Gewinnspiel sind. Das 
soll keine Verführung sein, und das wurde mit 
diesem Abänderungsantrag erreicht. Es kann ein 
Gewinnspiel stattfinden, aber es muß eine separa­
te, getrennte Gwinnkarte dafür verwendet wer­
den. 

Ich glaube, daß wir damit die Zielsetzung, rasch 
Voraussetzungen für einen fairen Wettbewerb zu 
schaffen, verwirklicht haben, und ich hoffe, daß 
die Auswirkungen in Zukunft in dem Rahmen er­
folgen werden, wie wir es uns vorstellen. (Beifall 
bei der ÖVP und Beifall des Abg. Nürnberger.) 
22.53 

Präsident: Nächste Rednerin ist Frau Abgeord­
nete Grandits. Ich erteile ihr das Wort. 

:!2.53 
Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (Grüne): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ob Preisaus­
schreiben wettbewerbsverzerrend sind oder nicht, 
darüber möchte ich jetzt überhaupt nicht disku­
tieren. Wir haben einen Vorschlag im Ausschuß 
gemacht, alle beteiligten Zeitungen vorzuladen, 
ein Hearing zu machen, Pro- und Kontra-Argu­
mente auf den Tisch zu legen und eine wirklich 
ernsthafte Diskussion darüber abzuhalten. Das 
wurde selbstverständlich wie üblich abgelehnt. 

Aber unser größtes Problem in dieser Angele­
genheit ist, daß es eindeutig um einen Anlaßfall 
geht, bei dem ein Megaunternehmen Eigeninter­
essen vertritt und in der politischen Vertretung 
einen Verbündeten gefunden hat. Sofort, ohne 
größere Vorbereitungen, hat dieser Vorschlag 
den Weg ins Parlament gefunden, und - flutsch 
- heute wird es beschlossen. 

Ich habe gesagt, ich möchte jetzt überhaupt 
nicht darüber reden, was von Vorteil ist oder 
nicht - da haben wir unsere eigene Position dazu 
-, aber ich finde es äußerst bedenklich, daß in 
diesem Land vor einem Medienzaren ein Kniefall 
gemacht wird, der genau mit dieser Art von wett­
bewerbsverzerrenden Methoden groß geworden 
ist. Und jetzt wird ein Gesetz zuungunsten eines 
anderen Unternehmers gemacht, weil man eben 
einfach Angst hat, simpel Angst hat. Die Politiker 
haben Angst vor einem Medienkonzern! 

Ich finde es einfach schändlich, daß sich das 
Parlament dazu hergibt, bei so einer Aktion mit­
zumachen, und das ist der Grund, warum wir 
selbstverständlich diesem Antrag nicht zustim­
men können, diesen Antrag ablehnen müssen und 
zum wiederholten Mal darauf hinweisen müssen, 
daß dieses Haus bis jetzt keine Bereitschaft ge­
zeigt hat, eine umfassende medienpolitische Dis­
kussion zu führen. Jeder Antrag von uns auf Ab­
haltung einer Enquete im Bereich der Medienpo­
litik wurde abgelehnt oder überhaupt nicht be­
handelt. 

Und dann glaubt man eben, sich mit solchen 
Anträgen wieder die Gunst einer Zeitung für die 
nächsten Jahre erkaufen zu können. Das ist Me­
dienpolitik in Österreich, und die ist mehr als 
schändlich! Da möchten wir nicht mitmachen, 
denn wir glauben, daß es ein umfassendes Kon­
zept für eine Presseförderung geben sollte, dann 
haben kleine Zeitungen eine Chance. 

Herr Kollege Rosenstingl! Wenn Sie glauben, 
daß kleine Zeitungen mit einem Preis von 
5 000 S oder 10 000 S ihre Auflagen erhöhen 
werden, dann sind Sie wirklich auf dem Holzweg. 
Das ist wohl das letzte, was kleinen Zeitungen 
helfen wird. Es ist eindeutig klar, daß das wieder 
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großen Konzernen zugute kommen wird, wenn 
großartige Preise und ähnliches winken. 

Diese Art, ein Gesetz zu machen, weil man vor 
einem mächtigen Zeitungsherausgeber in die 
Knie geht, müssen wir verurteilen, und daher 
werden wir dem nicht zustimmen. - Danke. 
(Beifall bei den Grünen.) 22.56 

Präsident: Als nächster gelangt Herr Abgeord­
neter Resch zu Wort. Ich erteile ihm dieses. (Abg. 
Ing. Mur e r: Resch.' Zack.' Zack.' - Abg. 
Res c h: Zickzack. wenn es der Herr Gudenus 
will.' Wir sind da nicht so fixiert auf zwei Worte.') 

22.56 
Abgeordneter Resch (SPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Wissen Sie, wovor ich Angst habe? - Vor den 
Doktrinären. Die beste Kur für solche Doktrinäre 
wäre eigentlich die Praxis. Bei jedem Thema, das 
wir behandeln, so auch beim Tropenholz, wo wir 
die Betroffenen - einschließlich der NGOs -
eingeladen haben, beklagen Sie, daß die Betroffe­
nen nicht zu Wort kommen, weil Sie es verabsäu­
men, rechtzeitig Kontakte zu suchen, Kontakte 
aufzubauen. 

Auch im Zusammenhang mit dieser Gesetzes­
vorlage ist wieder ein Antrag der Grünen gekom­
men, die Betroffenen anzuhören. Ich weiß schon, 
es ist vielleicht mühseliger, aber wir haben einen 
anderen Weg gewählt. Wir haben gesagt, wir neh­
men uns die Mühe und lesen die Stellungnahmen 
der Betroffenen, denn auch diese sind Grundlage 
und können Grundlage dafür sein, zu wissen, was 
die Betroffenen dazu sagen. Frau Kollegin Tichy­
Schreder und auch Kollege Rosenstingl haben ja 
schon darauf hingewiesen, daß der Verband der 
Zeitungsherausgeber gesagt hat - ich zitiere -: 
"Die vorgelegte Novelle entspricht voll den Inten­
tionen des Verbandes." 

Noch etwas: wir sind auch der Meinung, daß es 
nicht sinnvoll ist, Presseförderung zu geben, die 
dann auf dem Umweg von Gewinnspielen wieder 
ausbezahlt wird. Und wir wissen noch etwas -
dabei sind wir selbstkritisch -: daß wir mit dieser 
Novelle nicht das Rad neu erfinden, aber wir rea­
gieren auf eine Entwicklung, die wir bei der Be­
schlußfassung ... (Zwischenruf des Abg. Wa b l.) 
- Sie basteln noch immer am Rad, Herr Kollege 
Wabl, und glauben, wenn Sie das Rad in etwa 
rund kriegen, daß Sie etwas Neues erfunden ha­
ben. 

Wir reagieren auf eine Entwicklung, die wir 
1992 nicht wollten, und ich darf daran erinnern, 
daß der Bundesminister die totale Liberalisierung 
wollte. Es gab Interventionen. Das abzustreiten 
wäre ja falsch und würde auch nicht den Tatsa­
chen entsprechen. Das Ergebnis waren dann Aus­
nahmen, und jetzt sind wir halt dabei, wieder 

Ausnahmen von den Ausnahmen zu machen. Ich 
kann nur eines sagen: Es ist dadurch sicherlich 
ein kompliziertes Gesetz geworden, aber wir ha­
ben in den Ausschußberatungen schon darauf 
hingewiesen, daß wir gerade auch im Zusammen­
hang mit dem Weg in die EG eine endgültige Re­
gelung treffen werden müssen. 

Wir haben bei dieser Gelegenheit auch der Kol­
legin Petrovic, die sich überall auskennt - eine 
beneidenswerte Universalfrau -, als sie ihre Be­
denken vorgebracht hat, versichert, daß wir uns 
wirklich bemühen werden, eine umfassende Re­
gelung, die herzeigbar ist. die nicht kompliziert 
ist. die auch gerade den kleinen Regionen und 
Regionalzeitungen die Chance gibt. ihre beschei­
denen Möglichkeiten zu nutzen, in Bälde diesem 
Haus vorzulegen, und dann können Sie wiederum 
Ihre Vorbehalte einbringen. 

Ich glaube, diese Vorbehalte sind nicht stich­
haltig. Wir werden uns aber mit ihnen auseinan­
dersetzen, so wie wir es immer tun. auch wenn Sie 
es nicht wahrhaben wollen. - Danke. (Beifall bei 
der SPÖ.) 23.01 

Präsident: Der nächste Redner ist Herr Abge­
ordneter Mag. Barmüller. Er hat das Wort. 

23.01 
Abgeordneter Mag. Barmüller (Liberales Fo­

rum): Herr Präsident! Herr Bundesminister! Mei­
ne Damen und Herren! Wir sehen diese Neurege­
lung des UWG als eine sehr illiberale und wettbe­
werbsvermeidende an und werden ihr daher nicht 
zustimmen. Ich habe das bereits im Ausschuß 
ausführlich begründet. 

Ich möchte hier nur noch etwas hervorheben: 
Es wird in den Erläuternden Bemerkungen davon 
gesprochen, daß die Preisausschreiben, die es bei 
den Zeitungen gibt, eine enorme wirtschaftliche 
Belastung für kleinere Zeitungs- und Zeitschrif­
tenunternehmer mit sich bringen k ö n n e n und 
damit auch zu einem ruinösen Wettbewerb füh­
ren k ö n n t e n. Es wird also in der Regierungs­
vorlage selbst eingestanden, daß dieser Zustand 
nicht vorhanden ist. Es besteht also dahin gehend 
kein Regelungsbedarf. 

Meine Damen und Herren! Darüber hinaus, 
glaube ich, muß man zur Kenntnis nehmen, daß, 
wenn man österreichische Zeitungen mit deut­
schen Zeitungen vergleicht, österreichische Zei­
tungen eben zu einem Gutteil auch der U nterhal­
tung dienen, manchmal mehr der Unterhaltung 
als der Information. Das ist zur Kenntnis zu neh­
men, denn jeder einzelne, der sich eine Zeitung 
kauft, wird schon wissen, ob er Information oder 
Unterhaltung haben will. 

Darüber hinaus wird gesagt, daß durch § 9a 
Abs. 2 Z. 8 des UWG die Möglichkeit besteht, 
daß der eingeräumten Gewinnchance seitens der 
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Käufer größere Beachtung geschenkt und daß da­
mit ein unsolides Element in den Kaufentschluß 
hineingetragen wird. Wenn es wirklich so ist, mei­
ne Damen und Herren, daß der österreichische 
Nationalrat dafür zu sorgen hat, daß Menschen in 
Österreich eine Zeitung nicht kaufen, weil ein 
Gewinnspiel drinnen ist, dann ersuche ich Sie 
auch, etwa das 100 OOO-S-Quiz bei Ö3 zu verbie­
ten, denn das ist ganz genau das gleiche. Da wer­
den Fragen gestellt, die sich auf die Nachrichten 
beziehen, und wenn es so ist, daß die Menschen 
nur noch Ö3 und die Nachrichten hören, damit 
sie dann beim 100 OOO-S-Quiz teilnehmen kön­
nen. dann wird es wohl auch so sein, daß damit 
ein unsolides Element hineingetragen wird und 
daß der Entschluß der Menschen in Österreich, 
Ö3 zu hören, vielleicht nur noch auf die Gewinn­
chance gerichtet ist und nicht mehr darauf, daß 
man die Nachrichten hören will. 

Wenn Sie das konsequent zu Ende denken wol­
len, dann wird uns nach der Liberalisierung auf 
dem Radiomarkt eine Regelung ins Haus stehen, 
daß auch Radiosender solche Gewinnspiele nicht 
machen dürfen. Da würden wir auch dagegen 
sein, und daher stimmen wir konsequenterweise 
auch heute schon gegen diese Vorlage. - Danke. 
(BeifaLL beim LiberaLen Forum.) 23.03 

Präsident: Der nächste Redner ist Herr Abge­
ordneter Trattner. Er hat das Wort. 

23.04 
Abgeordneter Mag. Trattner (FPÖ): Herr Prä­

sident! Herr Minister! Hohes Haus! Auch ich wer­
de es sehr kurz machen, da die Regierungsvorlage 
von meinen Vorrednern ziemlich deutlich klarge­
legt worden ist. 

Ich bin der Auffassung, daß diese UWG-Novel­
le sicherlich nicht dazu beitragen wird, das Me­
diensterben in Österreich zum Stillstand zu brin­
gen. Und zwar müssen zwei Punkte bei uns geän­
dert werden: einmal die Presseförderung nach 
dem Gießkannenprinzip, und zum anderen muß 
endlich bei uns in Österreich ein Medienkartell­
recht eingeführt werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Im Juli letzten Jahres haben die Abgeordneten 
Dr. Cap und Steinbauer namens der großen Koa­
lition einen Antrag gestellt, die Presseförderung 
nach dem Gießkannenprinzip von 85 Millionen 
auf 300 Millionen zu erhöhen. Auch im Budget­
gesetz für 1993 sind diese 300 Millionen enthal­
ten. Aber trotz dieser Förderung kam es zu einem 
Massensterben der Medien. Man denke hier nur 
an die steirische "Südost-Tagespost" , an die 
Kärntner "Neue Volkszeitung" , die "Neue Tiroler 
Zeitung", die "Arbeiter-Zeitung", die" Volkstim­
me" und "Guten Tag Niederösterreich" . 

Jeder Unternehmer in Österreich, der heute zu 
einer Förderungsstelle geht, sei es eine BÜRGES-

Aktion, sei es eine ERP-Aktion, muß Unterlagen 
bereitlegen. Er muß seine Bilanzen präsentieren, 
er muß eine Rentabilitätsberechnung machen, er 
muß sein Investitionsvorhaben beschreiben, und 
dann geht er zur Förderungsstelle. Das kann er 
oft selbst gar nicht machen, weil das alles viel zu 
kompliziert ist, denn es gibt mittlerweile in Öster­
reich 160 Förderungen. Wer muß also das Ganze 
abwickeln? - Die Bank. Die Bank hat mit diesen 
Förderungen auch keine sonderliche Freude, aus 
dem ganz einfachen Grund: Der Zinssatz, den die 
Bank garantieren muß, ist meistens höher als je­
ner, zu dem die Bank in Form von Taggeld, Mo­
natsgeld oder sonstigen Barvorlagen das Geld ein­
kaufen muß. Die hat oft gar kein Interesse, ein 
Förderungsansuchen an die entsprechende Stelle 
weiterzuleiten. 

Dann kommt noch etwas dazu: Wenn dieses 
Förderungsansuchen abgegeben worden ist und 
das Investitionsvorhaben stimmt, dann bekommt 
der Förderungswerber meistens gar nicht 
100 Prozent der Förderung, sondern in letzter 
Zeit werden diese Förderungen sehr stark einge­
schränkt. Meistens bekommt er nur 50 Prozent, 
und das mit einer Zinsstützung von meist nur 
2 Prozent. Aus diesem Grund scheuen auch sehr 
viele Unternehmer in Österreich den Weg zu den 
entsprechenden Förderungsstellen. 

Wer die Meldungen in der letzten Zeit verfolgt 
hat, weiß, daß etwa die ERP-Mittel für Investitio­
nen im Fremdenverkehr gekürzt wurden, aber bei 
den Förderungen nach dem Gießkannenprinzip, 
zum Beispiel bei der Presseförderung, wird kein 
Einhalt geboten, bei der Förderung für Chrysler 
in der Steiermark wird kein Einhalt geboten, und 
wir kennen auch die berühmten Zahlen der För­
derung nach dem Arbeitsmarktförderungsgesetz: 
4,7 Milliarden ohne Richtlinien vergeben. 

Hier muß man einen Ansatz machen. Man muß 
auch bei der Presseförderung ins Detail gehen. 
Man muß verlangen, daß jemand, der eine Neu­
gründung macht, eine Rentabilitätsberechnung 
vorlegt, welche Zukunftsaussichten dieses Blatt 
hat. Dann ist er förderungswürdig, und dann 
kann er zu einer Förderung kommen. Oder: 
Wenn es heute einem Unternehmer schlechtgeht 
und man ihn mit einer spezifischen Fröderung 
unterstützen kann, dann soll man ihn unterstüt­
zen, aber nicht auf bloßes Erscheinen bei den ent­
sprechenden Stellen hin, sondern er muß U nter­
lagen bereitleg~n, wie sie von jedem anderen Un­
ternehmer in Osterreich verlangt werden. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Wenn diese Unterlagen entsprechend aufberei­
tet sind, das heißt, wenn es eine Gewinnchance 
gibt, wenn er aufgrund seiner Liquiditätsaussich­
ten, des Cash-flow, seine zukünftige Kreditbela­
stung wieder bedienen kann, dann ist er förde­
rungwürdig, dann soll man ihm etwas geben. 
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Aber nur auf das schöne Gesicht hin ist für mich 
jemand. der zur entsprechenden Stelle geht, nicht 
förderungswürdig, sondern das ist verschwende­
tes Geld, und das hat nur der österreichische 
Steuerzahler zu bezahlen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Warum es bei uns in Österreich so notwendig 
ist, ein Medienkartellrecht einzuführen, hat einen 
ganz einfachen Grund: In der letzten Zeit haben 
sich bei uns die Medienmultis festgesetzt, aber 
nicht mit österreichischem Kapital, sondern mit 
ausländischem Kapital. Das .. war auch der Grund, 
warum diese Medien nach Osterreich gekommen 
sind. Sie kamen mit ausländischem Kapital. er­
hielten zusätzlich Presseförderung, und dann hat 
man noch versucht, mit Hilfe der sogenannten 
Gewinnspiele immer mehr Marktanteile zu si­
chern und die kleineren und mittleren Zeitungen 
vom Markt zu verdrängen. 

Deswegen ist es unbedingt notwendig, dieses 
Medienkartellrecht in Österreich einzuführen, 
dann wird es mit dem Mediensterben nicht mehr 
weitergehen. Aber grundsätzlich stimme ich die­
ser Novelle zu. (Beifall bei der FPÖ.) ~3.08 

Präsident: Zum Wort gelangt Abgeordneter 
Wabl. Ich erteile es ihm. (Zahlreiche ironisch-be­
dauernde Zwischenrufe. - Der Prä si den I gibt 
das Glockenzeichen.) 

23.09 
Abgeordneter Wahl (Grüne): Herr Präsident! 

Meine Damen und Herren! Ich bin kein Medien­
experte. ich bin Zeitungsleser. Ich bin aber auch 
Mitglied des Rechnungshofausschusses und auf­
merksamer Leser der Rechnungshofberichte über 
die Förderung und Verteilung von Förderungs­
geldern, und ich bin auch aufmerksamer Leser 
davon, wie die Steuergelder verteilt werden, ins­
besondere auch im Bereich der Arbeitsmarktför­
derung. (Abg. Dr. Ne iss e r: Wann arbeitet der, 
wenn er dauernd liest?) 

Meine Damen und Herren! Es war ja wunder­
schön - Abgeordneter Bartenstein sollte sich das 
einmal anschauen -, wie in den letzten Jahrzehn­
ten Medienpolitik betrieben wurde von der hohen 
Politik und wie die Gelder verteilt wurden, wie 
unter dem Titel "Arbeitsmarktförderung" riesige 
Druckereien neu gebaut wurden, wie um das 
Geld gefeilscht wurde. Wenn der eine Große et­
was bekommen hat, dann mußte der andere Gro­
ße auch etwas bekommen, wenn der Rote etwas 
bekommen hat, dann mußte der Schwarze auch 
etwas bekommen. So zieht sich das durch den ge­
samten Rechnungshofbericht. 

Das hat mit Presseförderung wenig zu tun, son­
dern das hat mit der Angst der politischen Macht­
haber in diesem Land zu tun, daß sie von der 
"Kronen-Zeitung" oder von "täglich Alles" oder 
von einem anderen Blatt eine drüberkriegen, 

denn anders kann man das nicht nennen, wie die­
se Zeitungen mit der Politik verfahren. (Beifall 
bei den Grünen.) Gestern haben wir wieder ein 
wunderbares Beispiel erlebt, wie schön diese Zei­
tungen mit der Politik und mit den Politikern 
umgehen. (Zwischenruf des Abg. Dr. Bar t e n­
s te in.) Feuer frei auf Politiker! Das ist nämlich 
die Zeitung (zeigt diese), die von den Politikern 
Milliarden erpreßt hat und andere ebenso. 

Meine Damen und Herren! Ich bin schon da­
für, daß man das Rad nicht immer neu erfindet -
hier hat Herr Abgeordneter Resch schon recht -, 
aber, Herr Abgeordneter, dieses alte Rad Dichand 
- oder wie diese Medienzaren alle heißen -, das 
will ich nicht haben, wenn das Werk der Medien­
förderung angetrieben werden soll. Dieses Rad 
soll nicht hier in diesem Haus eine so gewichtige 
Rolle spielen, daß wir unsere Millionen Steuergel­
der entweder in das eine große Loch oder in das 
andere große Loch werfen, damit die Wahlen, die 
vor der Tür stehen, genehm durch die Zeitungen 
kommentiert werden. 

Meine Damen und Herren! Das ist letztklassi­
ger Journalismus! Aber wenn die Politiker so weit 
verkommen, daß sie diesen letztklassigen Journa­
lismus auch noch fördern und sich davon erpres­
sen lassen, dann ist es um die Würde dieses Hau­
ses nicht sehr gut bestellt. (Beifall bei den Grü­
nen.) 

Aber was ist denn jetzt bei diesem Gesetz pas­
siert, bei dem Herr Abgeordneter Resch nicht das 
Rad neu erfinden möchte? Da geht es darum, daß 
plötzlich verboten werden sollte, Wettspiele, 
Glücksspiele ab einer gewissen Höhe in den Zei­
tungen anzubieten, damit nicht der Leser - un­
mündig, wie er nun einmal ist, der österreichische 
Leser und die österreichische Leserin - durch 
irgendwelche marktwirtschaftlichen oder glücks­
spielmäßigen Verlockungen verleitet wird, so ein 
Blatt oder ein anderes zu kaufen. 

Dieses Blatt hier hat jahrzehntelang mit Villen, 
mit Grundstücken, mit Traumreisen, mit Traum­
inseln geworben, damit ef> auf diese Leserzahl ge­
kommen ist, die es heute hat. Und heute besteht 
die Gefahr, daß der andere große Medienzar 
möglicherweise auch so weit hinaufkommt. Da 
versucht schnell der eine, Lobbyismus zu betrei­
ben hier in diesem Haus, versucht, auf die Geset­
ze Einfluß zu nehmen, greift zum Hörer und ruft 
an: "Herr Schüssel! Hier spricht Dichand. Ich 
möchte jetzt etwas deutlich sagen, oder wollen Sie 
am nächsten Tag hier erleben, welche Politik Sie 
betreiben? Wollen Sie vielleicht eine Schlagzeile 
haben ,Schüssel ist abschußreif' oder ,Schüssel 
hat bereits zu lange gedient' oder ,Busek denkt 
über neuen Wirtschaftsminister nach'? Das kön­
nen wir alles machen." 
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Der Herr Intendant Bacher hat nicht ganz un­
richtig gesagt: In der ,.Kronen-Zeitung" steht 
nicht das drinnen. was sich ereignet, sondern das, 
was sich ereignen sollte. 

Meine Damen und Herren! Wir haben gestern 
ein Gesetz diskutiert, zu dem ein Bischof von 
Österreich gefragt hat: Wer beschließt die Geset­
ze in diesem Haus? Sind es die Geschäftemacher 
aus Indonesien und aus Malaysia, oder sind es die 
Geschäfte- und Zeitungsmacher in diesem Land? 
Und wenn Sie diesen Menschen, ganz gleich, weI­
che Zeitung sie herausgeben, bei Ihren Überle­
gungen der Medienförderung, der Presseförde­
rung und der Mediengesetze nachgeben, dann 
werden Sie sich irgendwann einmal wundern, daß 
diese Medienzaren Sie so in der Hand haben und 
dann, weil Sie nicht mehr hineinpassen in ihr 
Konzept der Machtspiele, so machen (macht eine 
entsprechende Gesce) und Sie am Boden liegen 
und fallengelassen werden. Und das. meine Da­
men und Herren, gilt es zu verhindern. 

Herr Abgeordneter Schieder! Sie wissen genau, 
wie das Spiel mit der Medienförderung geht. Sie 
haben jahrzehntelang hier mitgespielt und zuge­
schaut. 

Meine Damen und Herren! Ich bin kein Me­
dienexperte, aber eines kann ich sehen, wenn von 
einem Tag auf den anderen Politiker zum Ab­
schuß freigegeben werden, wenn von einem Tag 
auf den anderen Personen medial hingerichtet 
werden können. Aber ich kann auch noch sehen, 
daß die Menschen, die diese Blätter in der Hand 
haben, sich bereits auch hier in diesem Haus eta­
bliert haben und unsere Gesetze unzulässig mit­
beeinflussen. Und deshalb stimme ich gegen diese 
Vorlage, die heute hier verhandelt wird. (Beifall 
bei den Grünen.) 23.15 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr gemel­
det. Die Debatte ist geschlossen. 

Ein Schlußwort des Berichterstatters wird nicht 
verlangt. 

Wir kommen daher zur Ab s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
980 der Beilagen. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die für 
diesen Gesetzentwurf sind, um ein Zeichen der 
Zustimmung. - Danke. Das ist mit Mehrheit an­
genommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem vor­
liegenden Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung erteilen, um ein diesbezügliches 
Zeichen. - Das ist die M ehr h e i t. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter Le­
sung a n gen 0 m m e n. 

3. Punkt: Bericht des Handelsausschusses über 
die Regierungsvorlage (781 der Beil~gen): 
GATT; Anderungen der Liste XXXII - Oster­
reich (981 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 
3. Punkt .. der Tagesordnung: Regierungsvo.rlage: 
GATT; Anderungen der Liste XXXII - Oster­
reich. 

Herr Abgeordneter Dietachmayr hat die Be­
richterstattung übernommen. Ich ersuche ihn um 
seinen Bericht. 

Berichterstatter Dietachmayr: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Ich bringe den Bericht des Handelsausschusses. 
Am 1. Jänner 1992 sind Änderungen der Nomen­
klatur des Harmonisierten Systems in Kraft getre­
ten. 

Durch diese Änderung war auch eine Anpas­
sung der Zollkonzessionen der GATT-li­
ste XXXII - Österreich erforderlich. 

Der vorliegende Staatsvertrag sieht daher die 
Zertifizierung von Austauschblättern für die 
GATT-Liste XXXII - Österreich im GATT vor. 

Der Handelsausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 4. März 
1993 in Verhandlung genommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Han­
delsausschuß somit den An t rag, der National­
rat wolle beschließen: 

Der Staatsvertrag: GATT; Änderung der li­
ste XXXII - Österreich (781 der Beilagen), wird 
genehmigt. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß noch Wort­
meldungen kommen, bitte ich, die Debatte fort­
zusetzen. 

Präsident: Wünscht jemand das Wort? Es lie­
gen mir nämlich keine Wortmeldungen vor. -
Wenn das nicht der Fall ist, erübrigt sich auch die 
Abstimmung über den Antrag Fuhrmann, Neis­
ser, Haupt, Moser betreffend Redezeit. (Ironische 
Heiterkeit und Beifall bei den Grünen.) 

Wir kommen daher gleich zur A b s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, dem 
Abschluß des gegenständlichen Staatsvertrages in 
781 der Beilagen die Genehmigung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser 
Genehmigung ihre Zustimmung erteilen, um ein 
diesbezügliches Zeichen. - Das ist ein s tim -
m i g so b e s chi 0 s sen. 
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Präsident 

4. Punkt: Bericht des Handelsausschusses über 
die Regierungsvorlage (958 der Beilagen): Ab­
kommen zwischen den EFTA-Staaten und Polen 
samt Anhängen, Protokollen, Erklärungen und 
Vereinbarungsniederschrift (982 der Beilagen) 

5. Punkt: Bericht des Handelsausschusses über 
die Regierungsvorlage (960 der Beilagen): Ab­
kommen in Form eines Briefwechsels zwischen 
der Republik Österreich und der Republik Polen 
betreffend den Handel mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen samt Anhängen . und Anlage 
(983 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zu den 
Punkten 4 und 5 der heutigen Tagesordnung, 
über welche die Debatte unter einem durchge­
führt wird. 

Es sind dies die Berichte des HandeIsausschus­
ses über die Regierungsvorlagen: 

Abkommen zwischen den EFT A-Staaten und 
Polen samt Anhängen, Protokollen, Erklärungen 
und Vereinbarungsniederschrift sowie 

Abkommen mit Polen betreffend den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen samt An­
hängen und Anlage. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist Herr 
Abgeordneter Dr. Lukeseh. Ich ersuche ihn um 
seine Ausführungen. 

Berichterstatter Dr. Lukeseh: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Hohes Haus! Ich bringe zu­
nächst den Bericht des Handelsausschusses über 
die Regierungsvorlage: Abkommen zwischen den 
EFT A-Staaten und Polen samt Anhängen, Proto­
kollen, Erklärungen und Vereinbarungsnieder­
schrift. 

Um einer möglichen Diskriminierung durch 
den Abschluß eines Assoziationsabkommens zwi­
schen der EG und Polen rechtzeitig vorzubeugen, 
haben die EFTA-Staaten im Dezember 1990 Ver­
handlungen über den Abschluß eines Freihan­
delsabkommens mit Polen eingeleitet. 

Die Verhandlungen zwischen den EFTA-Staa­
ten und Polen konnten am 6. November 1992 ab­
geschlossen und das Abkommen am 10. De­
zember 1992 unterzeichnet werden. 

Der Handelsausschuß hat die Regierungsvorla­
ge in seiner Sitzung am 9. März 1993 in Verhand­
lung genommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Handelsausschuß somit den A n t rag, der Na­
tionalrat wolle beschließen: 

1. Der Abschluß des Staatsvertrages: Abkom­
men zwischen den EFT A-Staaten und Polen samt 
Anhängen, Protokollen, Erklärungen und Ver-

einbarungsniederschrift (958 der Beilagen), des­
sen Artikel 5 des Anhanges XI verfassungsän­
dernd ist, wird genehmigt. 

2. Gemäß Artikel 49 Abs. 2 B-VG sind die 
Österreich nicht betreffenden Teile, das sind die 
Anhänge 11 bis VI zu Protokoll A, die Tabellen B, 
D und E zu Anhang III, die Tabellen I und II zu 
Protokoll C und die Tabellen zu Anhang VI, die­
ses Übereinkommens dadurch kundzumachen, 
daß das Abkommen zur Gänze zur öffentlichen 
Einsicht während der Amtsstunden für die Dauer 
seiner Geltung im Bundesministerium für aus­
wärtige Angelegenheiten aufgelegt wird. 

Abschließend habe ich eine Druckfehlerberich­
tigung vorzunehmen, und zwar muß es in der Zif­
fer 2 des Ausschußantrages an den Nationalrat in 
der zweiten Zeile statt "das sind die Anhänge 11 
bis VI zu Protokoll A" richtig heißen: "das sind 
die Tabellen 11 bis VI zu Protokoll A". 

Weiters habe ich Ihnen eine Druckfehlerbe­
richtigung im Abkommen selbst zur Kenntnis zu 
bringen. Dor~. ist auf Seite 93 der Regierungsvor­
lage vor der Uberschrift "Movement Certificate" 
die Überschrift "Annex III to Protocol B" einzu­
fügen. Diese Überschrift fehlt auch in der deut­
schen Übersetzung. Daher ist dort auf Seite 257 
vor der Überschrift "Warenverkehrsbescheini­
gung" die Überschrift "Anhang 111 zu Proto­
koll B" einzufügen. 

Weiters bringe ich den Bericht des HandeIsaus­
schusses über die Regierungsvorlage: Abkommen 
in For.m eines Briefwechsels zwischen der Repu­
blik Osterreich und der Republik Polen betref­
fend den Handel mit landwirtschaftlichen Er­
zeugnissen samt Anhängen und Anlage. 

Im Rahmen der multilateralen Verhandlungen 
zwischen den EFT A-Staaten und der Republik 
Polen über den Abschluß eines eben berichteten 
Freihandelsabkommens, das primär den indu­
striell-gewerbq~hen Sektor umfaßt, ist die polni­
sche Seite an Osterreich, ebenso wie an die übri­
gen EFTA-Staaten, mit dem Ersuchen um Ein­
räumung von Zugeständnissen im Handel mit 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen herangetreten. 

Parallel zu den multilateralen Verhandlungen 
wurden die bilateralen Verhandlungen für den 
Abschluß eines Abkommens in Form eines Brief­
wechsels zwischen Österreich und der Republik 
Polen über den Handel mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen geführt. 

Der Handelsausschuß hat die Regierungsvorla­
ge (960 der Beilagen) in seiner Sitzung am 
9. März 1993 in Verhandlung genommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Han­
delsausschuß somit den A n t rag, der National­
rat wolle beschließen: 
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Berichterstatter Dr. Lukesch 

Der Staatsvertrag: Abkommen in Form eines 
Briefwechsels zwischen der Republik Österreich 
und der Republik Polen betreffend den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen samt An­
hängen und Anlage (960 der Beilagen) wird ge­
nehmigt. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen. bitte ich, die Debatte fortzuset­
zen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat­
ter sehr herzlich für seine Darlegungen. 

Redezeitbeschränkung 

Präsident: Es liegt mir ein Antrag Fuhrmann, 
Neisser, Haupt, Moser auf Beschränkung der Re­
dezeit auf 15 Minuten vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Vierparteienantrag zustimmen, um ein Zeichen. 
- Das ist mit Me h r h e i t so be sc h los -
sen. 

Wir werden in diesem Sinne vorgehen. 

Erster Redner ist Herr Abgeordneter Huber. 
Er hat das Wort. 

23.23 
Abgeordneter Huber (FPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine geschätzten Damen 
und Herren! Zur Debatte steht die Regierungs­
vorlage 960 der Beilagen: Abkommen in Form ei­
nes Briefwechsels zwischen der Republik Öster­
reich und der Republik Polen betreffend den 
Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
samt Anhängen und Anlage. 

Mit dem Tagesordnungspunkt 4 bezüglich 
958 der Beilagen, EFT A-Abkommen mit Polen, 
wird sich mein Kollege Schreiner beschäftigen. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Mit 
l. Jänner 1993 sollte der EWR, Europäischer 
Wirtschaftsraum, in Kraft treten. Nachdem be­
züglich der Teilnahme am EWR die Volksabstim­
mung in der Schweiz negativ ausgegangen ist, 
wurde das Inkrafttreten des EWR auf l. Juli 1993 
verschoben. Aber wie gestern aus dem Mund des 
Herrn Außenministers Dr. Mock zu erfahren 
war, wird wahrscheinlich auch noch das Jahr 1994 
ins Land ziehen, bevor der EWR in Kraft treten 
wird. 

Meine geschätzten Damen und Herren! Warum 
sage ich das? - Weil es ja heißt, die Landwirt­
schaft ist in den EWR nicht einbezogen. Eine sol­
che Situation ist den Älteren von uns nicht unbe­
kannt. Seinerzeit, als noch die EG existent war, 
gab es für die Landwirtschaft die sogenannten 
Brüsseler Verträge, mit dem Vorwand von Ver­
günstigungen für die Landwirtschaft. Nur sind 

diese Vergünstigungen nie in Kraft getreten. Das 
heißt, daß wir von der Landwirtschaft her bezüg­
lich dieser Verträge gebrannte Kinder sind und 
wohl auch deshalb den jetzigen Handelsverträgen 
mit Vorsicht und Skepsis gegenüberstehen. 

Der Handelsvertrag mit der Türkei hat bereits 
das Hohe Haus passiert - gegen unsere Stif[1men. 
Der Handelsvertrag mit der seinerzeitigen CSFR, 
also mit dem heutigen Tschechien beziehungswei­
se der Slowakei, hat ebenfalls das Hohe Haus pas­
siert - gegen unsere Stimmen. Dasselbe war bei 
den Handelsverträgen mit der Republik Kroatien, 
mit der Republik Slowenien und mit dem Staat 
Israel. Nun steht der Handelsvertrag mit der Re­
publik Polen zur Debatte. Der Handelsvertrag 
mit Ungarn wird demnächst folgen, und ich bin 
mir sicher, daß in diesem Hause noch viele Ab­
kommen mit anderen Staaten behandelt werden 
müssen. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Damit 
ist die österreichische Landwirtschaft sehr wohl in 
den EWR miteinbezogen. Für den Beitritt zur 
EG gibt es bereits Verhandlungen, wobei aller­
dings durch eine zwingend vorgeschriebene 
Volksabstimmung die österreichischen Bürgerin­
nen und Bürger das letzte Wort haben werden. 

Wenn man als bäuerlicher Abgeordneter diese 
Handelsverträge genau durchliest, dann steigen 
einem die Haare - vorausgesetzt, man hat noch 
welche - zu Berge. (Beifall bei der FPÖ.) Nicht 
genug damit, daß in den aufgezählten Handels­
verträgen beinahe alle bei uns erzeugten landwirt­
schaftlichen Produkte enthalten sind, das heißt, 
daß beinahe alles nach Österreich importiert wer­
den kann, sind in den Handelsverträgen mit Polen 
beziehungsweise mit den anderen von mir aufge­
zählten Staaten, am ehesten noch Israel ausge­
nommen, Produkte enthalten, die einfach in die­
sen Staaten überhaupt nicht erzeugt werden kön­
nen. Auf diese Weise wird jede Willkür, jedes x­
beliebige Handelsgeschäft auf der ganzen Welt 
ermöglicht. 

Wenn man die Schwierigkeiten kennt, mit de­
nen die österreichische Landwirtschaft bezüglich 
der Importe zu kämpfen hat, dann muß man sol­
che Handelsverträge nicht nur ablehnen, sondern 
man steht ihnen, vor allem als bäuerlicher Abge­
ordneter, einfach fassungslos gegenüber. Und 
kein Geringerer als Herr Landwirtschaftsminister 
Fischler hat, in der "Pressestunde" von Journali­
sten darauf angesprochen, erklärt, daß es richtig 
ist, daß diese Handelsverträge für die österreichi­
sche Landwirtschaft ein Nachteil sind. Aber hier 
im Parlament verteidigt derselbe Landwirtschafts­
minister diese Abkommen, und hier im Parla­
ment stimmen die bäuerlichen Abgeordneten der 
SPÖ, aber auch jene der ÖVP für diese Abkom­
men. 
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Huber 

Meine geschätzten Damen und Herren! Das ist 
Doppelbödigkeit, um nicht das Wort .,unehrlich" 
verwenden zu müssen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Auch 
wir von der freiheitlichen Fraktion wissen sehr 
wohl, daß der Handel keine Einbahn ist. Aber 
ebenso wissen wir, daß unter den derzeitigen Ver­
hältnissen, vor allem wenn man durch solche 
Handelsverträge dem Import weiter Tür und Tor 
öffnet, ohne entsprechende Gegenmaßnahmen 
für die Vollerwerbsbauern bald die letzte Stunde 
schlagen wird. 

Meine Damen und Herren von den Regierungs­
parteien! Es scheint Ihnen die von Bundesmini­
ster Fischler in Auftrag gegebene Studie von Do­
zent Dr. Schneider, wonach den Bauern unter 

,den gegebenen Umständen - und ich sage, daß 
Dr. Schneider bescheiden gerechnet hat - jähr­
lich ein Einkommensverlust von rund 8 Mil­
liarden Schilling ins Haus steht, völlig gleichgültig 
zu sein. 

Es scheint Ihnen auch gleichgültig zu sein, daß 
die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise, wenn 
auch auf etliche aufgeteilt, bei einem Produkt 
mehr, beim anderen etwas weniger, im Durch­
schnitt aber um 30 Prozent vermindert sein wer­
den, wobei dann die vom GATT beabsichtigten 
Preisminderungen bei weitem nicht zum Tragen 
gekommen sind, also die österreichische Land­
wirtschaft noch gut bedient wurde. 

Herr Bundesminister Fischler! Herr Bundesmi­
nister Schüssel! Aber auch meine geschätzten Da­
men und Herren der Regierungsparteien! Ist Ih­
nen noch immer nicht bewußt, welch gefährliches 
Spiel Sie letztlich mit den Bauern treiben? Bei 
diesen dürftigen Sterbehilfen, die Sie derzeit für 
diese gewaltigen Veränderungen vorgesehen ha­
ben, braucht man kein Prophet zu sein, um zu 
wissen, daß von den vorhandenen 82 000 VoIler­
werbsbauern mindestens die Hälfte, also 40 000, 
den Weg in den Nebenerwerb, ob sie wollen oder 
nicht, antreten wird müssen. 

Aber es liegt ja voll in Ihrem Konzept: die 
Empfehlung zur Erwerbskombination ist die ein­
zige Alternative, die 'Sie den Bauern anzubieten 
haben. Wir haben derzeit noch insgesamt 
270 000 bäuerliche Betriebe. Wenn weitere 
40 000 in den Nebenerwerb gehen, dann sind 
227 000 im Nebenerwerb. Und was bedeutet -
ich muß es immer wieder erwähnen - Nebener­
werb? - Zwei Berufe ausüben zu müssen, um 
einigermaßen einmal leben zu können! Eine ge­
waltige Mehrbelastung für den Betriebsführer, 
aber noch viel mehr für die Bäuerin. Und der 
Gesundheitszustand dieser Frauen spricht eine 
ganz klare und deutliche Sprache: Er ist der 
schlechteste aller Berufsgruppen. Soll das das 

Konzept sein? Ich glaube, das kann nicht das 
Konzept sein. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und letzter Punkt: Die Kinder dieser Nebener­
werbsbauern werden diese Mehrbelastung nicht 
mehr auf sich nehmen. Es wird Einzelfälle geben. 
Dann haben wir das Problem Landwirtschaft auf 
diesem Wege nicht gelöst, sondern bestenfalls die 
Problemlösung um 20 oder 30 Jahre aufgescho­
ben. 

Wir haben bereits über 270 000 Arbeitslose. 
Die Zahl ist weiter im Steigen begriffen. 

Meine Damen und Herren von den Regierungs­
parteien! Sind Sie denn wirklich von allen guten 
Geistern verlassen? Ja merken Sie nicht. daß Be­
triebe mit über tausend Arbeitsplätzen schließen, 
daß wir Tausende Arbeitslose hinzubekommen? 
Wann werden Sie denn endlich begreifen, daß 
letztlich auch jeder Bauernhof - ob er groß oder 
klein ist, ob er sich in Tallage oder irgendwo auf 
einem Bergeshang befindet - ein erhaltungswür­
diger Arbeitsplatz ist? Wenn Sie mit dieser Bau­
ern-Vernichtungspolitik weitermachen, so wer­
den Sie es schaffen, den Bauernstand, der letztlich 
die Wurzel des Staates ist, umzubringen. Dann 
allerdings werden Sie zwangsweise erkennen, für 
welch gewaltige Fehlentwicklung Sie die Verant­
wortung zu tragen haben werden. Denn eines 
werden wir ganz sicher schaffen: Sie aus dieser 
Verantwortung nicht zu entlassen! 

Und im vollen Bewußtsein der Tragweite wird 
die FPÖ den Punkten 4 und 5 nicht ihre Zustim­
mung geben. (Beifall bei der FPÖ.) 23.32 

Präsident: Nächster Redner: Abgeordneter 
Dipl.-Ing. Kaiser. 

~3.32 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Kaiser (ÖVP): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Kollege Huber hat 
eben recht engagiert sein Nein vorgetragen. Ich 
glaube, er fürchtet sich umsonst; es ist nicht so, 
wie er meint. 

Es handelt sich um Zollbegünstigungen, um ein 
Freihandelsabkommen mit Polen, einerseits mul­
tilateral zwischen der EFT A und Polen, ausge­
nommen die Landwirtschaft, aber inbegriffen 
landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte, und 
um ein eigenes landwirtschaftliches Freihandels­
abkommen, wie das die Landwirtschaft verlangt 
hat. 

Beim multilateralen Abkommen geht es darum, 
daß der gewerblich-industrielle Bereich nicht 
~~hlechtergestellt wird, und es ist vorgesehen, daß 
Osterreich parallel zur EG vorgeht, weil die EG 
schon Konzessionen gewährt hat und auch Ge­
genkonzessionen eingeräumt bekommt. 
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Dipl.-Ing. Kaiser 

Österreich gewährt Polen allgemein 50 Prozent 
Zollermäßigung, auf dem Textilsektor aber nur 
35 Prozent und auf dem Agrarsektor eben 
punktuell. Und wie sieht es da im einzelnen aus? 

Auf der Exportseite können österreichische 
Zuchtrinder zollfrei geliefert werden. Bei Du­
rum-Weizen wurde der Zollsatz auf 10 Prozent 
gesenkt. Für Fruchtsäfte, Wein und Sekt wurden 
ebenfalls Zollsenkungen vereinbart. 

Auf der Importseite sieht es so aus, daß - ich 
habe das im Ausschuß schon erwähnt - wir in 
den letzten Jahren aus Polen eine begrenzte Men­
ge von Schlachtpferden und Pferdefleisch impor­
tierten. Das Abkommen sieht den Import von 300 
lebenden Tieren und 700 Tonnen Fleisch vor, 
also zusammen- beziehungsweise umgerechnet 
3 000 Pferde. Diese Menge kommt jetzt schon 
ohne Importausgleich; es handelt sich daher nur 
um eine Festschreibung der Zollfreiheit. Sollte 
nach Österreich aus Polen Schweinefleisch im­
portiert werden - bitte: sollte! -, so können 
50 Tonnen, das sind drei Kühlwagen, zum halben 
Zollsatz importiert werden. Weiters wird der Im­
portausgleich halbiert für 200 Tonnen Schlacht­
ziegen, 50 Tonnen Wildschweine, 50 Tonnen 
Gänse, 150 Tonnen gefrorene Enten. 50 Tonnen 
Süßwasserfische, ausgenommen Forellen und 
Karpfen, können zollfrei geliefert werden. 

Die weitere Regelung bezieht sich auf den Ver­
edelungsverkehr. Schon jetzt kommen aus Polen 
Rohstoffe nach Österreich, die hier unter Zoll­
aufsicht verarbeitet werden. Österreichische Fir­
men können ihre freien Kapazitäten dadurch bes­
ser ausnützen. Das fertige Produkt geht wieder 
aus Österreich hinaus. Der Bewilligungsvorgang 
hiezu soll vereinfacht werden. Es geht um 
2 000 Tonnen Milchpulver, 6 000 Tonnen Apfel­
konzentrat und 10 000 Tonnen Melasse. 

Also alles in allem handelt es sich, glaube ich, 
um ein Gleichziehen mit der EG. Die Landwirt­
schaft erleidet dabei sicher keinen Schaden. (Zwi­
schenruf des Abg. lng. Mur e r.) Es handelt sich 
beim Landwirtschaftsabkommen importseitig um 
die Festschreibung von Mengen, die zollbegün­
stigt importiert w~rden können. - Danke schön. 
(Be{[all bei der 0 VP und bei Abgeordneten der 
SPO.) 22.35 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Mag. Schreiner. Er hat das Wort. 

ll~ _ 
Abgeordneter Mag. Schreiner (FPO): Herr 

Bundesminister! Herr Präsident! Hohes Haus! 
Der Außenhandel mit Polen hat sich im 
Jahr 1991 abgewickelt mit .. rund 7 370 Millionen 
Schilling an Export von Osterreich nach Pol~n 
und mit einem Importvolumen von 5 560 Md­
lionen Schilling. Das sind zwar Zahlen, die in Re-

lation zum gesamten österreichischen Außenhan­
del in etwa in der Mitte liegen. Aber es stimmt 
unsere Fraktion doch bedenklich, wenn man hier 
quasi einem Abkommen zustimmen soll mit ei­
nem Land, dem der Rechnungshofbericht der Re­
publik aus dem Jahr 1993 kein sehr gut~.s Zeugnis 
ausstellt. Insgesamt hat die Republik Osterreich 
haftungsbesicherte Forderungen gegenüber Polen 
von rund 24,6 Milliarden Schilling, das ist das 
Vierfache des Exportvolumens, das wir pro Jahr 
an Polen liefern. Der Rechnungshof stellt weiter 
fest, er bezweifle, daß getroffene Umschuldungs­
maßnahmen überhaupt greifen und daß die Ein­
bringlichkeit durch Umschuldungsmaßnahmen 
sehr positiv beeinflußt wird. Er meint auch, daß 
die Kritik an diesen bilateralen Umschuldungen 
durch die multilateralen Vereinbarungen nach 
dem Klub-von-Paris-Beispiel nicht abgeschwächt 
werden könne. 

Was will ich damit sagen, Hohes Haus? Ich 
meine daß wir bei einem Abkommen mit Polen 
beach;en müssen, ob große Interessen von Öster­
reich auf dem Spiel stehen, wenn wir einem Han­
delsabkommen die Zustimmung geben, das auch 
gewisse Nachteile für uns bringt. Herr Abgeord­
neter Kaiser! Sie haben gemeint, es werden sehr 
wenige landwirtschaftliche Produkte importiert. 
Sie müssen mir aber zugeben, es werden auch 
Produkte importiert, die nicht den strengen phy­
tosanitären Kontrollen unterliegen, wie wir sie in 
Österreich haben, nicht den Kontrollen in lebens­
mittelrechtlicher Hinsicht (Abg. Ingrid Ti c h y -
Sc h red er: Wieso?), aber auch nicht den Pro­
duktionsmethoden, die wir anwenden. Wir kon­
kurrenzieren damit unsere Binnenwirtschaft. Das 
muß auch einmal gesagt werden (Beifall bei der 
FPÖ). denn hier wird ein Konkurrenzprodukt im­
portiert, das unsere Binnenwirtschaft, unsere 
landwirtschaftlichen Verarbeitungsbetriebe in ei­
ner Art und Weise konkurrenziert, die nicht ver­
gleichbar ist. Das ist ein typisches Dumping-Ver­
fahren, nämlich ein Dumping Verfahren dahin 
gehend, daß eben unterschiedliche Produktions­
methoden und unterschiedliche lebensmitteltech­
nische Vorgänge hier zur Anwendung kommen 
und sich Polen aufgrund seiner binnenstaatlichen 
Regelung in einer besseren Situation befindet. 

Und der Herr Handelsminister hat jeweils ge­
sagt: Wir müssen diesem Abkommen eigentlich 
zustimmen, wir können ja gar nicht anders. Das 
ist ein EFT A-Abkommen, und wir spielen ja in 
der EFT A keine so bedeutende Rolle, daß wir 
hier einen anderen Weg gehen könnten. 

Ich habe mir, Herr Bundesminister, einmal zu­
sammengeschrieben, welchen Anteil die Republik 
Österreich allein vom Budget der EFT A einzahlt. 
- Das ist insgesamt mehr als ein Viertel. 
25,23 Prozent des EFTA-Budgets und damit mei­
ner Meinung nach auch der Mitgestaltung in der 
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EFTA trägt die Republik Österreich, neben Finn­
land, das 21 Prozent beisteuert, und Schweden, 
das zugegebenerweise beinahe 37 Prozent leistet. 

Ich glaube daher, daß ein Land wie Österreich, 
das einen so bedeutenden Teil des EFTA-Budgets 
trägt, auch das Recht hat, gerade in solchen Han­
delsabkommen seine eigenen Interessen vor die 
der EFT A zu stellen. Aus diesem Grund wird un­
sere Fraktion diese beiden Abkommen auch heu­
te ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 23.40 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord­
neter Achs. Er hat das Wort. 

23.41 
Abgeordneter Achs (SPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine sehr geschätzten 
Damen und Herren! Von Mittwoch 11 Uhr bis 
jetzt sind 60 Stunden und 41 Minuten verstri­
chen, und davon wurden 50 Stunden und 41 Mi­
nuten getagt. Als letzter Redner werde ich meine 
Ausführungen natürlich besonders kurz halten. 
Ich möchte mich daher auf einige Punkte be­
schränken. 

Zum Abkommen zwischen den EFT A-Staaten 
und Polen und zum bilateralen Abkommen zwi­
schen Österreich und Polen betreffend den Han­
del mit landwirtschaftlichen Produkten ist zu sa­
gen: Ziel ist die Schaffung einer erweiterten und 
harmonischen Freihandelszone zwischen den 
EFT A-Staaten und Polen, aber auch den Staaten 
der Europäischen Gemeinschaft. Diese erweiterte 
Freihandelszone soll den Fortschritt der Wirt­
schaftstätigkeit in den EFT A-Staaten und in Po­
len verbessern, zu einer Verbesserung der Le­
bens- und Beschäftigungsbedingungen beitragen 
und höhere Produktivität und finanzielle Stabili­
tät bringen. 

Mit einem wirtschaftlichen Aufschwung Polens 
wären mehrere Vorteile verbunden: Stärkung der 
Demokratie - das liegt im demokratiepolitischen 
und sicherheitspolitischen Interesse Osterreichs 
-, Erhöhung der Kaufkraft der Polen und damit 
verstärkte Absatzmöglichkeiten auch für österrei­
chische Waren - das liegt im ökonomischen In­
teresse Österreichs -, drittens Stabilisierung des 
polnischen Staatshaushaltes und damit verbunden 
vermehrter Rückfluß polnischer Schulden an 
Österreich - das liegt im budgetpolitischen In­
teresse Österreichs. Die Verbesserung der Le­
bens- und Beschäftigungsbedingungen wird zu ei­
ner Verringerung der Emigrationsneigung der 
polnischen Menschen führen; dieser Vorteil steht 
ebenfalls außer jeder Diskussion. 

Kollege Huber! Wir werden künftig mehr und 
leichter Wein und Traubensaft nach Polen expor­
tieren können. Wir wissen, daß Polen für den 
österreichischen Weinmarkt von besonderer Be­
deutung ist, und ich sehe hier wirklich einen be-

sonderen Ansatzpunkt für mehr Exporte nach 
Polen. (Abg. Ing. M Cl r er: Wer zahLt das?) 

Die Freihandelszone zwischen den EFTA-Staa­
ten und Polen wird schrittweise bis zum 
Jahr 2001 vollendet. Dieses schrittweise Vorge­
hen beinhaltet den Vorteil, daß etwaige Umstel­
lungen und Adaptierungen einfacher vorgenom­
men werden können. (Abg. Ing. Mur e r: Wer 
zahlt?) 

Kollege Murer! Es ist schon richtig, daß die Ex­
porte gestützt sind, aber bitte vergessen wir nicht: 
Wir haben Ansatzpunkte. Wir haben bereits etli­
che Mengen, den Liter um 47 S, exportiert -
ohne Stützung. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 
5 000 Liter! 5 000 Liter! 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich da­
her zusammenfassend sagen: die Wirtschaftspoli­
tik hat einen guten Rahmen für die positive Ent­
wicklung der Handelsströme der beteiligten Ver­
tragsparteien geschaffen. Daraus sollten Wohl­
standsgewinne für alle beteiligten Volkswirtschaf­
ten erwachsen. Der Ball liegt nun bei den Unter­
nehmen, diesen Rahmen auch wirklich zu nützen. 
- Ich danke Ihnen. (Beifall bei SPÖ wut ÖVP.) 
23.45 

Präsident: Zu Wort ist niemand mehr gemel­
det. Der Herr Berichterstatter benötigt kein 
Schlußwort. 

Wir kommen daher zur A b s tim m u n g, die 
über die einzelnen Ausschußanträge getrennt 
vorgenommen wird. 

Als erstes gelangen wir zur Abstimmung über 
den Antrag des Handelsausschusses, dem Ab­
schluß des Staatsvertrages: Abkommen zwischen 
den EFT A-Staaten und Polen samt Anhängen, 
Protokollen, Erklärungen und Vereinbarungsnie­
derschrift, dessen Artikel 5 des Anhanges XI ver­
fassungsändernd ist, in 958 der Beilagen die Ge­
nehmigung zu erteilen. 

Mit Rücksicht auf die erwähnte Verfassungsän­
derung stelle ich zunächst im Sinne des § 82 
GOG die für die Abstimmung erforderliche An­
wesenheit des verfassungsmäßig vorgeschriebe­
nen Quorums fest. 

Ich bitte nunmehr jene Damen und Herren, die 
sich dafür aussprechen, dem gegenständlichen 
Staatsvertrag die Genehmigung zu erteilen, ein 
entsprechendes Zeichen zu geben. - Ich danke 
und stelle ausdrücklich die verfassungsmäßig vor­
geschriebene Z w eid r i t tel m ehr h e i t bei 
entsprechendem Quorum fest. 

Wir kommen als nächstes zur Abstimmung 
über den Antrag des Handelsausschusses, im Sin­
ne des Artikels 49 Abs. 2 B-VG zu beschließen, 
die Österreich nicht betreffenden Teile, das sind 
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die Tabellen 11 bis VI zu Protokoll A, die Tabel­
len B, D und E zu Anhang 111, die Tabellen I 
und 11 zu Protokoll C und die Tabelle zu An­
hang VI, dieses Abkommens dadurch kundzuma­
chen, daß der Staatsvertrag zur Gänze zur öffent­
lichen Einsicht während der Amststunden für die 
Dauer seiner Geltung im Bundesministerium für 
auswärtige Angelegenheiten aufgelegt wird. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die zu 
dieser Vorgangsweise ihre Zustimmung geben, 
um ein Zeichen. - Das ist mit M ehr h e i t so 
b e s chi 0 s sen. 

Ich lasse als nächstes abstimmen über den An­
trag des Handelsausschusses, dem Abschluß des 
Staatsvertrages: Abkommen mit Polen betreffend 
den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnis­
sen samt Anhängen und Anlage in 960 der Beila­
gen die Genehmigung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für diese 
Genehmigung eintreten, um ein entsprechendes 
Zeichen. - Das ist mit M ehr h e i t - und 
zwar mit großer Mehrheit - so be s chi 0 s­
sen. 

Damit ist die Tagesordnung erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sitzung 
die Anfragen 4479/J bis 4482/J eingelangt sind. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates, die 
für Mittwoch, den 24. März 1993, 11 Uhr in Aus­
sicht genommen ist, wird auf schriftlichem Wege 
einberufen werden und soll mit einer Fragestunde 
beginnen. 

Die jetzige Sitzung ist g e s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 23 Uhr 48 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 93 0104 
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